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Das rechtsextreme 
„Compact“-Magazin von 
Jürgen Elsässer wird 
verboten. Manche sprechen 
von einer gefährlichen 
Einschränkung der 
Pressefreiheit. Heiligt der 
Zweck die Mittel?
3, 13

VERBOTEN
Guten Tag, 
meine Damen und Herren!
Der RBB hat Radiomoderator und Sati-
riker „El Hotzo“ gefeuert. Der hatte auf 
Twitter den Fehlschuss auf Ex-Präsident 
Donald Trump bedauert. verboten findet 
ja Verbote generell ganz sympathisch. In 
Sachen Pressefreiheit allerdings sollte 
eine Zensur nur

Ultima Razzia sein.

J
etzt also J. D. Vance. Der 39-Jährige, der 
gerade erst 2022 mit seiner Wahl zum 
Senator in Ohio in die Politik einge-
stiegen ist, soll Vizepräsident der USA 

werden – jedenfalls wenn es nach Donald 
Trump geht. Dass Trump ihn und nicht ei-
nen der gestandeneren republikanischen Po-
litiker zum „Running Mate“ macht, zeigt vor 
allem eins: Trump ist sich ganz sicher, dass er 
innerhalb der Republikanischen Partei keine 
Kompromisse mehr machen muss. Der nicht-
trumpistische Flügel der Partei ist tot.

Auch nach außen trägt James David Vance, 
abgesehen von seinem jungen Alter, nichts 
zum Präsidentschaftsticket bei, was Trump 
nicht auch selbst zu bieten hätte: Er spricht 
die gleichen Wähler*innen aus den herunterge-
kommenen früheren Industriezentren an, die 
Trump schon 2016 den Wahlsieg bescherten.

Im Unterschied zu Trump ist Vance da-
bei authentisch: Denn wie er 2016 in seinem 
viel beachteten Erinnerungsbuch und Best-
seller „Hillbilly Elegy“ überaus eloquent er-
zählte, kommt er selbst aus diesen Verhält-
nissen. Wenn der Milliardär Trump nur be-
hauptet, für die einfachen Leute zu stehen, 
kann Vance umso überzeugender sagen: Ich 
bin einer von euch, ich kenne eure Lage, eure 
Sorgen, eure Nöte.

Nur: Normalerweise soll die Besetzung 
des Running Mate Schwächen des Präsi-
dentschaftskandidaten ausgleichen. Etwa 
bei Biden: Deutlich jüngere Schwarze Frau 
ergänzt alten weißen Mann. Oder bei Trump 
2016: Evangelikaler Traditionsrepublikaner 
Mike Pence ergänzt unorthodoxen New Yor-
ker Quereinsteiger Trump. 

Trump hingegen braucht Vance nicht, um 
die Wahl zu gewinnen. Vance’ Ernennung hat 
andere Gründe, wie die meisten US-Medien 
wohl zu Recht analysieren: Es geht um den 
nächsten Fackelträger der MAGA-Bewegung, 
wenn Trump 2028 nicht mehr kandidieren 
kann und dann auch schon 82 Jahre alt ist. 
Die Verstetigung des Trumpismus weit über 
Trump hinaus.

Für die Demokrat*innen ist Vance eine 
Gefahr, wenn sie darauf setzen würden, in 
Staaten wie Wisconsin, Michigan, Pennsylva-
nia die Working Class zurückzuholen. Da ist 
Vance stark. 

Wenn die Demokrat*innen ihren Wahl-
kampf hingegen ganz auf die Message kon-
zentrieren, der autoritäre Durchmarsch anti
demokratischer Kräfte müsse verhindert 
werden, haben sie eine Chance, und Vance’ 
skrupelloser, intellektuell verbrämter Radi-
kalismus kann dabei helfen. Vance ist ein 
Produkt des Trumpismus, und er selbst hat 
erklärt, dass er 2021 als Vizepräsident getan 
hätte, was Mike Pence verweigerte: Trumps 
Wahlfälschung im Kongress durchzusetzen. 
Wenn die Demokrat*innen es schaffen, diese 
Gefahr in die Köpfe der US-Amerikaner*innen 
zu hämmern, haben sie eine Chance. Es ist 
ihre einzige.
der tag 2

Kommentar von Bernd Pickert  
zu Donald Trumps 

Vizepräsidentschaftskandidaten 
J. D. Vance

Volksnah, 
skrupellos und 

eloquent

Doktor Sachsen

Sahel auf dem 
Trockenen

Gottfried Hanzl ist 
Hausarzt in Sachsen:  
ein seltenes Exemplar
4–5

Der knappe Haushalt 
wirkt sich auch auf die 
Entwicklungshilfe aus
8

steile these

20

„Achtsame Naziflüsterer 

kritisieren die  

pauschale AfD-Wähler­

beschimpfung durch 

dünkelhafte Dumpf­

backen meines Schlags“

Uli Hannemann über AfD-Wähler:innen

Kleiner Trump – was nun? „Compact“-Chef Jürgen Elsässer inszeniert sich bei der Razzia am Dienstag vor der Presse   Foto: Swantje Stein/reuters

Einfach mal 
die Presse 
halten

mittwoch
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Perus Ex-Präsident Alberto Fujimori will zu-
rück an die Macht. Das teilte seine Tochter 
Keiko Fujimori am Sonntag (Ortszeit) mit. 
„Mein Vater und ich haben uns unterhalten 
und gemeinsam entschieden, dass er der Prä-
sidentschaftskandidat sein wird“, so Keiko. 

Fujimori regierte Peru von 1990 bis 2000 
zwei Amtszeiten lang mit harter Hand. Die 
nächste Präsidentschaftswahl findet 2026 statt. 
Ob es der bald 86-Jährige bis dahin schafft, ist 
offen. Während seiner Zeit im Gefängnis ha-
ben er und seine Tochter immer wieder sei-
nen angeblich schlechten Gesundheitszustand 
angeführt, um eine Begnadigung zu erwirken. 
Zuletzt hatte es geheißen, er leide an Zungen-
krebs.

Vater und Tochter sind unzertrennlich. Als 
sich Alberto 1994 von seiner Frau trennte, hielt 
die damals 19-jährige Keiko zu ihm und über-
nahm die Rolle der First Lady. Auch als ihr Va-
ter im Jahr 2000 aus dem Amt und nach Japan 
floh, hielt sie ihm die Treue. In seine präsidia
len Fußstapfen konnte sie jedoch nicht treten: 
Dreimal scheiterte sie beim Versuch, selbst Prä-
sidentin zu werden. Jetzt stellt sie sich offen-
sichtlich hinter ihren Vater, zumal sie der-
zeit wegen Korruption vor Gericht steht und 
die Staatsanwaltschaft eine Haftstrafe von 30 
Jahren und 10 Monaten für sie gefordert hat.

Ob Alberto Fujimori 1938 als Sohn einer ja-
panischen Einwandererfamilie in der Haupt-
stadt Lima geboren wurde ist umstritten. Seine 
mögliche Geburt in Japan hätte seine spätere 
Präsidentschaftskandidatur verhindert. Bil-
dung und Erziehung galten jedoch zunächst 
als Garant für den Aufstieg. Sein Werdegang 
führte ihn zum Studium der Physik in Straß-
burg und der Mathematik an der US-amerika-
nischen Universität von Wisconsin, bevor er als 
Universitätsdekan nach Lima zurückkehrte.

1990 kandidierte er als krasser Außenseiter 
bei der Präsidentschaftswahl und schlug in der 
Stichwahl keinen Geringeren als den Schrift-
steller Mario Vargas Llosa. Nach seinem Amts-
antritt verfolgte er eine strikte neoliberale Wirt-
schaftspolitik und einen brutalen Kampf gegen 
die verschiedenen im Lande aktiven Guerilla-
organisationen, vor allem gegen die maoisti-
sche Guerilla Leuchtender Pfad.

Der Leuchtende Pfad hatte 1979 einen „Volks-
krieg“ ausgerufen. Nach offiziellen Schätzun-
gen wurden in den folgenden 20 Jahren mehr 
als 69.000 Menschen getötet. Weitere 21.000 
Menschen werden bis heute vermisst. Während 
Fujimoris Regierungszeit wurde die Guerilla 
fast vollständig zerschlagen. Eine Tatsache, für 
die viele noch heute Fujimori dankbar sind. 
Da das aber mit grausamen Menschenrechts-
verbrechen einherging, wurde er unter ande-
rem wegen Massakern zu 25 Jahren Gefängnis 
verurteilt.

Während seiner Amtszeit wurden über 
350.000 überwiegend indigene Frauen und 
25.000 Männer zwangssterilisiert. Fujimori 
rechtfertigte dies als Instrument der Familien
planung und Armutsbekämpfung. Die Opfer 
kämpfen noch heute um Entschädigung.

Im vergangenen Dezember wurde Fujimori 
vorzeitig aus dem Gefängnis entlassen, wo er 
seit 2009 seine Strafe verbüßt hatte. Das Ver-
fassungsgericht hatte seine Begnadigung, die 
bereits vor Jahren ausgesprochen, aber nach 
massiven Protesten aufgehoben worden war, 
wieder in Kraft gesetzt. Anfang Juli stimmte 
dann das Parlament der Verjährung von Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit zu, die wäh-
rend des 20-jährigen Kampfes gegen Guerilla 
verübt wurden. Das Gesetz sieht vor, dass die 
Justiz nicht mehr wegen vor 2002 begange-
ner Verbrechen gegen die Menschlichkeit tätig 
werden kann. � Jürgen Vogt, Buenos Aires 
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Respektiert und 
gefürchtet: Alberto 
Fujimori will in Peru 
zurück an die Macht
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Der Sieg geht in 
den Norden
Für manche Fans im pinken 
Trikot mag die Fußball-
EM bereits vor anderthalb 
Wochen vorbei gewesen 
sein, beim Aus der DFB-Elf 
im Viertelfinale. Für die taz 
und viele Mitarbeiter*innen 
blieb es dagegen spannend 
bis zum Schluss: 45 Men-
schen aus allen Abteilungen 
waren Teil des taz-internen 
Tippspiels, das Siegertrepp-
chen fest im Blick.

Der Endstand: Mit 97 
Punkten geht der Sieg nach 
Hamburg, an taz-nord-Res-
sortleiter K. Knapp zwei 
Drittel aller Spiele hat er in 
der Tendenz richtig getippt, 
bei sieben Begegnungen so-
gar das genaue Ergebnis. 
Kurz dahinter folgen Kolle-
gin P. aus der Marketingab-
teilung (95) sowie tazzwei-
Ressortleiterin S. (94).

Das verdient Respekt – 
und sonst? Geld, verlangte 
eine Kollegin. Das wäre 
naheliegend. Ein Einsatz 
wurde zwar eingesammelt, 
der hier schreibende Initia-
tor des Tippspiels – Rang 21 
von 45 – rechnete allerdings 
nicht mit so großer Beteili-
gung. Nun ist eine Summe 
zusammengekommen, die 
durchaus verteilt werden 
will. An den Gewinner? An 
die Top 3? Oder lieber für 
etwas, von dem alle etwas 
haben – Bier und (vegane) 
Bratwurst etwa?

Ganz taz-gerecht wäre 
es, wenn dies nun in end-
losen Runden ausdisku-
tiert würde. Nur: Ein Ergeb-
nis würde wohl erst festste-
hen, wenn alle Beteiligten 
kurz vor ihrem Ruhestand 
stehen. Das gilt es zu ver-
meiden. Fest steht: Eine Sie-
gerehrung findet statt. Wie 
genau, entscheiden wir 
spontan. Ganz taz-gerecht.

� Konstantin Nowotny

Mit Senator J. D. Vance als Vize will Donald Trump die US-Wahl im Herbst gewinnen. Der 
39-Jährige nannte den Ex-Präsidenten einst „Amerikas Hitler“. Heute ist er größter Fan

Vom Kritiker zum Klon

Aus Washington  
Hansjürgen Mai 

Das Rätselraten, wer bei der US-
Wahl im November an der Seite 
von Donald Trump als Vizeprä-
sident antreten wird, hat ein 
Ende: Zum Auftakt des republi-
kanischen Nominierungspartei-
tags am Montag in Milwaukee 
gab der frühere US-Präsident be-
kannt, dass er den Senator James 
David, kurz: J. D., Vance ausge-
wählt habe. Die Delegierten des 
Parteitags stimmten wenig spä-
ter für den 39-jährigen Mann 
aus Ohio.

Trump nannte Vance in ei-
nem Post auf seiner Plattform 
Truth Social als „am besten für 
die Position geeignet“. Im Inter-
view mit dem rechten TV-Sen-
der Fox News erklärte Vance, 
dass Trump ihn erst kurz vor der 
offiziellen Bekanntgabe angeru-
fen habe. Der Präsidentschafts-
bewerber habe auch mit seinem 
siebenjährigen Sohn gespro-
chen. „Es war ein Moment, den 
ich niemals vergessen werde.“ 
Am Mittwoch will Vance auf 
dem Parteitag im Bundesstaat 
Wisconsin eine Rede halten.

Wer ist J. D. Vance? Ein Mann, 
der in den vergangenen Jahren 
eine persönliche und politische 
Transformation vollzog; aus ei-
nem ehemaligen Trump-Geg-

ner wurde einer seiner größ-
ten Unterstützer. Vance gehört 
zu dessen loyalsten Anhängern 
im US-Senat und verbreitet auch 
Trumps Lügen über die angeb-
lich gestohlene Wahl 2020.

Vance, der nach seiner Zeit 
im Militär (er war unter ande-
rem im Irak im Einsatz) Jura stu-
diert und als Finanzmanager 
gearbeitet hatte, machte sich 
als Buchautor einen Namen. Mit 
„Hillbilly Elegy“ gelang Vance 
im Jahr 2016 ein Bestseller. In 
dem Buch geht es um seine Fa-
milie und die Kultur der Appa-
lachen, einer Region im Osten 
der USA, die in den vergange-
nen Jahrzehnten schwere wirt-
schaftliche Zeiten durchlaufen 
hatte.

Zur selben Zeit gab Vance 
auch mehrere kritische Aussa-
gen bezüglich Trump von sich. 
„Ich bin ein Trump-Gegner, ich 
habe ihn noch nie gemocht“, 
sagte er 2016 in einem Inter-
view. Er fügte hinzu, dass Trump 
ein „fürchterlicher Kandidat“ 
sei. Hinzu kamen öffentlich ge-
wordene Privatnachrichten, in 
denen Vance einen ehemaligen 
Mitbewohner fragte, ob Trump 
ein „zynisches Arschloch“ wie 
der in Ungnade gefallene Ex-
Präsident Richard Nixon sei – 
oder sogar noch schlimmer, 
nämlich „Amerikas Hitler“.

Ein offensichtlicher Sinnes-
wandel folgte. Vance erklärte 
in den vergangenen Jahren 
mehrfach, dass er seine frühe-
ren Aussagen über Trump be-
reue. Die Beziehung zu Trump 
verbesserte sich aber erst 2022, 
als Vance für den US-Senat kan-
didierte. Er verstand, dass viele 
Menschen in Ohio den Ex-Prä-
sidenten unterstützen. In dem 
Bundesstaat hatte Trump so-
wohl 2016 als auch 2020 gewon-
nen. Die Senatswahl gewann 
Vance schließlich auch dank 
Trumps Unterstützung.

Mit der Wahl des Vizeprä-
sidenten versuchen Kandida-
ten oftmals, eigene Schwächen 
zu kaschieren oder zusätzliche 
Wählergruppen zu erreichen. 
Die Ernennung von Mike Pence 
zum Vizepräsidentschaftskan-
didaten vor dem Wahlsieg 2016 
diente Trump etwa dazu, christ-
lich-konservative Wähler im 
Land anzusprechen.

Mit J. D. Vance hat Trump da-
gegen jemanden ausgewählt, 
der dieselben Wähler anzieht 
wie er selbst. Vance ist Teil der 
neuen Rechten, also populisti-
sche Politiker mit konservativen 
Werten. Er ist für breit angelegte 
Einfuhrzölle, gegen militärische 
Einmischungen der USA, vor al-
lem in der Ukraine, und gegen 
Kürzungen des amerikanischen 

Sozialversicherungssystems.
Beim Thema Abtreibung hat 

Vance, der selbst dagegen ist, 
seine Ansichten etwas gelockert. 
Nachdem mehrere US-Bundes-
staaten, darunter Ohio, in den 
vergangenen Jahren für ein ge-
setzliches Recht auf Abtreibung 
gestimmt hatten, erklärte er ge-
genüber CNN, dass Republika-
ner akzeptieren müssten, dass 
die Menschen kein „landeswei-
tes Abtreibungsverbot wollen“.

Vance, der mit seiner indisch-
stämmigen Frau drei Kinder hat, 
schreckt auch nicht davor zu-
rück, in „Kulturkampf“-Fragen 
seinen rechten Standpunkt zu 
vertreten. Er hat unter ande-
rem einen Gesetzentwurf zum 
Verbot von Geschlechtsum-
wandlungen für Jugendliche 
erlassen sowie einen Entwurf 
zur Abschaffung von Diversity-
Programmen in der US-Bun-
desregierung – Positionen, die 
auch Trump und andere Politi-
ker der MAGA-Bewegung (Make 
America Great Again) vertreten.

Der voraussichtliche Kan-
didat der Demokraten, Amts
inhaber Joe Biden, kritisierte die 
Personalie seines Konkurrenten. 
Gegenüber Journalisten erklärte 
er, dass J. D. Vance in seinen poli-
tischen Ansichten „ein Klon von 
Trump“ sei. Er sehe keinen Un-
terschied.

„Ich habe ihn 
noch nie 

gemocht“: Der 
frühere 

Trump-Gegner 
J. D. Vance (M.) 

will nächster 
US-Vizepräsi-

dent werden   
Foto: Nam Y. 
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Von der Leyen straft Orbán ab
Aus Straßburg Eric Bonse

Das gab es noch nie: Die EU-Kommis-
sion und die europäischen Außenmi-
nister wollen den amtierenden EU-
Ratsvorsitzenden Viktor Orbán abstra-
fen und informelle Treffen in Ungarn 
boykottieren. Dies teilten Kommissi-
onschefin Ursula von der Leyen und 
der Außenbeauftragte Josep Borrell 
am Montag kurz vor der konstituie-
renden Sitzung des neu gewählten 
Europaparlaments in Straßburg mit.

Die Ankündigung soll offenbar 
das proeuropäische Lager zusam-
menschweißen, bevor sich von der 
Leyen am Donnerstag zur Wieder-
wahl stellt. Von dem ungewöhnli-
chen Boykott geht aber auch das Si-
gnal aus, dass die EU die ungarische 
„Friedensmission“ nicht akzeptiert. 
Ungarns Premier war nach Kyjiw, 
Moskau und Peking gereist, um Mög-

lichkeiten für ein Ende des Ukraine-
kriegs zu sondieren. Dafür habe er 
kein Mandat gehabt, heißt es in Brüs-
sel. Bei Diplomaten ist sogar von einem 
Bruch des EU-Rechts die Rede, das Or-
bán auf die EU-Beschlüsse zur Ukraine 
verpflichtet. Allerdings hat der Ungar 
selbst eingeräumt, dass er auf „eigene 
Kappe“ fahre. Zudem sind auch andere 
Ratspräsidenten diplomatisch aktiv ge-
worden. So reiste der Belgiens Premier 
Alexander De Croo im November 2023 
nach Israel, um seinen EU-Vorsitz vor-
zubereiten.

Damals gab es keine Beschwerden 
und erst recht keinen Boykott. Dies-
mal ist jedoch alles anders. Denn Or-
bán sondiert nicht nur – er blockiert 
auch immer wieder geplante EU-Hil-
fen für die Ukraine. Zur „Strafe“ will 
die EU-Kommission nun nicht die 
sonst übliche Reise zum Ratsvorsitz in 
Budapest antreten. Und die Außenmi-

nister wollen ein informelles Treffen 
in Ungarn schwänzen; Borrell plant 
sogar ein Gegentreffen zur selben Zeit.

Praktische Folgen dürfte das nicht 
haben, denn bei informellen Räten 
werden keine Beschlüsse getroffen. 
Für härtere Maßnahmen – etwa den 
Entzug der halbjährigen Ratspräsi-
dentschaft – gab es jedoch keine Mehr-
heit in der EU. Nun ist es zu spät, denn 
Orbán hat das Ruder bereits am 1. Juli 
übernommen. Der umtriebige Ungar 
ist den EU-Politikern sogar schon wie-
der eine Nasenlänge voraus.

In der vergangenen Woche hatte 
er sich auch noch mit US-Präsident-
schaftskandidat Donald Trump ge-
troffen. Dieser sei nach seiner Wahl 
zu sofortigen Vermittlungen um die 
Ukraine bereit, schrieb Orbán in ei-
nem Brief an die EU-Staats- und Re-
gierungschefs. In Brüssel will man da-
von nichts wissen.

Wegen der Reiseaktivitäten des Premiers will die EU informelle Treffen in Ungarn boykottieren
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D
as Compact-Magazin ist 
seit Jahren der publi-
zistische Einheizer des 
Rechtsrucks. Symptoma-
tisch dafür steht ein kürz-
licher Auftritt des Chef-

redakteurs Jürgen Elsässer im sächsi-
schen Zwönitz: Der 67-Jährige bekannte 
sich dort als „Putin-Unterstützer“, wet-
terte gegen „Umvolkung“ und „Woke-
ness“ und erklärte, Deutschland sei 
„ein besetztes Land“, unter Kontrolle 
der „Blutsauger im Westen“. Deutsch-
land werde „vor die Hunde gehen, wenn 
wir die da oben nicht davonjagen“, rief 
Elsässer vor einer Großfahne der Freien 
Sachsen. Schon früher forderte er den 
„Regimesturz“, rief Soldaten 2015 dazu 
auf, die Grenzen, Asylunterkünfte und 
Moscheen zu schließen, und agitiert 
seit Jahren – Print wie Online – massiv 
gegen Geflüchtete.

Seit Dienstagfrüh ist damit Schluss. 
Im Morgengrauen ließ das Bundes-
innenministerium von Nancy Faeser 
(SPD) das rechtsextreme Magazin ver-
bieten, ebenso wie die dazugehörige 
Conspect Film GmbH. Polizeikräfte 
durchsuchten den Verlagssitz in Fal-
kensee in Brandenburg, wo auch Chef-
redakteur Elsässer wohnt, und weitere 
Objekte in Hessen, Sachsen und Sach-
sen-Anhalt. Vermögenswerte wurden 

beschlagnahmt. Ab sofort ist dem Ma-
gazin jede Tätigkeit verboten, sie fort-
zuführen ist strafbar.

Für Faeser ist Compact „ein zentra-
les Sprachrohr“ der rechtsextremis-
tischen Szene. „Dieses Magazin hetzt 
auf unsägliche Weise gegen Jüdin-
nen und Juden, gegen Menschen mit 
Migrationsgeschichte und gegen un-
sere parlamentarische Demokratie“, 
erklärte Faeser am Dienstag in einer 
Pressemitteilung. Das Ministerium 
wirft dem Magazin antisemitische, 
minderheitenfeindliche, geschichtsre-
visionistische und verschwörungsthe-
oretische Inhalte vor. Vertreten werde 
ein „völkisch-nationalistisches Ge-
sellschaftskonzept“ und eine „Wider-
standsrhetorik“. Bereits Im Jahr 2020 
wurde das Compact-Magazin vom Bun-
desamt für Verfassungsschutz als „Ver-
dachtsfall“ eingestuft, ein Jahr später 
als „gesichert rechtsextreme Bestre-
bung“. 

Die erste Ausgabe des Compact-Ma-
gazins erschien im Dezember 2010, 
ab 2013 wurde es monatlich veröffent-
licht. Zuletzt hatte Compact eine Auf-
lage von rund 40.000 Exemplaren, on-
line erreichte der Youtube-Kanal rund 
350.000 Abonennt*innen und ein-
zelne Videos mehrere Hunderttausend 
Klicks. Nach eigenen Angaben hatte 

CompactTV zuletzt über 1 Million Zu-
schauer am Tag.

Chefredakteur Elsässer gilt als „zent-
raler Vernetzungsakteur“ in der rechts-
extremen Szene. Er stand bei Pegida auf 
der Bühne, hat Kontakte zu der Klein-
partei „Freie Sachsen“ und bot immer 
wieder Rechtsextremen wie dem Iden-
titären Martin Sellner, dem Verschwö-
rungsmythiker Oliver Janich oder AfD-
Größen wie Björn Höcke und Maximi-
lian Krah ein Podium. Gedruckt wurde 
ein „Exklusiv-Interview“ mit Kreml-
Sprecherin Maria Sacharowa, und der 
russische neofaschistische Ideologe 
Alexander Dugin veröffentlichte Es-
says im Magazin.

Besonders eng ist das Verhältnis von 
Compact zur AfD. Zu den Landtagswah-
len in Thüringen, Sachsen und Bran-
denburg veranstaltete Compact etwa 
eine Kundgebungstour namens „Die 
blaue Welle“, für die zu Spenden aufge-
rufen wurde. Das wurde selbst der AfD 
zu heikel, die eine Parteispendenaffäre 
fürchtete und eine Unterlassungserklä-
rung gegen das Magazin anstrengte. 
Die Veranstaltungen selbst wirkten 
dennoch als Wahlkampfveranstaltun-
gen für die AfD, inklusive jeder Menge 
Russland-Folklore und Auftritten von 
AfD-Politikern wie dem unter Korrup-
tionsverdacht stehenden Petr Bystron.

Von Christian Rath

In welchem Gesetz sind Ver­
einsverbote geregelt?
Im Vereinsgesetz. Das Vereins-
gesetz regelt ausschließlich, wie 
man Vereine verbietet.

Wer kann in Deutschland Ver­
eine verbieten?
Für bundesweit aktive Organi-
sationen ist das Bundesinnen-
ministerium zuständig, derzeit 
also Ministerin Nancy Faeser 
(SPD). Bei örtlichen und regiona-
len Organisationen müssen die 
Länder handeln. Bei Parteien ist 
das Bundesverfassungsgericht 
zuständig, aber nur wenn es ei-
nen Antrag gibt.

Welche Voraussetzungen be­
stehen für ein Vereinsverbot?
Laut Vereinsgesetz gibt es drei 
Verbotsgründe: 1. der Verein 
begeht strafbare Handlungen, 
2. der Verein richtet sich ge-
gen die Völkerverständigung, 
3. der Verein richtet sich gegen 
die verfassungsmäßige Ord-
nung. Faeser stützt das Verbot 
von Compact auf Letzteres. Es 
kommt deshalb nicht darauf 
an, ob Compact-Chef Jürgen El-
sässer bereits strafrechtlich ver-
urteilt wurde.

Die Verfassungsfeindlichkeit 
von Compact ergibt sich laut Fa-
eser daraus, dass die Publikation 
offen den Umsturz der Verfas-
sungsordnung propagiert und 

gegen arabische, muslimische 
und jüdische Menschen hetzt. 
Compact vertrete ein völkisch-
nationalistisches Gesellschafts-
konzept, das „ethnisch Fremde“ 
aus dem Staatsvolk ausschlie-
ßen will, was deren Menschen-
würde verletze.

Wie kann das Compact-Maga­
zin als „Verein“ verboten wer­
den?
Das Vereinsgesetz gilt nicht nur 
für eingetragene Vereine, son-
dern für alle Personenzusam-
menschlüsse, auch für Unter-
nehmen wie die Compact Ma-
gazin GmbH.

Wie verträgt sich das Compact-

Verbot mit der Pressefreiheit?
Die Herausgabe einer Zeitschrift 
oder eines Onlinemagazins ist 
durch die Pressefreiheit ge-
schützt. Das heißt: Eingriffe in 
die Pressefreiheit sind nur auf-
grund einer gesetzlichen Rege-
lung möglich, die verhältnis-
mäßig ist und im Einzelfall in 
verhältnismäßiger Weise ange-
wandt wird.

Die Vereinsverbote sind ge-
setzlich geregelt und grund-
sätzlich verhältnismäßig. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat 
bereits entschieden, dass die 
Pressefreheit zurückstehen 
muss, wenn eine Publikation 
verbotswürdige Zwecke verfolgt. 
Ob sich auch das konkrete Ver-

bot von Compact in Abwägung 
mit der Pressefreiheit rechtfer-
tigen lässt, wird sich vor Gericht 
zeigen. Das Innenministerium 
hat in seiner 79-seitigen Ver-
botsverfügung ausführlich In-
dizien gegen Compact zusam-
mengetragen.

Kann Compact gegen das Ver­
bot klagen?
Natürlich. Gegen bundesweite 
Vereinsverbote gibt es aber nur 
eine Instanz, beim Bundesver-
waltungsgericht in Leipzig. Die 
Klage hat dabei keine aufschie-
bende Wirkung. Gegen einzelne 
Vollstreckungsmaßnahmen, 
etwa Durchsuchungen und Be-
schlagnahmungen, kann auch 

bei den Verwaltungsgerichten 
vor Ort geklagt werden. Wenn 
der normale Rechtsweg er-
schöpft ist, kann auch noch das 
Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe angerufen werden.

Welche Strafe droht Compact-
Chef Elsässer?
Zunächst keine. Das Vereins-
verbot ist eine Maßnahme der 
Gefahrenabwehr und nicht mit 
Sanktionen für vergangenes 
Verhalten verbunden. Compact 
wurde auch nicht als kriminelle 
Vereinigung eingestuft wie die 
Letzte Generation. Nur wenn El-
sässer Compact fortführt oder 
eine Ersatzorganisation grün-
det, macht er sich strafbar.
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Nach welchem Gesetz wurde der „Compact“-Verlag verboten? Wie kann er gegen das Verbot vorgehen? Fragen und Antworten
Es geht nicht um Straftaten

Von Konrad Litschko, Jean-Philipp Baeck und Gareth Joswig

Auf das Verbot des Magazins re-
agiert die AfD denn auch so, als ob sie 
direkt betroffen wäre: Co-Chef Stefan 
Möller aus der AfD Thüringen sprach 
vom „Ende der Pressefreiheit“. Höcke 
sang anlässlich des Verbots ein Lob-
lied auf den Querfront-Aktivisten El-
sässer und meinte: „Der Angriff auf 
Jürgen Elsässer soll uns alle treffen.“ 
Der AfD-Spitzenkandidat aus Branden-
burg, Hans-Christoph Berndt, nannte 
Faeser eine „Antifa-Ministerin“. Die 
AfD-Bundessprecher Alice Weidel und 
Tino Chrupalla nannten das Verbot ei-
nen „schweren Schlag gegen die Pres-
sefreiheit“, den man mit großer Sorge 
beobachte.

Auch andere rechte Medienvertre
ter*innen solidarisierten sich mit dem 
Magazin und unterstrichen dabei ihre 
völkische Agenda: „Verboten wird, wer 
das Volk erhalten will“, empörte sich 
etwa Philip Stein von „Ein Prozent“, 
einem Identitären-nahen Verein, der 
seinerseits im April 2023 als „gesi-
chert rechtsextremistisch“ eingestuft 
wurde. 

Jürgen Elsässer selbst hatte sich 
bereits am Dienstagmorgen vor sei-
nem Haus in Falkensee öffentlich zu 
Wort gemeldet und sprach von einem 
„schlimmen Eingriff in die Presse-

freiheit“, einer „diktatorischen“ und 
„ganz klar faschistischen Maßnahme 
von Frau Faeser“, verglich dies mit Ak-
tionen, „wie man sie aus der DDR oder 
dem 3. Reich“ kennt. Compact sei noch 
nie strafrechtlich verurteilt. „In 14 Jah-
ren Existenz gab es keine einzige Ver-
urteilung wegen irgendwas wie Volk-
verhetzung, Rassismus, Antisemitis-

Rechtsdruck 
gestoppt
Seit Jahren verbreitet das „Compact“-Magazin 
rechtsextreme Verschwörungsmythen und 
Russland-Propaganda. Nun wurde es verboten

compact-verbot

mus oder Aufruf zur Gewalt – niemals“, 
so Elsässer.

Verboten wurde das Compact-Maga-
zin allerdings nicht in strafrechtlicher 
Hinsicht, sondern nach dem Vereins-
recht, weil es sich gegen die „verfas-
sungsmäßige Ordnung“ richte. Auch 
Unternehmen können unter bestimm-
ten Vorausetzungen mit Vereinsverbo-
ten belegt werden. Das Verbot einer Pu-
blikation hat indes Seltenheitswert: Zu-
letzt hatte das Innenministerium 2019 
den kurdischen Mezopotamien-Verlag 
verboten, dem vorgeworfen wurde, die 
PKK zu unterstützen.

Neben dem Verkauf der Hefte warb 
Compact immer wieder um Spenden, 
versuchte auch mit Sonderausga-
ben, CompactTV, Sommerfesten, ei-
ner „Clubmitgliedschaft“ oder Fanar-
tikeln im Compact Shop wie einer „Hel-
denmedaille Donald Trump“, einem 
„Höcke-Taler“ oder einer „Druschba-
Medaille“ Geld einzutreiben. Zuletzt 
beklagte Elsässer jedoch Kontokündi-
gungen und einen „Finanzkrieg“ ge-
gen sein Magazin. Es seien Spenden-
ausfälle von 140.000 Euro angefallen.

Laut dem jüngsten, im Mai veröf-
fentlichten Jahresabschluss der Com-
pact-Magazin GmbH betrug der Um-
satz im Geschäftsjahr 2021 geschätzte 
6,8 Millionen Euro bei einem Gewinn 
von 390.000 Euro. Auch in den fünf 
Jahren davor lag der Umsatz jeweils 
bei mittleren einstelligen Millionen-
beträgen. 

Dass sein Organ nun verboten wird, 
ist für Chefredakteur Elsässer das vor-
läufige Ende eines langen Weges von 
ganz links nach ganz rechts. Denn ur-
sprünglich war der Publizist mal An-
hänger des Kommunistischen Bundes 
und konkret-Autor. Vor knapp 20 Jah-
ren begann dann sein Weg nach rechts, 
vorgeblich, weil sich „die Linke“ nicht 
mehr für das Proletariat interessiere. 

Mit seinem Magazin prägte Elsässer 
dann den rechten Diskurs der letzten 
Jahre mit. Für den 27. Juli hatte Com-
pact bereits das nächste Event geplant: 
ein „Sommerfest“ mit Sellner und Krah 
in Stößen (Sachsen-Anhalt).

Elsässer sprach von 
einem „schlimmen 
Eingriff in die 
Pressefreiheit“, 
einer „faschistischen 
Maßnahme“
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Freizeitgestaltung. „Die wollen alle eine Work-Life-
Crisis …?“ „Balance?“ Balance!“, sagt Hanzl und 
lacht. Er sitzt jetzt im Pausenraum, das Knie an 
die Brust rangezogen. Kurz verschnaufen, bevor 
es gleich im Behandlungszimmer weitergeht. An 
der Pinnwand hinter ihm hängt der Essensplan 
für diese Woche: heute Möhreneintopf, morgen 
Seelachsfilet. In einer Vitrine am Kopfende des 
Raumes stehen mehrere dicke Bände „Praxischro-
nik“, daneben aufeinandergestapelte Pralinenpa-
ckungen von glücklichen Patient:innen. „Die jun-
gen Leute wollen 9 bis 15 Uhr, aber die werden 
schnell merken, dass es mehr Zeit braucht für 
eine innere Festigkeit.“ Was er damit meint? Um 
das mentale Gleichgewicht zu halten, müssten Er-
folgserlebnisse her, sagt er. „Drei, vier Menschen 

geholfen zu haben, nach einem Misserfolg. Medi-
zinisch, oder weil man ihnen einen Arbeitsplatz 
besorgt hat oder die Erwerbsunfähigkeitsrente 
ermöglicht oder ein wichtiges Attest ausgestellt 
hat. Das sind Kleinigkeiten, aber die braucht es.“

Hanzl hat viele Weisheiten solcher Art. Er meint 
sie alle gut, ihm ist wichtig, dass der Nachwuchs 
einen realistischen Blick auf den Beruf bekommt. 
Einmal ging das nach hinten los, da riet er einer 
seiner Studentinnen das mit der Chirurgie bes-
ser sein zu lassen, „in dieser Männerwelt, die ma-
chen dich kaputt“, habe er gesagt. Die Studentin 
ging zum Gleichstellungsbeauftragten, Hanzl 
kam noch mal davon. Umstimmen, doch Haus-
ärztin zu werden, konnte er sie jedenfalls nicht.

In letzter Zeit beobachte er allerdings eine Art 
Kehrtwende, die ihn optimistisch macht. Da seien 
ein paar junge Kollegen und Kolleginnen „in der 
Pipeline“, die mit der ländlichen Region liebäu-
gelten. Denn die Medizinstudent:innen sehnten 
sich nach einer anspruchsvollen Tätigkeit und 
Landarzt werden sei da genau das Richtige. „Weil 
man nämlich immer mitdenken muss, dass die 
Fachärzte nicht um die Ecke sind.“ Anders als in 
der Stadt könne man die Patienten hier nicht ein-
fach eine Straße weiter zum Orthopäden schicken, 
man sei da als Hausarzt selbst gefragt. Und wenn 
dann doch kein Weg an der Überweisung vorbei-
führe, dann müsse die präzise sein – „ich kann 
da nicht ‚krummer Finger‘ draufschreiben.“ Die 
Fachärzt:innen in der Region seien so überlastet, 
und gute Beziehungen zu ihnen essentiell.

Zu einem von diesen Fachärzten hat Hanzl eine 
ganz besondere Verbindung. Er ist Dermatologe, 
heißt Ivo Hohlfeld und hatte einen Einfall, der bei 
Hanzl sehr gut ankam. Denn rund um Oderwitz 
fehlen natürlich auch Hautärzte, alle vier Praxen, 
die es einmal gab, stehen leer. Für genau diese un-
terversorgten Regionen entwickelte Hohlfeld, da-
mals tätig an der Uniklinik Leipzig, vor ein paar 
Jahren das „dermatologische Telekonsil“.

Die Idee: Hausärzt:innen werden ausgestat-
tet mit besonderer Lupe, iPad und einem darin 
eingespeicherten ausführlichen Fragebogen zu 
den Symptomen des Patienten. Praxismitarbei
ter:innen schicken die hochaufgelösten Bilder 
der Hautauffälligkeiten zu Hohlfeld und seinen 
Kolleg:innen, die melden sich innerhalb weni-
ger Tage zurück, geben Diagnose und Therapie-
empfehlung ab. Wenn nötig schickt Hanzl im An-
schluss eine Probe in die nächste Hautklinik nach 
Görlitz, „und Sie werden nicht glauben, zwei, drei 
Mal im Monat ist da ein Hautkrebs dabei“, sagt 
Hanzl.

80 Prozent der Patient:innen, die sich mit Haut
angelegenheiten an ihn wenden, könne er so 
selbst versorgen, 20 Prozent müssten zum Spezi-
alisten. Für diese 20 Prozent gibt es einen Katalog 
mit acht Hautärzt:innen in Bautzen, Hoyerswerda 
oder Görlitz, bei denen die Patient:innen sofort 
einen Termin bekämen. Win-win, findet Hanzl, 
denn die Hautärzt:innen in der Region müssten 
sich nur mit echten Fällen befassen und für seine 
Schwestern, die in das gesamte Prozedere fest ein-
gebunden sind – von der Übermittlung der Daten 
bis zur Nachsorge der OP-Wunde – wäre das Ganze 
„ein schöner Anreiz, mal was anderes zu machen“.

Insbesondere in Zeiten, in denen immer mehr 
Menschen an Hautkrebs erkranken. Erst kürzlich 
teilte das Statistische Bundesamt mit, dass 2022 
4.400 Menschen an den Folgen eines Melanoms 
starben – 63 Prozent mehr als im Jahr 2002. Über 
die Hälfte der 2022 Verstorbenen waren 80 Jahre 
alt oder älter. Dass die verstärkte UV-Strahlung 
durch den Klimawandel diese Entwicklung noch 
begünstigt, ist lange bekannt. Die Kassenärztliche 
Vereinigung Sachsens versucht nun auch in Lö-
bau-Zittau mit einer von ihr geführten Praxis ge-
genzusteuern. Dermatolog:innen, die sich nicht 
niederlassen wollen, weil ihnen eine Praxisgrün-
dung zu risikoreich ist, könnten dort als normale 
Angestellte arbeiten. Konkret umgesetzt ist das 
Ganze aber noch nicht.

Bis dahin also Lupe und iPad: „Zu sagen, dass 
die Telederma den Hautarzt ersetzt, wäre abso-
lut überheblich“, sagt Hanzl. „Aber es ist ein Ver-
such, die Patienten heimatnah in der Region in der 
Versorgung zu belassen“, ergänzt Ivo Hohlfeld ein 
paar Tage später am Telefon. Versorgung sei das 
Stichwort – denn Online-Hautchecks, wie es sie 
schon eine ganze Weile von verschiedenen Anbie-
tern im Netz gibt, beinhalten zwar eine Therapie-
empfehlung, aber der Patient stehe dann „weiter-
hin im Nirvana“. Zwar hat er eine Idee, um was für 
eine Erkrankung es sich handeln könnte – „aber er 
findet eben keinen, der ihn behandelt.“

Über Dr. Hanzl sagt Hohlfeld, der Mann sei 
„eine Ikone“. „Wenn wir in jeder Region so einen 
hätten, sähe unsere medizinische Versorgung bes-
ser aus in Deutschland.“ Denn Hanzl war nicht 
nur sofort elektrisiert von Hohlfelds Idee – er 
setzte sich auch lange dafür ein, dass das „der-
matologische Telekonsil“ Kassenleistung wird 
und die Ärzt:innen nicht selber für die Technik-
kosten aufkommen müssen. Ein Jahr dauerte es, 
bis sich die Kassenärztliche Vereinigung Sachsen 
mit den Kassen einigte, Anfang des Jahres gab es 
in Hanzls Praxis dann einen kleinen Festakt. Die 
sächsische Sozialministerin Petra Köpping (SPD) 
kam vorbei, verteilte Glückwünsche und betonte, 
dass Projekte wie dieses keine Ersatzlösung, son-
dern die Zukunft seien. Mittlerweile machen 
31 Hausärzt:innen in der Region mit. Deutsch-
landweit ist das Projekt bisher einmalig. Hanzl 

tient:in begutachten, zurück ins Auto, Blick aufs 
Klemmbrett, weiter. Ausnahmslos alle Haustüren 
waren nur angelehnt heute, die Bewohner:innen 
sind Menschen im hohen Alter, denen schon ein 
paar Schritte durch den eigenen Flur Mühe berei-
ten. Den Weg in die Praxis auf sich nehmen, dort 
auf unbestimmte Zeit im Wartezimmer rumsit-
zen – undenkbar. Dass es Dr. Hanzl gibt, ist für 
sie ein großes Glück.

Bundesweit herrscht auf dem Land Ärzteman-
gel. In Sachsen sind fast 400 Stellen momentan 
unbesetzt – vor zehn Jahren waren es nur knapp 
200. Ein Drittel der Menschen im Freistaat sind 
medizinisch unterversorgt. Fragt man Menschen 
in der Region um Oderwitz, was sich in ihrem All-
tag zum Negativen entwickelt, dann hört man im-
mer wieder: Niemand da, der den so vertrauten 
und sich nun im Ruhestand befindenden Haus-
arzt ersetzen möchte. Weite Wege, lange Wartezei-
ten. Und von Spezialpraxen will man gar nicht erst 
anfangen: 40 Kilometer nach Bautzen zum HNO 
fahren? Das kommt vor. Laut einer Umfrage aus 
dem Herbst vergangenen Jahres halten die Men-
schen in Sachsen die medizinische Grundversor-
gung für eines der drängendsten politischen The-
men. In der Region Löbau-Zittau, wo sich Hanzls 
Praxis befindet, fehlen ganz konkret gerade mehr 
als ein Dutzend Hausärzte, etwas weniger als die 
Hälfte der noch Praktizierenden sind über 60. 
Hanzl, 74 Jahre alt, ist der wahrscheinlich älteste 
von ihnen. Ob er demnächst mal in Rente gehen 
wolle, ist eine der wenigen Fragen, die Hanzl nicht 
mit „Nu!“ beantwortet, sondern mit einem lang 
gezogenen „Nööööö!“. Dass Hanzl nicht aufhören 

„Der Hanzl kennt unsere gesamte Krankheits-
geschichte, von der ganzen Familie“, sagt Herr 
Baum. Es sei „ganz wichtig, gaaaaanz wichtig“, dass 
der Arzt bei ihnen zu Hause vorbeikomme, er und 
seine Frau seien ja nicht mehr mobil und die Kin-
der woanders. Eigentlich möchte er schon seit ei-
ner Weile zum Augenarzt, „aber das mach ich jetzt 
halt nicht.“ Termine gäbe es frühestens in einem 
halben Jahr und er komme da ja auch gar nicht 
hin. Zumindest würden die Schmerzen jetzt we-
niger, sagt Hanzl und geht nun wirklich Richtung 
Haustür. „Herr Doktor, wir bedanken uns recht 
herzlich!“, ruft Frau Baum. „Doktor! Danke!“, sagt 
ihr Mann. „Nu!“, antwortet Gottfried Hanzl.

Zurück im Wagen legt Hanzl den Rückwärts-
gang ein, im Radio singt die Schlagersängerin 
Trude Herr leise „Frau von Format“. Keine Stunde 
waren der Arzt und Schwester Jona unterwegs, sie 
haben Verbände gewechselt, Atemgeräusche ab-
gehört, Blut abgenommen, Rezepte ausgestellt 
und Folgetermine vereinbart. Rein ins Haus, Pa

G
ottfried Hanzl will gerade zur Tür 
raus, da ruft die Frau des Patienten 
ihm hinterher: „Doktor? Können 
Sie mich noch mal am Nacken kna-
cken?“ Hanzl dreht sich um, nickt 
und sagt „Nu!“ – sächsisch für „Ja!“ 

Hanzl, Landarzt in Oderwitz in der Oberlausitz, 
sagt „Nu!“ sehr oft. Während er den Nacken der 
Frau knackt, fragt der eigentliche Patient, Herr 
Baum*, vom Sofa herüber: „Haben Sie Hoffnung, 
was mich angeht?“ „Nu!“, sagt Hanzl, diesmal mit 
besonderem Nachdruck.

Herr Baum ist an diesem Donnerstagmittag An-
fang Juni Hanzls vierter Hausbesuch. Die beiden 
kennen sich seit fünfzig Jahren, das erste Mal tra-
fen sie aufeinander, als Herr Baum im Heizkraft-
werk in den Bunker gefallen war. „Da hab ich mir 
einiges zugezogen“, erzählt der 86-Jährige, wäh-
rend Hanzl ein paar Minuten zuvor seinen Blut-
druck misst. Heute hat er es mit Schmerzen zu tun, 
die das Alter mit sich bringen. Hanzl klebt ihm 
deswegen ein schmerzlinderndes Pflaster auf den 
Oberarm, das wirkt über mehrere Tage, am Ma-
gen vorbei. „Haben Sie denn jetzt gegessen?“, fragt 
Hanzl. Essen ist schwierig, Laufen noch schwieri-
ger, berichtet der Patient. „Einmal die Zunge zei-
gen.“ Hanzl verordnet eine Infusionsserie, mor-
gen komme Schwester Renate vorbei, oder „die 
Evi“. „Die kontrollieren dann auch, ob Sie Neben-
wirkungen vom Pflaster haben, ob Sie plötzlich 
bunte Bäume sehen oder ganz hippiemäßig wer-
den.“ Hanzl kniet am Couchtisch, tippt parallel ein 
paar Dinge in seinen Laptop. Am Montag will er 
selber noch mal wiederkommen.
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In Sachsen ist die 
medizinische 
Grundversorgung 
eines der 
drängendsten 
politischen Themen

Kann und will nicht aufhören: Der 74-Jährige arbeitet noch immer etwa 30 Stunden pro Woche als Landarzt. Viele seiner jüngeren Kolleg:innen wollen lieber in der Stadt leben

Der Mann, der Sachsen verarztet

Aus Oderwitz Leonie Gubela (Text und Fotos)

Seit Jahrzehnten kümmert sich Gottfried Hanzl  
um seine Patient:innen im sächsischen Oderwitz. 
Der 74-Jährige wird noch immer gebraucht: Denn in 
der Region fehlen mehr als ein Dutzend Ärzte

Bundesweites Problem 
Auf dem Land herrscht bundesweit Ärzteman-
gel. Viele Ärzt:innen haben Schwierigkeiten 
Nachfolger:innen für ihre Praxis zu finden. Laut 
dem Bundesministerium für Gesundheit sind 
neben schlechter Infrastruktur teilweise auch 
die Arbeitsbedingungen dafür verantwortlich. 
Zudem müssen Landärzt:innen oftmals mehr 
Patient:innen betreuen als ihre Kolleg:innen in 
der Stadt. Auch die langen Anfahrtswege zu den 
Hausbesuchen sind ein Problem. 

400 Ärzte fehlen in Sachsen 
Fast 400 Stellen sind in Sachsen momentan 
unbesetzt – vor zehn Jahren waren es nur knapp 
200. Ein Drittel der Menschen im Freistaat sind 
medizinisch unterversorgt. Verschiedene 
politische Maßnahmen versuchen dem Mangel 
entgegenzusteuern. Seit dem Wintersemester 
2022/23 werden etwa 6,5 Prozent der Medizin-
studienplätze in Sachsen an angehende 
Hausärzt:innen vergeben, die auf dem Land 
praktizieren wollen. (taz)

Ärztemangel auf dem Land

Mit Lupe und iPad kann der Landarzt bei seinen Patient:innen Hautkrebs früh erkennen

Die Praxis in Oderwitz: Ungefähr ein Dutzend Ärzt:innen hat Gottfried Hanzl hier in den vergangenen 
Jahrzehnten ausgebildet

will, trifft sich gut mit der Tatsache, dass er gar 
nicht aufhören kann. Auch er findet niemanden, 
der die Praxis übernehmen will. Aber alles halb 
so wild, er trete ja längst kürzer, mache nur noch 
30 Stunden in der Woche und freitags um 15 Uhr 
Feierabend.

Dass das womöglich nicht ganz stimmt, ver-
rät Schwester Jonas Blick auf dem Beifahrersitz, 
und auch Hanzl gibt zu: „Es gibt Menschen, die 
behaupten, ich mache mehr. Aber offiziell ist das 
so, wie ich gesagt habe.“ Während er erzählt, klin-
gelt sein Handy. Der Mann einer Patientin fragt 
nach einem kurzfristigen Termin. „Übermorgen, 
am Samstag, um halb zehn soll sie kommen“, sagt 
Hanzl. Da sei Spezialsprechstunde, für alle, die zu 
weit weg wohnen oder viel arbeiten müssen.

Der Landarzt kümmert sich darum, dass für 
seine 2.800 Patient:innen versorgungstechnisch 
alles recht komfortabel bleibt – und das seit mehr 
als 30 Jahren. Ende der Achtziger errichtete er sein 
Ambulatorium quasi eigenhändig, fungierte als 
Bauleiter, Materialbeschaffer und Logistikchef. 
Die Gemeinde und einige Betriebe in Oderwitz 
finanzierten den Umbau der damals leer stehen-
den Baracke an der Scheringer Straße. Heute ist 
das Ambulatorium 200 Quadratmeter groß und 
beheimatet noch eine Logopädie und einen Mo-
bilen Pflegedienst. Ungefähr ein Dutzend Ärz
t:innen hat er in den vergangenen Jahrzehnten 
dort ausgebildet, täglich werden über die Schwelle 
seiner Praxis Neugeborene im Kinderwagen und 
Greise im Rollstuhl geschoben, alle dazwischen 
betreut Hanzl auch – oder sucht sie gleich in ih-
ren eigenen Wohnzimmern auf.

Für den groß gewachsenen, jünger als Mitte 
70 wirkenden Hanzl sind Hausbesuche einer der 
Grundpfeiler seiner Arbeit. Während kaum noch 
Ärzt:innen Kapazitäten dafür haben, beobachtet 
Hanzl, dass der Bedarf eigentlich größer wird. Im-
mer mehr Alten fehlt es an Angehörigen in direk-
ter Umgebung, deren Kinder gründen ihre eige-
nen Familien in den großen Städten. Keiner da, 
der die betagten Eltern in die Praxis begleitet. 
Hanzl teilt seine Hausbesuche auf in chronisch 
und akut. Es gibt Patient:innen, die besucht er alle 
zwei, vier oder sechs Wochen. „Da macht man sich 
’nen Schlachtplan.“

Akut sind heute ein Herr, der über Schwindel 
klagt und eine Frau, die gerade eine Hüft-OP hin-
ter sich hat. All seine auszubildenden Ärzt:innen 
bekommen die Hausbesuche „in die Wiege gelegt“, 
den meisten mache der kleine Roadtrip durch die 
Umgebung Freude. Nicht zuletzt wohl auch wegen 
der Dankbarkeit, die einem da als Arzt entgegen-
schlage. Denn die Hausbesuchten rund um Oder-
witz sind sich ihres Privilegs bewusst. All seinen 
auszubildenden Ärzt:innen lege er nahe, sich ir-
gendwo in der Region eine Anstellung zu suchen. 
Hanzl, jahrelanger Hausärzte-Sprecher und ge-
wählter Vertreter der Kassenärztlichen Vereini-
gung Sachsens in der Region, sorge dann auch da-
für, dass sie eine Stelle bekommen. Aber nieder-
lassen will sich eben kaum jemand auf dem Land.

Die Politik, findet er, habe genug getan, um ge-
genzusteuern. So werden seit dem Wintersemes-
ter 2022/23 6,5 Prozent der Medizinstudienplätze 
in Sachsen an angehende Hausärzt:innen verge-
ben, die auf dem Land praktizieren wollen. Dar-
über hinaus gibt es das Sächsische Hausarztsti-
pendium vom Staatsministerium für Soziales 
und Verbraucherschutz, das sich an Medizinstu
dent:innen im ersten Semester richtet. Wenn sich 
die Studis bereit erklären, ihre jährlichen Hospi-
tationen in sächsischen Hausarztpraxen zu ab-
solvieren und im Anschluss sechs Jahre auf dem 
Land praktizieren, bekommen sie für die Dauer 
ihres Studiums monatlich 1.000 Euro. Wer in un-
terversorgten Gebieten eine Praxis neueröffnet 
oder übernimmt, kann zudem bis zu 100.000 
Euro Förderung beantragen. Weitere geplante 
Maßnahmen, die sich in den Wahlprogrammen 
der Parteien vor der Landtagswahl am 1. Septem-
ber wiederfinden: die Einrichtung von „Nieder-
lassungsfahrschulen“, in denen Hausärzt:innen 
dabei geholfen wird, eine eigene Praxis zu grün-
den, Stärkung kommunaler Gesundheitszentren, 
leichterer Zugang zum Studium sowie mehr Tele
medizin.

Aber Hanzl, der vier Mal im Semester als Dozent 
für Allgemeinmedizin an der TU Dresden arbei-
tet, beobachtet eben auch, dass die jungen Leute 
glauben, „das schönste Leben ist in der Großstadt.“ 
Weil man da jeden Abend in die Oper könne. Und 
die Jungen generell ja so viel Wert legten auf ihre 

inspiriert das alles zu mehr, am liebsten würde er 
gleich noch eine „Tele-Rheuma“ implementieren. 
Denn Rheumatolog:innen gibt es noch viel weni-
ger als Hautärzt:innen. Auch hier würde eine Vo-
rauswahl Sinn machen, findet er. In Hanzls Büro 
hängt ein selbstgemaltes Bild mit der Aufschrift 
„Lass dir nicht einfach erzählen, deine Pläne wä-
ren zu groß.“ Für den Landarzt, der unter anderem 
vor ein paar Jahren in der Region die erste Tages-
pflege für Demenzkranke gründete, scheint das 
keine Floskel zu sein.

2021 wurde er dafür von der Sächsischen Lan-
desärztekammer mit einer Ehrenmedaille ausge-
zeichnet. Der Laudator lobte seine „gelebte ärzt-
liche Kollegialität, Verlässlichkeit, Geradlinigkeit 
und Abneigung von Populismus“. Letzteres trai-
niert er vor allem auf den Hausbesuchen, wenn 
die Leute ihm wieder mal erzählen wollen, wie 
furchtbar alles ist. Hanzl beobachte schon seit ei-
ner Weile, dass die Unzufriedenheit wachse, „die-
ses tägliche Verarbeiten der Nachrichten“ über 
alle möglichen, auch unseriösen Kanäle, „dass 
da vieles für bare Münze gehalten wird“, sagt er. 
Der Krieg in Europa, die Inflation. Seine Patien
t:innen machten sich neuerdings ständig Sorgen, 
das sei früher anders gewesen.

Hanzl ist CDU-Mitglied, engagierte sich lange 
im Oderwitzer Gemeinderat. Er ist es gewohnt, 
dass seine Patient:innen mit ihm über Politik spre-
chen wollen, „und das lasse ich auch auf jeden Fall 
zu, wenn das notwendig ist.“ Aber immer häufiger 
würde er den Leuten heute sagen: Schauen Sie sich 
doch mal um, Sie haben ein schönes Häusl, da ist 
alles in Ordnung, machen Sie sich abends ein Bier 
auf und gehen Sie mal rüber zum Nachbarn und 
reden mit dem.“ Er betone dann: „Leute, seid doch 
froh, dass ihr hier wohnt.“ Es gebe ausreichend 
Bahnanbindung, Kaufhallen, Schulen und Apo-
theken. „Was wir alles haben, sag ich. Und dann 
sagen sie auch schon mal: Stimmt, da haben Sie 
recht, Doktor.“

Die Menschen, die im Nachbarort Zittau zu den 
rechtsextremen Montagsdemos gingen, seien al-
les furchtbare Besserwisser ohne Lösungen, die 
am Tage keine Verantwortung hätten, sagt Hanzl. 
Immerhin sei in Oderwitz noch alles halbwegs 
im Lot, die Freien Sachsen im Gemeinderat schon 
immer chancenlos, und die AfD habe im Ort eh 
noch nie was auf die Kette gekriegt. Bei der Kom-
munalwahl ein paar Tage später verlor sie ihren 
einzigen Sitz.

Doch auch wenn generell der Glaube sinke, an 
die Politik, die Verwaltung, an das, was die Zukunft 
mit sich bringe – das Vertrauen in den Hausarzt, 
das ist hier riesengroß, sagt Abraham Bucek, Mit-
arbeiter von Doktor Hanzl. „Wenn die Leute vom 
Dach fallen, dann rufen die zuerst bei uns an.“ 
Kein Problem, im Zweifel sei jemand aus der Pra-
xis gerade eh in der Nachbarschaft unterwegs.
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Freizeitgestaltung. „Die wollen alle eine Work-Life-
Crisis …?“ „Balance?“ Balance!“, sagt Hanzl und 
lacht. Er sitzt jetzt im Pausenraum, das Knie an 
die Brust rangezogen. Kurz verschnaufen, bevor 
es gleich im Behandlungszimmer weitergeht. An 
der Pinnwand hinter ihm hängt der Essensplan 
für diese Woche: heute Möhreneintopf, morgen 
Seelachsfilet. In einer Vitrine am Kopfende des 
Raumes stehen mehrere dicke Bände „Praxischro-
nik“, daneben aufeinandergestapelte Pralinenpa-
ckungen von glücklichen Patient:innen. „Die jun-
gen Leute wollen 9 bis 15 Uhr, aber die werden 
schnell merken, dass es mehr Zeit braucht für 
eine innere Festigkeit.“ Was er damit meint? Um 
das mentale Gleichgewicht zu halten, müssten Er-
folgserlebnisse her, sagt er. „Drei, vier Menschen 

geholfen zu haben, nach einem Misserfolg. Medi-
zinisch, oder weil man ihnen einen Arbeitsplatz 
besorgt hat oder die Erwerbsunfähigkeitsrente 
ermöglicht oder ein wichtiges Attest ausgestellt 
hat. Das sind Kleinigkeiten, aber die braucht es.“

Hanzl hat viele Weisheiten solcher Art. Er meint 
sie alle gut, ihm ist wichtig, dass der Nachwuchs 
einen realistischen Blick auf den Beruf bekommt. 
Einmal ging das nach hinten los, da riet er einer 
seiner Studentinnen das mit der Chirurgie bes-
ser sein zu lassen, „in dieser Männerwelt, die ma-
chen dich kaputt“, habe er gesagt. Die Studentin 
ging zum Gleichstellungsbeauftragten, Hanzl 
kam noch mal davon. Umstimmen, doch Haus-
ärztin zu werden, konnte er sie jedenfalls nicht.

In letzter Zeit beobachte er allerdings eine Art 
Kehrtwende, die ihn optimistisch macht. Da seien 
ein paar junge Kollegen und Kolleginnen „in der 
Pipeline“, die mit der ländlichen Region liebäu-
gelten. Denn die Medizinstudent:innen sehnten 
sich nach einer anspruchsvollen Tätigkeit und 
Landarzt werden sei da genau das Richtige. „Weil 
man nämlich immer mitdenken muss, dass die 
Fachärzte nicht um die Ecke sind.“ Anders als in 
der Stadt könne man die Patienten hier nicht ein-
fach eine Straße weiter zum Orthopäden schicken, 
man sei da als Hausarzt selbst gefragt. Und wenn 
dann doch kein Weg an der Überweisung vorbei-
führe, dann müsse die präzise sein – „ich kann 
da nicht ‚krummer Finger‘ draufschreiben.“ Die 
Fachärzt:innen in der Region seien so überlastet, 
und gute Beziehungen zu ihnen essentiell.

Zu einem von diesen Fachärzten hat Hanzl eine 
ganz besondere Verbindung. Er ist Dermatologe, 
heißt Ivo Hohlfeld und hatte einen Einfall, der bei 
Hanzl sehr gut ankam. Denn rund um Oderwitz 
fehlen natürlich auch Hautärzte, alle vier Praxen, 
die es einmal gab, stehen leer. Für genau diese un-
terversorgten Regionen entwickelte Hohlfeld, da-
mals tätig an der Uniklinik Leipzig, vor ein paar 
Jahren das „dermatologische Telekonsil“.

Die Idee: Hausärzt:innen werden ausgestat-
tet mit besonderer Lupe, iPad und einem darin 
eingespeicherten ausführlichen Fragebogen zu 
den Symptomen des Patienten. Praxismitarbei
ter:innen schicken die hochaufgelösten Bilder 
der Hautauffälligkeiten zu Hohlfeld und seinen 
Kolleg:innen, die melden sich innerhalb weni-
ger Tage zurück, geben Diagnose und Therapie-
empfehlung ab. Wenn nötig schickt Hanzl im An-
schluss eine Probe in die nächste Hautklinik nach 
Görlitz, „und Sie werden nicht glauben, zwei, drei 
Mal im Monat ist da ein Hautkrebs dabei“, sagt 
Hanzl.

80 Prozent der Patient:innen, die sich mit Haut
angelegenheiten an ihn wenden, könne er so 
selbst versorgen, 20 Prozent müssten zum Spezi-
alisten. Für diese 20 Prozent gibt es einen Katalog 
mit acht Hautärzt:innen in Bautzen, Hoyerswerda 
oder Görlitz, bei denen die Patient:innen sofort 
einen Termin bekämen. Win-win, findet Hanzl, 
denn die Hautärzt:innen in der Region müssten 
sich nur mit echten Fällen befassen und für seine 
Schwestern, die in das gesamte Prozedere fest ein-
gebunden sind – von der Übermittlung der Daten 
bis zur Nachsorge der OP-Wunde – wäre das Ganze 
„ein schöner Anreiz, mal was anderes zu machen“.

Insbesondere in Zeiten, in denen immer mehr 
Menschen an Hautkrebs erkranken. Erst kürzlich 
teilte das Statistische Bundesamt mit, dass 2022 
4.400 Menschen an den Folgen eines Melanoms 
starben – 63 Prozent mehr als im Jahr 2002. Über 
die Hälfte der 2022 Verstorbenen waren 80 Jahre 
alt oder älter. Dass die verstärkte UV-Strahlung 
durch den Klimawandel diese Entwicklung noch 
begünstigt, ist lange bekannt. Die Kassenärztliche 
Vereinigung Sachsens versucht nun auch in Lö-
bau-Zittau mit einer von ihr geführten Praxis ge-
genzusteuern. Dermatolog:innen, die sich nicht 
niederlassen wollen, weil ihnen eine Praxisgrün-
dung zu risikoreich ist, könnten dort als normale 
Angestellte arbeiten. Konkret umgesetzt ist das 
Ganze aber noch nicht.

Bis dahin also Lupe und iPad: „Zu sagen, dass 
die Telederma den Hautarzt ersetzt, wäre abso-
lut überheblich“, sagt Hanzl. „Aber es ist ein Ver-
such, die Patienten heimatnah in der Region in der 
Versorgung zu belassen“, ergänzt Ivo Hohlfeld ein 
paar Tage später am Telefon. Versorgung sei das 
Stichwort – denn Online-Hautchecks, wie es sie 
schon eine ganze Weile von verschiedenen Anbie-
tern im Netz gibt, beinhalten zwar eine Therapie-
empfehlung, aber der Patient stehe dann „weiter-
hin im Nirvana“. Zwar hat er eine Idee, um was für 
eine Erkrankung es sich handeln könnte – „aber er 
findet eben keinen, der ihn behandelt.“

Über Dr. Hanzl sagt Hohlfeld, der Mann sei 
„eine Ikone“. „Wenn wir in jeder Region so einen 
hätten, sähe unsere medizinische Versorgung bes-
ser aus in Deutschland.“ Denn Hanzl war nicht 
nur sofort elektrisiert von Hohlfelds Idee – er 
setzte sich auch lange dafür ein, dass das „der-
matologische Telekonsil“ Kassenleistung wird 
und die Ärzt:innen nicht selber für die Technik-
kosten aufkommen müssen. Ein Jahr dauerte es, 
bis sich die Kassenärztliche Vereinigung Sachsen 
mit den Kassen einigte, Anfang des Jahres gab es 
in Hanzls Praxis dann einen kleinen Festakt. Die 
sächsische Sozialministerin Petra Köpping (SPD) 
kam vorbei, verteilte Glückwünsche und betonte, 
dass Projekte wie dieses keine Ersatzlösung, son-
dern die Zukunft seien. Mittlerweile machen 
31 Hausärzt:innen in der Region mit. Deutsch-
landweit ist das Projekt bisher einmalig. Hanzl 

tient:in begutachten, zurück ins Auto, Blick aufs 
Klemmbrett, weiter. Ausnahmslos alle Haustüren 
waren nur angelehnt heute, die Bewohner:innen 
sind Menschen im hohen Alter, denen schon ein 
paar Schritte durch den eigenen Flur Mühe berei-
ten. Den Weg in die Praxis auf sich nehmen, dort 
auf unbestimmte Zeit im Wartezimmer rumsit-
zen – undenkbar. Dass es Dr. Hanzl gibt, ist für 
sie ein großes Glück.

Bundesweit herrscht auf dem Land Ärzteman-
gel. In Sachsen sind fast 400 Stellen momentan 
unbesetzt – vor zehn Jahren waren es nur knapp 
200. Ein Drittel der Menschen im Freistaat sind 
medizinisch unterversorgt. Fragt man Menschen 
in der Region um Oderwitz, was sich in ihrem All-
tag zum Negativen entwickelt, dann hört man im-
mer wieder: Niemand da, der den so vertrauten 
und sich nun im Ruhestand befindenden Haus-
arzt ersetzen möchte. Weite Wege, lange Wartezei-
ten. Und von Spezialpraxen will man gar nicht erst 
anfangen: 40 Kilometer nach Bautzen zum HNO 
fahren? Das kommt vor. Laut einer Umfrage aus 
dem Herbst vergangenen Jahres halten die Men-
schen in Sachsen die medizinische Grundversor-
gung für eines der drängendsten politischen The-
men. In der Region Löbau-Zittau, wo sich Hanzls 
Praxis befindet, fehlen ganz konkret gerade mehr 
als ein Dutzend Hausärzte, etwas weniger als die 
Hälfte der noch Praktizierenden sind über 60. 
Hanzl, 74 Jahre alt, ist der wahrscheinlich älteste 
von ihnen. Ob er demnächst mal in Rente gehen 
wolle, ist eine der wenigen Fragen, die Hanzl nicht 
mit „Nu!“ beantwortet, sondern mit einem lang 
gezogenen „Nööööö!“. Dass Hanzl nicht aufhören 

„Der Hanzl kennt unsere gesamte Krankheits-
geschichte, von der ganzen Familie“, sagt Herr 
Baum. Es sei „ganz wichtig, gaaaaanz wichtig“, dass 
der Arzt bei ihnen zu Hause vorbeikomme, er und 
seine Frau seien ja nicht mehr mobil und die Kin-
der woanders. Eigentlich möchte er schon seit ei-
ner Weile zum Augenarzt, „aber das mach ich jetzt 
halt nicht.“ Termine gäbe es frühestens in einem 
halben Jahr und er komme da ja auch gar nicht 
hin. Zumindest würden die Schmerzen jetzt we-
niger, sagt Hanzl und geht nun wirklich Richtung 
Haustür. „Herr Doktor, wir bedanken uns recht 
herzlich!“, ruft Frau Baum. „Doktor! Danke!“, sagt 
ihr Mann. „Nu!“, antwortet Gottfried Hanzl.

Zurück im Wagen legt Hanzl den Rückwärts-
gang ein, im Radio singt die Schlagersängerin 
Trude Herr leise „Frau von Format“. Keine Stunde 
waren der Arzt und Schwester Jona unterwegs, sie 
haben Verbände gewechselt, Atemgeräusche ab-
gehört, Blut abgenommen, Rezepte ausgestellt 
und Folgetermine vereinbart. Rein ins Haus, Pa

G
ottfried Hanzl will gerade zur Tür 
raus, da ruft die Frau des Patienten 
ihm hinterher: „Doktor? Können 
Sie mich noch mal am Nacken kna-
cken?“ Hanzl dreht sich um, nickt 
und sagt „Nu!“ – sächsisch für „Ja!“ 

Hanzl, Landarzt in Oderwitz in der Oberlausitz, 
sagt „Nu!“ sehr oft. Während er den Nacken der 
Frau knackt, fragt der eigentliche Patient, Herr 
Baum*, vom Sofa herüber: „Haben Sie Hoffnung, 
was mich angeht?“ „Nu!“, sagt Hanzl, diesmal mit 
besonderem Nachdruck.

Herr Baum ist an diesem Donnerstagmittag An-
fang Juni Hanzls vierter Hausbesuch. Die beiden 
kennen sich seit fünfzig Jahren, das erste Mal tra-
fen sie aufeinander, als Herr Baum im Heizkraft-
werk in den Bunker gefallen war. „Da hab ich mir 
einiges zugezogen“, erzählt der 86-Jährige, wäh-
rend Hanzl ein paar Minuten zuvor seinen Blut-
druck misst. Heute hat er es mit Schmerzen zu tun, 
die das Alter mit sich bringen. Hanzl klebt ihm 
deswegen ein schmerzlinderndes Pflaster auf den 
Oberarm, das wirkt über mehrere Tage, am Ma-
gen vorbei. „Haben Sie denn jetzt gegessen?“, fragt 
Hanzl. Essen ist schwierig, Laufen noch schwieri-
ger, berichtet der Patient. „Einmal die Zunge zei-
gen.“ Hanzl verordnet eine Infusionsserie, mor-
gen komme Schwester Renate vorbei, oder „die 
Evi“. „Die kontrollieren dann auch, ob Sie Neben-
wirkungen vom Pflaster haben, ob Sie plötzlich 
bunte Bäume sehen oder ganz hippiemäßig wer-
den.“ Hanzl kniet am Couchtisch, tippt parallel ein 
paar Dinge in seinen Laptop. Am Montag will er 
selber noch mal wiederkommen.
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In Sachsen ist die 
medizinische 
Grundversorgung 
eines der 
drängendsten 
politischen Themen

Kann und will nicht aufhören: Der 74-Jährige arbeitet noch immer etwa 30 Stunden pro Woche als Landarzt. Viele seiner jüngeren Kolleg:innen wollen lieber in der Stadt leben

Der Mann, der Sachsen verarztet

Aus Oderwitz Leonie Gubela (Text und Fotos)

Seit Jahrzehnten kümmert sich Gottfried Hanzl  
um seine Patient:innen im sächsischen Oderwitz. 
Der 74-Jährige wird noch immer gebraucht: Denn in 
der Region fehlen mehr als ein Dutzend Ärzte

Bundesweites Problem 
Auf dem Land herrscht bundesweit Ärzteman-
gel. Viele Ärzt:innen haben Schwierigkeiten 
Nachfolger:innen für ihre Praxis zu finden. Laut 
dem Bundesministerium für Gesundheit sind 
neben schlechter Infrastruktur teilweise auch 
die Arbeitsbedingungen dafür verantwortlich. 
Zudem müssen Landärzt:innen oftmals mehr 
Patient:innen betreuen als ihre Kolleg:innen in 
der Stadt. Auch die langen Anfahrtswege zu den 
Hausbesuchen sind ein Problem. 

400 Ärzte fehlen in Sachsen 
Fast 400 Stellen sind in Sachsen momentan 
unbesetzt – vor zehn Jahren waren es nur knapp 
200. Ein Drittel der Menschen im Freistaat sind 
medizinisch unterversorgt. Verschiedene 
politische Maßnahmen versuchen dem Mangel 
entgegenzusteuern. Seit dem Wintersemester 
2022/23 werden etwa 6,5 Prozent der Medizin-
studienplätze in Sachsen an angehende 
Hausärzt:innen vergeben, die auf dem Land 
praktizieren wollen. (taz)

Ärztemangel auf dem Land

Mit Lupe und iPad kann der Landarzt bei seinen Patient:innen Hautkrebs früh erkennen

Die Praxis in Oderwitz: Ungefähr ein Dutzend Ärzt:innen hat Gottfried Hanzl hier in den vergangenen 
Jahrzehnten ausgebildet

will, trifft sich gut mit der Tatsache, dass er gar 
nicht aufhören kann. Auch er findet niemanden, 
der die Praxis übernehmen will. Aber alles halb 
so wild, er trete ja längst kürzer, mache nur noch 
30 Stunden in der Woche und freitags um 15 Uhr 
Feierabend.

Dass das womöglich nicht ganz stimmt, ver-
rät Schwester Jonas Blick auf dem Beifahrersitz, 
und auch Hanzl gibt zu: „Es gibt Menschen, die 
behaupten, ich mache mehr. Aber offiziell ist das 
so, wie ich gesagt habe.“ Während er erzählt, klin-
gelt sein Handy. Der Mann einer Patientin fragt 
nach einem kurzfristigen Termin. „Übermorgen, 
am Samstag, um halb zehn soll sie kommen“, sagt 
Hanzl. Da sei Spezialsprechstunde, für alle, die zu 
weit weg wohnen oder viel arbeiten müssen.

Der Landarzt kümmert sich darum, dass für 
seine 2.800 Patient:innen versorgungstechnisch 
alles recht komfortabel bleibt – und das seit mehr 
als 30 Jahren. Ende der Achtziger errichtete er sein 
Ambulatorium quasi eigenhändig, fungierte als 
Bauleiter, Materialbeschaffer und Logistikchef. 
Die Gemeinde und einige Betriebe in Oderwitz 
finanzierten den Umbau der damals leer stehen-
den Baracke an der Scheringer Straße. Heute ist 
das Ambulatorium 200 Quadratmeter groß und 
beheimatet noch eine Logopädie und einen Mo-
bilen Pflegedienst. Ungefähr ein Dutzend Ärz
t:innen hat er in den vergangenen Jahrzehnten 
dort ausgebildet, täglich werden über die Schwelle 
seiner Praxis Neugeborene im Kinderwagen und 
Greise im Rollstuhl geschoben, alle dazwischen 
betreut Hanzl auch – oder sucht sie gleich in ih-
ren eigenen Wohnzimmern auf.

Für den groß gewachsenen, jünger als Mitte 
70 wirkenden Hanzl sind Hausbesuche einer der 
Grundpfeiler seiner Arbeit. Während kaum noch 
Ärzt:innen Kapazitäten dafür haben, beobachtet 
Hanzl, dass der Bedarf eigentlich größer wird. Im-
mer mehr Alten fehlt es an Angehörigen in direk-
ter Umgebung, deren Kinder gründen ihre eige-
nen Familien in den großen Städten. Keiner da, 
der die betagten Eltern in die Praxis begleitet. 
Hanzl teilt seine Hausbesuche auf in chronisch 
und akut. Es gibt Patient:innen, die besucht er alle 
zwei, vier oder sechs Wochen. „Da macht man sich 
’nen Schlachtplan.“

Akut sind heute ein Herr, der über Schwindel 
klagt und eine Frau, die gerade eine Hüft-OP hin-
ter sich hat. All seine auszubildenden Ärzt:innen 
bekommen die Hausbesuche „in die Wiege gelegt“, 
den meisten mache der kleine Roadtrip durch die 
Umgebung Freude. Nicht zuletzt wohl auch wegen 
der Dankbarkeit, die einem da als Arzt entgegen-
schlage. Denn die Hausbesuchten rund um Oder-
witz sind sich ihres Privilegs bewusst. All seinen 
auszubildenden Ärzt:innen lege er nahe, sich ir-
gendwo in der Region eine Anstellung zu suchen. 
Hanzl, jahrelanger Hausärzte-Sprecher und ge-
wählter Vertreter der Kassenärztlichen Vereini-
gung Sachsens in der Region, sorge dann auch da-
für, dass sie eine Stelle bekommen. Aber nieder-
lassen will sich eben kaum jemand auf dem Land.

Die Politik, findet er, habe genug getan, um ge-
genzusteuern. So werden seit dem Wintersemes-
ter 2022/23 6,5 Prozent der Medizinstudienplätze 
in Sachsen an angehende Hausärzt:innen verge-
ben, die auf dem Land praktizieren wollen. Dar-
über hinaus gibt es das Sächsische Hausarztsti-
pendium vom Staatsministerium für Soziales 
und Verbraucherschutz, das sich an Medizinstu
dent:innen im ersten Semester richtet. Wenn sich 
die Studis bereit erklären, ihre jährlichen Hospi-
tationen in sächsischen Hausarztpraxen zu ab-
solvieren und im Anschluss sechs Jahre auf dem 
Land praktizieren, bekommen sie für die Dauer 
ihres Studiums monatlich 1.000 Euro. Wer in un-
terversorgten Gebieten eine Praxis neueröffnet 
oder übernimmt, kann zudem bis zu 100.000 
Euro Förderung beantragen. Weitere geplante 
Maßnahmen, die sich in den Wahlprogrammen 
der Parteien vor der Landtagswahl am 1. Septem-
ber wiederfinden: die Einrichtung von „Nieder-
lassungsfahrschulen“, in denen Hausärzt:innen 
dabei geholfen wird, eine eigene Praxis zu grün-
den, Stärkung kommunaler Gesundheitszentren, 
leichterer Zugang zum Studium sowie mehr Tele
medizin.

Aber Hanzl, der vier Mal im Semester als Dozent 
für Allgemeinmedizin an der TU Dresden arbei-
tet, beobachtet eben auch, dass die jungen Leute 
glauben, „das schönste Leben ist in der Großstadt.“ 
Weil man da jeden Abend in die Oper könne. Und 
die Jungen generell ja so viel Wert legten auf ihre 

inspiriert das alles zu mehr, am liebsten würde er 
gleich noch eine „Tele-Rheuma“ implementieren. 
Denn Rheumatolog:innen gibt es noch viel weni-
ger als Hautärzt:innen. Auch hier würde eine Vo-
rauswahl Sinn machen, findet er. In Hanzls Büro 
hängt ein selbstgemaltes Bild mit der Aufschrift 
„Lass dir nicht einfach erzählen, deine Pläne wä-
ren zu groß.“ Für den Landarzt, der unter anderem 
vor ein paar Jahren in der Region die erste Tages-
pflege für Demenzkranke gründete, scheint das 
keine Floskel zu sein.

2021 wurde er dafür von der Sächsischen Lan-
desärztekammer mit einer Ehrenmedaille ausge-
zeichnet. Der Laudator lobte seine „gelebte ärzt-
liche Kollegialität, Verlässlichkeit, Geradlinigkeit 
und Abneigung von Populismus“. Letzteres trai-
niert er vor allem auf den Hausbesuchen, wenn 
die Leute ihm wieder mal erzählen wollen, wie 
furchtbar alles ist. Hanzl beobachte schon seit ei-
ner Weile, dass die Unzufriedenheit wachse, „die-
ses tägliche Verarbeiten der Nachrichten“ über 
alle möglichen, auch unseriösen Kanäle, „dass 
da vieles für bare Münze gehalten wird“, sagt er. 
Der Krieg in Europa, die Inflation. Seine Patien
t:innen machten sich neuerdings ständig Sorgen, 
das sei früher anders gewesen.

Hanzl ist CDU-Mitglied, engagierte sich lange 
im Oderwitzer Gemeinderat. Er ist es gewohnt, 
dass seine Patient:innen mit ihm über Politik spre-
chen wollen, „und das lasse ich auch auf jeden Fall 
zu, wenn das notwendig ist.“ Aber immer häufiger 
würde er den Leuten heute sagen: Schauen Sie sich 
doch mal um, Sie haben ein schönes Häusl, da ist 
alles in Ordnung, machen Sie sich abends ein Bier 
auf und gehen Sie mal rüber zum Nachbarn und 
reden mit dem.“ Er betone dann: „Leute, seid doch 
froh, dass ihr hier wohnt.“ Es gebe ausreichend 
Bahnanbindung, Kaufhallen, Schulen und Apo-
theken. „Was wir alles haben, sag ich. Und dann 
sagen sie auch schon mal: Stimmt, da haben Sie 
recht, Doktor.“

Die Menschen, die im Nachbarort Zittau zu den 
rechtsextremen Montagsdemos gingen, seien al-
les furchtbare Besserwisser ohne Lösungen, die 
am Tage keine Verantwortung hätten, sagt Hanzl. 
Immerhin sei in Oderwitz noch alles halbwegs 
im Lot, die Freien Sachsen im Gemeinderat schon 
immer chancenlos, und die AfD habe im Ort eh 
noch nie was auf die Kette gekriegt. Bei der Kom-
munalwahl ein paar Tage später verlor sie ihren 
einzigen Sitz.

Doch auch wenn generell der Glaube sinke, an 
die Politik, die Verwaltung, an das, was die Zukunft 
mit sich bringe – das Vertrauen in den Hausarzt, 
das ist hier riesengroß, sagt Abraham Bucek, Mit-
arbeiter von Doktor Hanzl. „Wenn die Leute vom 
Dach fallen, dann rufen die zuerst bei uns an.“ 
Kein Problem, im Zweifel sei jemand aus der Pra-
xis gerade eh in der Nachbarschaft unterwegs.
*Name geändert
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Von Anna Lehmann

Der Entwurf des Bundeshaus-
halts, der am Mittwoch von der 
Ampel-Regierung beschlossen 
wird, enthält noch zahlreiche 
Luftbuchungen. So klafft zwi-
schen den voraussichtlichen 
Einnahmen und den gewünsch-
ten Ausgaben noch eine Lücke 
von 17 Milliarden Euro. Bis Mitte 
August will die Regierung diese 
„globale Minderausgabe“ auf 9 
Milliarden Euro schrumpfen. 
Das ist in etwa die Summe, von 
der man hofft, dass die Minis-
terien sie eh nicht ausgegeben 
werden. 

Für den Lückenschluss prü-
fen die Regierungsbeamten nun 
mit Hochdruck mehrere Instru-
mente. Möglichkeit eins: Bun-
deszuschüsse für die Bahn und 
die Autobahngesellschaft sollen 
gekürzt und stattdessen durch 
staatliche Darlehen ersetzt wer-
den. Solche Darlehen gelten als 
„finanzielle Transaktionen“, 
werden nicht als Ausgaben ver-
bucht und berühren laut eines 
Gutachtens des wissenschaftli-
chen Dienstes des Bundestags 
auch nicht die grundgesetzli-
che Schuldenbremse. Begrün-
dung: Ein Kassenausgang wird 
gegen eine Forderung getauscht. 

Allerdings sind solche Darle-
hen auch nicht ohne Risiken. Für 
die hoch verschuldete Bahn, die 
sich auch am Kapitalmarkt re
finanziert, erhöht sich die Schul-
denlast weiter. Der Bundesrech-
nungshof warnte bereits 2023, 
die Bahn entwickle sich zu ei-
nem „Fass ohne Boden.“

Möglichkeit zwei: Die Rechen-
künstlerinnen in Finanzminis-
terium und Kanzleramt prüfen, 
ob bei der staatlichen Förder-
bank KfW geparkte Notlagen-
kredite, die eigentlich für die 
Gaspreisbremse gedacht waren, 
nun für die Finanzierung ande-
rer Ausgaben im Haushalt her-
angezogen werden können. Das 
erinnert allerdings stark an die 
Umbuchung nicht genutzter Co-
ronakredite in den Klimafonds, 
die das Bundesverfassungsge-
richt Ende vergangenen Jahres 
für nichtig erklärt hatte. Das 
Urteil hatte die Ampel damals 
in den Abgrund blicken lassen. 
Eine ähnliche Niederlage wol-
len sich die drei Chefhaushalts-
verhandler, Bundeskanzler Olaf 
Scholz (SPD), Vizekanzler Robert 
Habeck (Grüne) und Finanzmi-
nister Christian Lindner, auf je-
den Fall ersparen. 

Stattdessen hoffen SPD, FDP 
und Grüne auf zusätzliche Ein-
nahmen. Parallel zum Haushalt 
hat die Ampel eine sogenannte 
Wachstumsinitiative geschnürt, 
mit der die schwächelnde Kon-
junktur belebt werden soll. 49 
Maßnahmen sind in einem 
Papier aufgeführt, darunter 
Steuererleichterungen, verbil-
ligte Energie und weniger Vor-
schriften für Unternehmen, 
aber auch Steuerboni für aus-
ländische Fachkräfte. Auch die 
gern zitierte „hart arbeitende 
Mitte“ wird mit insgesamt 23 
Milliarden Euro im nächsten 
und übernächsten Jahr entlas-
tet. Der Grundfreibetrag wird 
angehoben und so die kalte 

Progression ausgeglichen, also 
der Effekt, dass steigende Löhne 
durch höhere Steuern aufgefres-
sen werden. Das kostet den Staat 
rund 2,4 Milliarden Euro, im 
Vergleich dazu nimmt sich die 
geplante Erhöhung des Kinder-
zuschlags für Eltern mit gerin-
gem Einkommen mit rund einer 
Milliarde Euro fast bescheiden 
aus. Andererseits soll der Druck 
auf Bürgergeldempfängerinnen 
erhöht werden. 

Mit Hilfe der Wachstumsin-
itiative sollen sechs Milliarden 
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Die bayerische Splitterpartei mit dem 
Kürzel „S P D“ hat einen neuen 
Vorsitzenden. Die Fraktion wählte am 
Dienstag den Abgeordneten Holger 
Grießhammer einstimmig zum 
Nachfolger von Florian von Brunn. 
Diesem hatten die Abgeordneten in 
der vergangenen Woche das 
Vertrauen entzogen. Grießhammer 
gab als Ziel aus, in Bayern wieder 
zweistellig abzuschneiden. Zuletzt 
hatten die Sozialdemokraten nur 8,6 
Prozent erreicht und sind im Landtag 
die kleinste Fraktion. Das Wetter in 
München: 23 Grad

soziwetter

Herr der 
Finanzen: 
Christian 

Lindner von 
der FDP   

Foto: Michael 
Kappeler/dpa

Und noch ein Schlag gegen rechts
Von David Muschenich 

Das Verwaltungsgericht Dres-
den hat einen Eilantrag der AfD 
Sachsen abgelehnt, mit dem die 
Partei verhindern wollte, dass 
der sächsische Verfassungs-
schutz sie als „gesichert rechts-
extrem“ einordnet und be-
obachtet. Wie das Gericht am 
Dienstag veröffentlichte, gebe 
es genügend Anhaltspunkte, 
die die Einschätzung des Verfas-
sungsschutzes rechtfertigten.

Ziele der AfD richteten sich 
demnach „gegen die Menschen-
würde bestimmter Personen-
gruppen sowie gegen das De-
mokratieprinzip“, bestätigte das 
Verwaltungsgericht Dresden. Sie 
wolle zum Beispiel deutschen 
Staatsangehörigen mit Mig-

rationshintergrund nur einen 
rechtlich abgewerteten Status 
zuerkennen.

Sowohl führende Mitglieder 
der AfD als auch Mitglieder der 
Basis stellten öffentlich Grund-
rechte infrage. Zudem sei eine 
Zusammenarbeit mit rechtsex-
tremen Organisationen nach-
weisbar, die sich unter ande-
rem antisemitisch äußerten – so 
trat etwa der bisherige Compact-
Chefredakteur Jürgen Elsäs-
ser mehrfach bei Veranstaltun-
gen der AfD auf. Insofern sei es 
rechtens, dass der Verfassungs-
schutz in Sachsen den Landes-
verband als gesichert rechtsex-
treme Bestrebung einstufe. 

Die Behörde veröffentlichte 
im Dezember 2023, die AfD sei 
eine „gesichert rechtsextreme 

Strömung“. Sachsens AfD-Ver-
band war nach Thüringen und 
Sachsen-Anhalt der dritte Lan-
desverband mit einer solchen 
Einstufung. 

Die AfD hatte im Januar die 
Klage dagegen beim Verwal-
tungsgericht Dresden einge-
reicht. Außerdem beantragte 
die Partei, dass das Gutachten 
veröffentlicht werde. Jörg Ur-
ban, Chef der sächsischen AfD, 
behauptete, seine Partei stelle 
die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung gar nicht in 
Frage.

In diesem Jahr stand die AfD 
zum ersten Mal als „größte und 
relevanteste rechtsextremisti-
sche Partei“ des Freistaats im 
sächsischen Verfassungsschutz-
bericht. Demnach versuche sie, 

sich weiterhin einen bürger-
lichen Anstrich zu geben, um 
möglichst viele Stimmen zu be-
kommen. Gleichzeitig verwende 
sie aber „ideologische Kampfbe-
griffe“ und pflege Kontakte zu 
anderen Rechten. Wenn das ent-
larvt werde, „schaltet die Partei 
in eine strategische Opferrolle 
um“ und leugne oder verharm-
lose Aussagen.

In Sachsen wird am 1. Sep-
tember ein neuer Landtag ge-
wählt. Die AfD lag in Umfragen 
zuletzt bei etwa 30 Prozent und 
damit knapp vor der CDU. Die 
Entscheidung des Verwaltungs-
gerichts Dresden ist noch nicht 
rechtskräftig: Die AfD kann da-
gegen Beschwerde beim sächsi-
schen Oberverwaltungsgericht 
in Bautzen einreichen.

Einordnung der sächsischen AfD als „gesichert rechtsextrem“ wird laut Verwaltungsgericht beibehalten

Der Haushaltsentwurf 2025 enthält viele Unwägbarkeiten. Die Lücke zwischen Einnahmen 
und Ausgaben ist 17 Milliarden Euro groß. Dennoch soll er heute beschlossen werden.

Loch an Loch – hält doch 

Euro zusätzlich in die Kasse 
kommen. Diese sind bereits im 
Haushalt eingepreist, aber eine 
Wette auf die Zukunft. Es gibt 
derzeit noch nicht einmal of-
fizielle Schätzungen, wie viele 
Fachkräfte tatsächlich nach 
Deutschland gelockt werden 
und wie viele Arbeitslose durch 
verschärfte Sanktionen das Bür-
gergeld entlasten können.

Insgesamt plant die Regie-
rung im nächsten Jahr mit Aus-
gaben von knapp 481 Milliarden 
Euro. Fast 10 Prozent davon wer-
den durch neue Schulden finan-
ziert, die Nettokreditaufnahme 
soll 44 Milliarden betragen. Die 
Schuldenbremse, die die Höhe 
neuer Kredite auf 0,35 Prozent 
vom Bruttoinlandsprodukt be-
grenzt, würde damit eingehal-
ten. 

Einige Ressorts wie das Ar-
beits- und Sozialministerium, 
das Verkehrs- und das Verteidi-
gungsministerium können sich 
über Zuschläge freuen (siehe 
Grafik). Verteidigungsminister 
Boris Pistorius, der weit mehr 
gefordert hatte, fand den Ent-
wurf dennoch „ärgerlich“ und 
hofft nun auf Nachverhandlun-
gen im Bundestag, dem wahren 
Haushaltsgesetzgeber. 

Darauf hofft auch Entwick-
lungsministerin Svenja Schulze, 
die knapp eine Milliarde, also 
ein Zehntel ihres Etats, ein-
sparen soll und damit die Kür-
zungskönigin im Kabinett wäre.  
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Arbeit/Soziales

Verkehr

Verteidigung

3.582

2.523

1.298

Kanzler 36

Innen 403

Justiz 13

Finanzen 332
Umwelt 247

Familie 569

Wohnen 694

Bildung 833

Außen

Wirtschaft

-836

-833

Landwirtschaft -68
Gesundheit -269

Entwicklung -937

AfD-Spitzenkandidaten haben an 
einem rechtsextremen 
Vernetzungstreffen teilgenommen

Von Gareth Joswig

AfD-Spitzenpolitiker haben am jährlichen 
Vernetzungstreffen der neurechten Szene in 
Schnellroda am 13. und 14. Juli teilgenommen. 
Das belegen der taz vorliegende Fotoaufnah-
men aus der örtlichen Gaststätte Das Schäf-
chen, in dem das Treffen stattfand. Eingela-
den zu dem „Sommerfest“ hatte der Verleger 
und neurechte Propagandist Götz Kubitschek. 
Von der AfD sind alle drei Spitzenkandidaten 
für die im Osten anstehenden Landtagswahlen 
der Einladung gefolgt: Björn Höcke aus Thü-
ringen, Jörg Urban aus Sachsen und Christoph 
Berndt aus Brandenburg saßen gemeinsam auf 
einem Podium. 

Ebenfalls vor Ort: Der für seine rassistischen 
Vertreibungspläne bekannt gewordene öster-
reichische Rechtsextremist Martin Sellner, der 
hier wieder einmal seine „Remigrations“-Pläne 
präsentierte.

Dass nun mehrere Landesvorsitzende aus-
gerechnet an Kubitscheks Sommerfest teilneh-
men, belegt einmal mehr, wie wenig Berüh-
rungsängste insbesondere in den östlichen 
Landesverbänden der AfD zum ideologisch-
rechtsextremen Vorfeld bestehen, aber auch 
zu offenen Rechtsextremen wie Sellner.

Der Verlag von Kubitschek propagiert in sei-
nen Schriften teils offen den Umsturz, verlegt 
Sellners Deportationsfantasien und will fa-
schistische Vordenker wie Carl Schmitt vom 
Nationalsozialismus reinwaschen. Fristete 
diese neurechte Szene als unbedeutende po-
litische Strömung lange ein Nischendasein, hat 
sie mit der AfD mittlerweile einen parlamenta-
rischen Arm erhalten, der ihre teils biologisti-
sche Ideologie und Verschwörungsmythen zwi-
schen völkischen Reinheitsfantasien und „gro-
ßem Austausch“ bis weit in die vermeintlich 
bürgerliche Mitte anschlussfähig macht.

Szeneintern hat indes mal wieder der rechts-
extreme Schaumschläger Maximilian Krah für 
Aufsehen gesorgt. Der hat selbst ein russland-
freundliches und antihumanistisches Buch bei 
Kubitschek veröffentlicht und nahm wie auch 
schon letztes Jahr am Sommerfest teil. Für Auf-
regung hat offenbar gesorgt, dass er statt „Re-
migration“ oder „Assimilation“ offenbar nun 
„ethnische Enklaven“ für Muslime fordert, was 
im völkisch-nationalistischen Kontext zwangs-
läufig an Gettoisierung erinnert. Im völkischen 
Lager jedenfalls sorgte Krahs Forderung offen-
bar für Irritationen, die bis in die Kommentar-
spalten der sozialen Medien reichen.

Neben der weiteren Verzahnung des aktivis-
tisch-rechtsextremen Parteivorfelds mit der 
AfD zeigt sich auch: Auch wenn Kubitscheks 
ehemaliges Institut für Staatspolitik offiziell 
aufgelöst ist, organisiert er das rechtsextreme 
Treiben munter weiter. Im Mai dieses Jahres 
hatte Kubitschek seine neurechte Ideologie-
schmiede aus Angst vor Repressionen organi-
satorisch neu aufgestellt. Inhaltlich allerdings 
hat sich nichts geändert.

Einen inhaltlichen Schlusspunkt hat am 
Sonntag in Schnellroda wiederum der öster-
reichische Rechtsextremist Martin Sellner ge-
setzt. Aufgepeitscht vom gescheiterten Atten-
tat auf den Republikaner Donald Trump, fei-
erte er in einer mittlerweile veröffentlichen 
Abschlussrede diesen als epischen Helden und 
hetzte gegen eine „globalistische Agenda“ und 
befürwortete selbstverständlich Trumps Pläne 
zum Rückbau der amerikanischen Demokratie.

Zu Gast bei 
Umstürzlern
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In der „Fördergeld-Affäre“ drängt die 
Opposition auf Aufklärung. Forsche
r:innen sorgen sich um die Zukunft

Von Ralf Pauli

Es gibt sie noch, die erbaulichen Termine für 
Bettina Stark-Watzinger. Diese Woche besucht 
die Bundesbildungsministerin Schulen in 
Brandenburg und Bayern, die für das „Start-
chancenprogramm“ ausgewählt worden sind 
und ab dem kommenden Schuljahr zusätzliche 
Gelder und Stellen erhalten. Ein Verdienst, das 
zu einem hohen Anteil der FDP-Ministerin an-
zurechnen ist. Doch mit so viel Wohlwollen wie 
in Hohen Neuendorf, Neubrandenburg oder 
Aschaffenburg kann Stark-Watzinger aktuell 
fast nirgendwo mehr rechnen.

Seit Wochen steht Stark-Watzinger im Ver-
dacht, die Öffentlichkeit in der sogenannten 
Fördergeld-Affäre belogen zu haben. Bis heute 
beteuert die Ministerin, von den umstrittenen 
Vorgängen in ihrem Haus erst nach einem 
Pressebericht am 11. Juni erfahren zu haben. 
Mit der Absetzung ihrer Staatssekretärin Sa-
bine Döring am 16. Juni hält Stark-Watzinger 
die Sache offenbar für beendet. Doch mit je-
der weiteren Woche mehren sich die Zweifel 
an der Darstellung der Ministerin.

So belegen Chatprotokolle aus ihrem Haus, 
die der Spiegel vergangene Woche veröffent-
licht hat, wie früh intern über mögliche Kon-
sequenzen für Forscher:innen gesprochen 
wurde, die in einem offenen Brief die Räu-
mung eines propalästinensischen Protest-
camps an der FU Berlin kritisiert hatten – und 
zwar bevor die damalige Staatssekretärin an-
geblich ohne Mitwissen Stark-Watzingers för-
derrechtliche Sanktionen prüfen ließ. 

Pikant dabei: Ausgerechnet der Mitarbeiter, 
den Stark-Watzinger nun zum neuen Staats-
sekretär machen möchte, begrüßte demnach, 
dass sich Forscher:innen aus Sorge um Förder-
gelder selbst zensieren könnten. Sollte sich die-
ser Eindruck bestätigen, sagte der bildungs-
politische Sprecher der SPD-Fraktion, Oliver 
Kaczmarek. der taz, wäre er „für das Amt des 
Staatssekretärs nicht geeignet“.

Für Unmut sorgt vor allem die mangelnde 
Aufklärungsbereitschaft von Stark-Watzinger. 
So ist mittlerweile zwar bekannt, dass die Pres-
sestelle im BMBF bereits am 10. Mai – zwei Tage 
nach Erscheinen des öffentlichen Briefes – eine 
Liste aller Unterzeichner:innen erstellen ließ, 
die BMBF-Gelder erhalten. Doch auch davon 
will Stark-Watzinger nichts gewusst haben. Im 
Bildungsausschuss des Bundestages wich die 
Ministerin der Frage aus, wer die Liste in Auf-
trag gegeben hat. „Die Mehrheit der Fragen“ 
sei bis heute nicht beantwortet, kritisiert Tho-
mas Jarzombek von der CDU.

Die Opposition drängt auf weitere Aufklä-
rung: Sowohl Linkspartei als auch die CDU/
CSU-Fraktion haben eine kleine Anfrage zur 
„Fördergeld-Affäre“ gestellt; die der Union um-
fasst ganze 100 Fragen. Darin geht es auch um 
die Frage der „ordnungsgemäßen Aktenfüh-
rung“. Die Ministeriumsspitze nämlich nutzt 
zum internen Austausch den Chatdienst „Wire“ 
– in den Akten zur „Fördergeld-Affäre“, die das 
BMBF auf Antrag der Plattform „Frag den Staat“ 
öffentlich machen musste, fehlt diese Kommu-
nikation jedoch. Von einer „eklatanten Miss-
achtung der Transparenzpflichten“ spricht Pro-
jektleiter Arne Semsrott gegenüber der taz: 
„Uns wurden offenbar absichtlich Informati-
onen vorenthalten.“

Die stockende Aufarbeitung beobachtet 
die Wissenschaftscommunity mit Sorge. Der 
Präsident der Hochschulrektorenkonferenz 
(KMK) sagt auf Anfrage der taz, dass es nach 
der „klaren Grenzüberschreitung“ jetzt darauf 
ankomme, „seitens des BMBF und seiner Lei-
tung künftig keinerlei Zweifel daran aufkom-
men zu lassen“, dass „wissenschaftsbezogene 
Förderentscheidungen hierzulande allein wis-
senschaftsgeleitet getroffen werden“. 

Der Berliner Staatsrechtler Clemens Arzt ist 
skeptisch, dass sich der Schaden ganz heilen 
lässt. „Als Wissenschaftler muss ich nun damit 
rechnen, dass es jederzeit wieder zu so einer Prü-
fung kommt“, so Arzt. Diese Unsicherheit habe 
dramatische Folgen: „Künftig werden sich Wis
senschaftler:innen dreimal fragen, ob sie sich zu 
bestimmten Themen öffentlich äußern.“

Folgen weit über 
Stark-Watzinger 
hinaus

„Uns wurden offenbar 
absichtlich Informationen 
vorenthalten“
Arne Semsrott, Frag den Staat

Von Alexandra Kehm

Vor dem Hauptgebäude der 
Friedrich-Schiller-Universität 
Jena steht eine Gruppe von 70 
Personen. Sie halten Schilder 
hoch, auf denen steht: „Klima 
schützen ist kein Verbrechen“ 
und „Solidarität mit Eli – Wie-
dereinstellung jetzt“. Es ist Ende 
Mai 2024. Sie protestieren da-
gegen, dass die Uni kurzfristig 
den Vertrag einer Person, die öf-
fentlich nur Eli genannt werden 
will, wieder aufgelöst hat – we-
gen Vorstrafen aus dem Klima-
Aktivismus. 

Zum Dezember letzten Jah-
res trat Eli, der eigentliche Name 
ist der Redaktion bekannt, eine 
Stelle als wissenschaftliche:r 
Mitarbeiter:in an der Fakultät 
für Mathematik und Informa-
tik der Universität Jena an, be-
gleitend zur Promotion. Doch 
die Friedrich-Schiller-Univer-
sität hob den Vertrag zwei Wo-
chen nach Beschäftigungsbe-
ginn wieder auf. Die Begrün-
dung: Eli habe Vorstrafen nicht 
angegeben. Das entsprechende 
Schreiben liegt der taz vor. Eli 
hat zwei Verurteilungen aus 
aktivistischem Kontext. 2021 
hat er*sie eine Werkszufahrt 
blockiert und wurde deswegen 
wegen Nötigung und Wider-
stand gegen Vollstreckungsbe-
amte verurteilt. 2020 wurde er*
sie unter anderem wegen Nöti-
gung bei der Vorbereitung einer 
Aktion verurteilt.

Die Freie Arbeiter:innen 
Union (FAU), die Gewerkschaft, 
die Eli unterstützt, sieht die Be-
gründung der Vertragsaufhe-
bung auch rechtlich als nicht 
ausreichend an: Die Straftaten 
stünden in keinem Bezug zu Elis 
beruflicher Tätigkeit und lägen 
unterhalb der Grenze, welche 
im Beamtenstatusgesetz für ei-
nen Dienstausschluss festge-
schrieben sind. Diese liegt bei 
einer Freiheitsstrafe von min-
destens sechs Monaten. Eli 
möchte wieder eingestellt wer-
den, am 18. Juli beginnt dazu 
der Prozess vor dem Arbeitsge-
richt Gera. Die Universität Jena 
möchte sich im Hinblick auf das 
laufende Verfahren nicht zu den 
Vorwürfen äußern.

Die Gewerkschaft FAU hat 
den Fall öffentlich gemacht. In 
einem offenen Brief beurteilen 
mehrere Gewerkschafts- und 
Klimainitiativen, darunter die 
Betriebsgruppen von Verdi und 
GEW, den Vorgang als „sehr be-
denklich“. Es sei ein „verheeren-
des Zeichen“ für in der Klimabe-
wegung involvierte Beschäftigte 
der Universität Jena, so Leo Weis 
von der FAU.

Das Vorkommnis in Jena ist 
kein Einzelfall. Ähnliche Fälle 
gibt es auch in München und 
Frankfurt. Anfang 2022 etwa 
hatte Benjamin Ruß sich auf 
eine Stelle am Lehrstuhl für 
Kartografie und visuelle Analy-
tik der Technischen Universität 
München beworben. In Bayern 
und Baden-Württemberg müs-
sen Bewerber:innen auf eine 
Stelle im öffentlichen Dienst 
einen Fragebogen zur Mitglied-
schaft in verschiedenen Vereini-
gungen beantworten, die vom 
den Landesämtern für Verfas-
sungsschutz beobachtet wer-
den. Darunter fallen auch Or-
ganisationen wie die Jugendor-
ganisation der Partei Die Linke, 
SDS und die Rote Hilfe, in denen 
Ruß Mitglied war beziehungs-
weise ist. Deswegen und wegen 
seiner marxistischen Weltan-
schauung sei er für den Job ab-
gelehnt worden, sagt er der taz. 
Er hat gegen diese Entscheidung 
geklagt. Die Technische Univer-
sität München wollte sich auf 
Nachfrage nicht zu dem Fall 
äußern.

In Frankfurt wiederum ver-
biete die hessische Lehrkräfte
akademie es einem Lehramts-
studenten, ein Referendariat zu 
absolvieren, so die GEW Hessen. 
Die Staatsanwaltschaft Frank-
furt klagte Luca S. für tätlichen 
Angriff auf Vollstreckungsbe-
amte in Tateinheit mit Landfrie-

„Arbeitnehmer 
schulden den 
Interessen der 
Arbeitgeberin eine 
gewisse Loyalität“
Nathalie Oberthür, RA

Wer sich als Lehrkraft oder Uni-Mitarbeiter*in politisch engagiert, muss mit beruflichen 
Nachteilen rechnen. Wie viel Radikalität ist im Staatsdienst erlaubt?

Entlassen wegen 
Aktivismus?

densbruch an, weil er bei einer 
Demonstration zum 1. Mai 2021 
einen Rauchtopf in Richtung 
eines Polizeibeamten geworfen 
haben soll. Deswegen wurde 
er zu einer Bewährungsstrafe 
von sieben Monaten verurteilt. 
Auch Luca S. möchte öffentlich 
nicht mit ganzem Namen ge-
nannt werden, er ist der Redak-
tion bekannt. Gegen das Urteil 
hat er Revision eingelegt, auch 
dieses Verfahren läuft noch. Die 
GEW fordert, dass er, unabhän-
gig vom Ergebnis der Verhand-
lung, zum Referendariat zuge-
lassen wird. Aus diesem Kon-
flikt ergibt sich der paradoxe 
Umstand, dass er zwar kein Re-
ferendariat absolvieren darf, 
aber im vergangenen Schuljahr 
als angestellter Lehrer an einer 
Frankfurter Schule weiterarbei-
ten konnte. 

Nun wurde sein Vertrag aber 
nicht verlängert. Luca S. sieht in 
dem Verfahren und der Höhe 
der Strafe gegen ihn eine Kri-
minalisierung eines linken po-
litischen Aktivismus: „Das ist 
ein Berufsverbot, man muss das 
auch so benennen.“ Das hessi-
sche Bildungsministerium äu-
ßerte sich auf Nachfrage der taz 
nicht zu dem Fall, sieht den Vor-
gang aber als abgeschlossen an.

Nathalie Oberthür, Rechtsan-
wältin und Fachanwältin für Ar-
beitsrecht in Köln, erklärt, dass 
es immer eine Einzelfallent-
scheidung ist, ob Vorstrafen ei-

nen Einfluss auf die Einstellung 
haben. Sie äußert sich nicht zu 
den Fällen, sondern gibt eine all-
gemeine rechtliche Einschät-
zung: „Arbeitnehmer schulden 
aus ihrer Beziehung zu der Ar-
beitgeberin eine gewisse Loya-
lität zu den Interessen der Ar-
beitgeberin. Das heißt, dass Ar-
beitnehmer nicht die Interessen 
der Arbeitgeberin beeinträchti-
gen dürfen. Und die Interessen 
des öffentlichen Arbeitgebers 
sind eine Treue zur Verfassung.“

Torben Ellerbrok, Profes-
sor für Öffentliches Recht an 
der Freien Universität Berlin, 
erklärt, dass das Fragerecht 
für Straftaten im öffentlichen 
Dienst weitreichender greife 
als in der Privatwirtschaft, „das 
heißt aber noch nicht, dass dann 
die Einstellung pauschal verwei-
gert werden kann“. Oberthür er-
klärte auch, man müsse bei der 
auszuübenden Tätigkeit und 
der Art der Verurteilung diffe-
renzieren. Die Schwere des De-
likts, eine Tätigkeit in Leitungs-
funktion oder eine exponierte 
Stellung wie eine Lehrtätigkeit 
können unterschiedlich auf die 
Beurteilung einer Vorstrafe bei 
der Einstellung im öffentlichen 
Dienst Einfluss nehmen.

Während die Geschichten 
von Benjamin Ruß, Luca S. und 
Eli unterschiedliche Anfänge ha-
ben, sind die Folgen für alle lei-
der gleich: berufliche Nachteile 
und laufende Gerichtsverfahren.

Wenn die 
Politik an dir 

kleben bleibt: 
Aktion der 

Letzten 
Generation   
Foto: Bodo 
Schackow/

picture 
alliance
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Entwicklungs-
ministerin 

Svenja Schulze 
beim Besuch 

eines Projektes 
mit Unicef in 
Nouakchott, 
Mauretanien   

Foto: Leon 
Kuegeler/

photothek/
picture alliance 

Von Clemens Schreiber

Ein Bündnis aus Verbänden kri-
tisiert den Haushalt für 2025. 
Zu wenig sei für Klimaschutz 
und soziale Gerechtigkeit ge-
plant – vor allem im Verkehrse-
tat. Im Zentrum der Kritik von 
Greenpeace, vom Autoclub Eu-
ropa (ACE), weiteren Umwelt-
verbänden und Forschungsin-
stituten stehen die Pläne rund 
um das Deutschlandticket und 
die Dienstwagenbesteuerung.

Die Pläne für den Haushalt 
2025 sehen vor, die Vorteile für 
die Dienstwagenbesteuerung 
leicht auszubauen. Bislang gel-
ten steuerliche Vorteile für 
Dienstwagen, die bis zu 70.000 
Euro kosten. Künftig sollen sie 
auf E-Autos mit einem Listen-
preis von 95.000 Euro erwei-
tert werden. Bereits jetzt ent-
gehen dem deutschen Staat da-

durch Steuereinnahmen von 
rund 3 Milliarden Euro. Das Fo-
rum Ökologisch-Soziale Markt-
wirtschaft geht sogar von bis zu 
5,5 Milliarden Euro aus.

In der Regel übernimmt ein 
Arbeitgeber nicht nur Anschaf-
fungs-, sondern auch Ben-
zin- und Ladekosten für einen 
Dienstwagen. Beides kann er 
von der Steuer absetzen, auch 
wenn der Dienstwagen für pri-
vate Zwecke genutzt wird. Die 
Arbeitnehmer*innen müssen 
dann nur eine Flat-Rate-Tax, 
unabhängig von den gefahre-
nen Kilometern, bezahlen. Für 
Verbrenner liegt diese bei ei-
nem Prozent des Autopreises, 
für E-Autos bei 0,25 Prozent. 
Als Beispiel: Wird ein E-Auto um 
95.000 Euro gehandelt, werden 
knapp 238 Euro zum Lohn hin-
zugerechnet, auf den Steuern 
anfallen.

„Statt insbesondere große 
und schwere Luxus-E-Autos zu 
fördern, gibt es wesentlich ef-
fektivere und auch sozial ge-
rechtere Möglichkeiten, um die 
E-Mobilität zu stärken“, sagt Mi-
chael Müller-Görnert vom Ver-
kehrsclub Deutschland. Vom 
Dienstwagenprivileg profitie-
ren, so Müller-Görnert, haupt-
sächlich Besserverdienende.

Gleichzeitig enthält der Haus-
halt 2025 kein zusätzliches Geld 
für das Deutschlandticket. Das 
Nahverkehrsabo könnte deshalb 
– seit Mai 2023 für 49 Euro er-
hältlich – ab 2025 teurer werden. 
Das hat Oliver Krischer (Grüne), 
Verkehrsminister von Nord-
rhein-Westfalen, angedeutet. 
Stefan Gelbhaar, verkehrspoliti-
scher Sprecher der Grünen, sagt 
der taz jedoch, dass der Bund 
den Preis für das Deutschland
ticket stabil halten wolle.

ÖPNV statt Luxusauto

Von Florian Nass und  
Leila van Rinsum

Die Bundesregierung will sich 
weiter in der Sahelzone in West-
afrika engagieren. Im Vorder-
grund stehe die Zusammenar-
beit mit lokalen Behörden und 
der Zivilgesellschaft und lang-
fristige Investitionen in Bildung, 
Arbeit und soziale Sicherung, 
um den terroristischen Grup-
pen den Nährboden zu entzie-
hen – so die Bilanz der Geber-
konfernz der Sahel- Allianz, die 
am Dienstag in Berlin endete.

Seit Jahren machen terroris-
tische Milizen die Sahel-Staaten 
unsicher. In Mali, Burkina Faso 
und Niger haben Putschisten 
die Macht übernommen und 
haben sich vom Westen abge-
wandt. Russland schickt hinge-
gen militärische Unterstützung.

Das Bündnis der Sahel-Alli-
anz dient als Forum zur Koordi-
nation der internationalen Ent-
wicklungszusammenarbeit der 
größten westlichen Unterstüt-
zer der krisengebeutelte Region. 

„Die Sahelzone hat sich zu ei-
nem Epizentrum des Terroris-
mus entwickelt“, sagte Bundes-

entwicklungsministerin Svenja 
Schulze (SPD), die den Vorsitz 
der Sahel-Allianz hat. Aber junge 
Menschen schlössen sich den 
Terrorgruppen nicht aus Über-
zeugung an, sondern weil sie 
keine anderen Perspektiven ha-
ben, erklärte sie. Diese Perspekti-
ven wolle das Bündnis schaffen.

Der mauretanische Wirt-
schaftsminister Abdessalam 
Saleh begrüßte das Engagement 
der Bundesministerin in einer 
Zeit, in der die Welt zahlreiche 
Krisen durchlaufe und das Ri-
siko bestehe, dass der Sahel an 
den Rand gedrängt werde. „Wir 
beobachten einen Rückgang der 
multilateralen Kooperation und 
auch der Entwicklungszusam-
menarbeit auf internationaler 
Ebene“, sagte Saleh. Gleichzeitig 
habe der Sahel noch nie einen 
so starken Bedarf an internati-
onaler Hilfe wie jetzt: „Die Er-
nährungssicherheit ist zurück-
gegangen, die Sicherheitssitua-
tion ist fragil, der demografische 
Druck gehört zu den stärksten 
weltweit und es gibt wenig Wert-
schöpfung.“ 

Die Weltbank stellte auf der 
Konferenz ein umfangreiches 

Bildungsprogramm vor, das 
in den nächsten sieben Jahren 
über zwei Millionen Kinder in 
Burkina Faso, Mauretanien, Ni-
ger und Tschad erreichen soll, 
die aktuell keinen Zugang zu Bil-
dung haben. Deutschland unter-
stützt die Initiative mit 60 Milli-
onen Euro. In der Vergangenheit 
wurden Schulen vermehrt Ziel 
von Angriffen terroristischer 
Gruppen, die in der Region um 
Einfluss buhlen. 

Mehr als 11.000 Schulen sind 
aktuell geschlossen, weil sie in 
den Terroreinflussgebieten lie-
gen. So bleibe der Schulbesuch 
aktuell rund 40 Prozent aller 
Kinder der Sahel-Region ver-
wehrt, teils müssten die Fami-
lien der Kinder die Region we-
gen der anhaltenden Terrorge-
fahr sogar ganz verlassen. 

300.000 Hektar 
vertrocknetes 
Ödland wurden 
wieder begrünt

Die Geberkonferenz der Sahel-Allianz beschließt Finanzhilfen für 
Westafrika. Vorsitzende Svenja Schulze will Zivilgesellschaft stärken

Mit Bildung gegen 
den Terror

Der Haushalt für 2025 sieht mehr Geld für Dienstwagen vor. Das 49-Euro-Ticket 
geht hingegen leer aus. Von Verbänden kommt scharfe Kritik

Zahl des Tages

1Buckelwal
Erst ließ er sich vor Baltrum blicken, dann 
vor Wangerooge und nun vor Norderney: 
Ein seltener Buckelwal macht wohl 
Insel-Hopping in der deutschen 
Nordsee. Am frühen Montagabend ließ 
sich der Meeressäuger rund 200 Meter 
vom Norderneyer Weststrand entfernt 
mehrmals an der Wasseroberfläche 
blicken und bereitete Badegästen und 
Insulaner*innen ein seltenes 
Naturschauspiel, wie ein dpa-Fotograf 
berichtete. Das Jungtier bewegte sich 
rund eine Stunde lang im Wasser zwischen 
den Inseln Norderney und Juist, kam 
immer wieder an die Wasseroberfläche 
und blies Fontänen in die Luft. Außerdem 
war er permanent am Snacken. Mmmh, 
Nordsee-Hering!

Finanzbehörden sollen das Geld aus 
Steuerbetrug zurückholen, fordert 
die Organisation Finanzwende

Von Anja Krüger

Die Ampel-Parteien streiten erbittert über 
Geld für wichtige Projekte im Bundeshaus-
halt – und gleichzeitig holt sich der Staat durch 
Steuerbetrug verlorene Milliarden nicht zu-
rück. Allein durch sogenannten CumCum-Be-
trug im Zuge von Aktiengeschäften ist bis 2021 
ein Schaden von schätzungsweise 28,5 Milli-
arden Euro entstanden, kritisiert die Organi-
sation Finanzwende. Der Staat müsse dafür 
sorgen, dass das Geld zurückkommt, sagte 
die neue Finanzwende-Geschäftsführerin 
und frühere Oberstaatsanwältin Anne Bror-
hilker am Dienstag vor Journalist:innen. Die 
von FDP-Minister Christian Lindner geplante 
neue Behörde gegen Finanzkriminalität tauge 
dazu nicht, weil sie nur für Geldwäsche zustän-
dig sei – aber nicht für Steuerbetrug.

CumCum-Betrug bedeutet, dass Aktienbe
sitzer:innen nicht geleistete Steuerzahlungen 
geltend machen. Bei diesem Geschäftsmodell 
werden Aktien rund um den Dividendenstich-
tag zwischen Händlern und Banken hin- und 
hergeschoben. Auf diese Weise können auch 
Besitzer:innen Steuererstattungen geltend 
machen, die gar keine Abgaben geleistet ha-
ben. Bekannt und teilweise juristisch verfolgt 
wurde diese Praxis bei den sogenannten Cum-
Ex-Geschäften. Dabei wurde ein Teil des Ge-
schäfts vor dem Dividendenstichtag abgewi-
ckelt, ein anderer danach. Das Wort Cum steht 
für „mit Dividendenanspruch“, das Wort Ex für 
danach. Bei CumCum-Geschäften wurde der 
gesamte Deal vor dem Stichtag abgewickelt.

„Seit 2015 ist unzweifelhaft klar, dass die Ge-
schäfte steuerrechtlich nicht in Ordnung sind“, 
sagte Brorhilker. Trotzdem hätten die Finanz-
behörden bislang kaum etwas getan, um sich 
das Geld aus dem CumCum-Betrug zurück zu 
holen. Denn obwohl in einem Urteil des obers-
ten Finanzgerichts klare Kriterien für das il-
legale Treiben benannt wurden, seien diese 
durch Schreiben des Bundesfinanzministeri-
ums in den Jahren 2016 und 2017 verwässert 
worden. So konnten die Geschäfte fortgeführt 
werden. Damals wurde das Bundesfinanzmi-
nisterium von Wolfgang Schäuble (CDU) ge-
führt. Erst 2021, unter dem damaligen Minis-
ter Olaf Scholz (SPD), korrigierte das Finanz-
ministerium seine Auffassung.

Finanzwende möchte herausfinden, wie 
die Einschätzung im Bundesfinanzministe-
rium 2016 zustande kam. „Wir glauben nicht, 
dass sich das ein Ministeriumsbeamter aus-
gedacht hat“, sagte Vorstand Gerhard Schick, 
der früher für die Grünen im Bundestag saß. 
Finanzwende geht davon aus, dass die Ein-
schätzung auf den Einfluss der Finanzlobby 
zurückgeht. Um das zu belegen, hat die Orga-
nisation mehrere Anfragen nach dem Infor-
mationsfreiheitsgesetz an das Bundesfinanz-
ministerium sowie drei Landesfinanzministe-
rien gestellt. Die mauern aber unter anderem 
mit Hinweis auf mögliche Reputationsrisiken 
der Banken. Deshalb hat die Organisation Aus-
kunftsklage gegen die Ministerien eingereicht. 
„Der Schutz der Banken wiegt für die Finanz-
behörden offenbar schwerer als der Schutz 
von Steuergeldern der Allgemeinheit“, sagte 
Brorhilker. 

Sie hat bis vor kurzem gegen Finanz
kriminelle ermittelt und ist als Kölner Ober-
staatsanwältin im Zuge ihrer Ermittlungen zu 
Cum-Ex bekannt geworden. Im April wechselte 
sie zu Finanzwende. Brofhilker fordert, Ermitt-
lungen zu Finanzkriminaltät zu zentralisieren, 
„damit wir die Chance haben, dass sich Fach-
expertise bildet“.

Der deutsche 
Staat verzichtet 
auf 28 Milliarden

Die neue Behörde gegen 
Finanzkriminalität ist nicht für 
Steuerbetrug zuständig

haushalt
Die Organisation der Ent-

wicklungszusammenarbeit ge-
stalte sich angesichts der Mili-
tärjunten und Terrorgruppen 
in den Putschstaaten als schwie-
rig. Um sicherzustellen, dass der 
Geldfluss am Ende dennoch die 
Richtigen erreiche, greife man 
auf langjährige Erfahrung vor 
Ort zurück: In Mali, Burkina 
Faso und Niger liege der Fokus 
auf der lokalen Ebene und in 
der Zusammenarbeit mit Part-
nern vor Ort wie dem Kinder-
hilfswerk der Vereinten Natio-
nen (Unicef) oder dem World 
Food Program (WFP). Trotzdem 
wolle das Entwicklungsministe-
rium „mit den Putschstaaten im 
Gespräch bleiben“, so Schulze. 
Das Problem Terror will man in-
zwischen anscheinend entwick-
lungspolitisch lösen, „nicht mi-
litärisch“.

130 Millionen Euro stellte das 
BMZ in einem ersten Schritt für 
das gemeinsame Projekt Sahel
Resilience Partnership von dem 
Kinderhilfswerk der Vereinten 
Nationen (Unicef), dem World 
Food Program (WFP) und der 
staatlichen Entwicklungsorga-
nisation Deutsche Gesellschaft 
für Internationale Zusammen-
arbeit (GIZ) in Aussicht. Ge-
meinsam mit Dorfgemein-
schaften in Burkina Faso, 
Tschad, Mali, Mauretanien und 
Niger wurden bereits 300.000 
Hektar vertrocknetes Ödland 
wieder begrünt, sagte Martin 
Frick, Direktor des WFP-Büros 
in Berlin der taz. Bis 2027 sollen 
150.000 Hektar hinzukommen 
und acht Millionen Menschen 
in 6.000 Dorfgemeinschaften 
erreicht werden. Dass das Pro-
jekt weiterfinanziert wird, be-
grüßt Frick. Gleichzeitig stün-
den aber grundsätzlich viele 
andere wichtige Projekte auf 
die Kippe, die wie dieses aus 
der sogenannten „Übergangs-
hilfe“ aus dem BMZ finanziert 
werden. Denn diese ist als kurz-
fristiges Krisenmittel von den 
Haushaltskürzungen beson-
ders betroffen. Gegen die ge-
planten Kürzungen in der hu-
manitären Hilfe und im Ent-
wicklungsetat wendet sich ein 
breites Bündnis der deutschen 
Zivilgesellschaft. 

Am Mittwoch soll das Kabi-
nett den Haushaltsetat für 2025 
beschließen. Der sieht vor, dass 
beim Bundesentwicklungsmi-
nisterium (BMZ) rund eine Mil-
liarde gegenüber dem diesjäh-
rigen Etat gekürzt wird. Im Aus-
wärtigen Amt (AA) sollen es laut 
Medienberichten 836 Millionen 
sein. Damit würde das Budget 
für Humanitäres und innerhalb 
dieser Legislaturperiode um ein 
Viertel gekürzt.
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Von Susanne Schwarz

Die Deutsche Umwelthilfe 
macht Ernst und legt Verfas-
sungsbeschwerde gegen die Re-
form des Klimaschutzgesetzes 
ein, wie der Umweltverband 
am Dienstag mitteilte. Er hatte 
diesen Schritt bereits in Aus-
sicht gestellt für den Fall, dass 
Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier (SPD) das Gesetz un-
terschreibt und so sein Inkraft-
treten sichert – was dieser am 
Montag getan hat.

„Die Ampelregierung verab-
schiedet sich mit dieser Geset-
zesänderung vom Klimaschutz“, 
sagte Umwelthilfe-Chef Jürgen 
Resch. „Wir nehmen diesen kla-
ren Verfassungsbruch nicht hin 
und ziehen erneut vor das Bun-
desverfassungsgericht – wie im 
Januar 2020, was im April 2021 
zum historischen Klimaschutz-
entscheid des Bundesverfas-
sungsgerichts geführt hat.“

Mit dem Beschluss von 2021 
hatten die Richter*innen in 
Karlsruhe die Große Koalition 

verpflichtet, beim Klimaschutz-
gesetz nachzuschärfen. In der 
damaligen Form, argumentier-
ten sie, seien in Zukunft Frei-
heitsrechte gefährdet. Sprich: 
Je länger man Klimaschutz hi-
nauszögert, desto drastischer 
müssen später die Maßnahmen 
sein. Und das könnte eben die 
Freiheit der Bevölkerung deut-

lich einschränken. Zu den Auf-
lagen für die Regierung gehörte 
es damals, konkrete Emissions-
mengen für jedes Jahr auch in 
der Zeit nach 2030 ins Gesetz 
aufzunehmen. So sollte klar 
werden, wann welche CO2-Ein-
sparung anvisiert wird. Das 
tat die letzte Merkel-Regierung 
dann auch, und zwar jeweils 

einzeln für verschiedene Wirt-
schaftssektoren. 

Mit dieser Logik macht die 
Ampelregierung in ihrer Re-
form nun Schluss. Zwischen 
den Sektoren – also zum Bei-
spiel Verkehr, Energie und Land-
wirtschaft – darf in Zukunft 
aufgerechnet werden. Das Ar-
gument dafür ist mehr Flexibi-
lität. Sprengt ein Sektor die CO2-
Grenzwerte, wie es etwa der Ver-
kehr systematisch tut, muss die 
Regierung nichts unternehmen, 
solange andere Sektoren ent-
sprechend übererfüllen. Selbst 
wenn das nicht der Fall ist, ver-
langt das neue Gesetz anders 
als bisher kein sofortiges Ge-
gensteuern. Erst wenn jährli-
che Prognosen zweimal infolge 
ergeben, dass Deutschland das 
Klimaziel für 2030 nicht errei-
chen wird, muss sie ein Sofort-
programm aufsetzen.

Nicht nur für „handwerk-
lich misslungen, sondern ver-
fassungswidrig“ hält Umwelt-
hilfe-Anwalt Remo Klinger die 
Reform. „Die wichtigsten Ände-

rungen verfolgen nur das Ziel, 
bis zum Jahr 2030 keine relevan-
ten Klimaschutzmaßnahmen 
mehr beschließen zu müssen“, 
so der Jurist.

Das aber wäre nötig, wie nicht 
nur Klimaschützer*innen for-
dern. Auch etwa der Experten-
rat für Klimafragen der Bun-
desregierung hat es schon vor-
gerechnet. Demnach ist nicht 
gesichert, dass Deutschland 
seine Klimaziele bis 2030 er-
reicht. Vor allem der Verkehrs-
sektor bereitet immer weiter 
Probleme. Die Kurzfassung: Zu 
viele Autos verbrennen zu viel 
Benzin und Diesel. Auch die 
Klimabilanz der Gebäude sowie 
der Landwirtschaft lässt laut den 
Expert*innen absehbar zu wün-
schen übrig.

Neben der Verfassungsbe-
schwerde hat die Umwelthilfe 
auch eine neue Klage gegen die 
Bundesregierung eingereicht 
– wegen des wiederholt viel zu 
spät vorgelegten Klimaschutz-
berichts.
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„Die Regierung 
verabschiedet sich 
vom Klimaschutz“
Jürgen Resch, Deutsche 
Umwelthilfe

Klage gegen Klimaschutzgesetz
Die Bundesregierung hat das Gesetz verwässert, das Deutschland klimaneutral machen soll. Die Deutsche 
Umwelthilfe hält das für verfassungswidrig – und zieht vor das Verfassungsgericht in Karlsruhe

Einige Flüge wurden im ersten 
Halbjahr billiger. Bei manchen 
Reisegebieten sieht das anders aus

Nach deutlichen Preissteigerungen im Vorjahr 
kommen Urlauber:innen wieder für etwas we-
niger Geld an Auslandsflüge. Diese verbillig-
ten sich von Januar bis Juni 2024 gegenüber 
dem Vorjahreshalbjahr um 3,1 Prozent, wie das 
Statistische Bundesamt (Destatis) am Dienstag 
mitteilte. 

Betrachtet man die Preise bei internationa-
len Flügen in der Economy-Class, verbilligten 
sich die Tickets nach Mittelamerika deutlich: 
Hier zahlten Passagier:innen im ersten Halb-
jahr 2024 rund 15,8 Prozent weniger als noch 
im Vorjahreszeitraum. Aber auch Flugtickets 
nach Asien und Australien (minus 12,3 Pro-
zent), nach Nordamerika (minus 7,4 Prozent) 
oder Südamerika (minus 3,8 Prozent) waren 
im Vergleich zum ersten Halbjahr 2023 günsti-
ger. Preissteigerungen gab es dagegen bei Eco-
nomy-Flugtickets in afrikanische Länder (plus 
4,1 Prozent) und ins europäische Ausland (plus 
2,7 Prozent). 

Bei den Pauschalreisen, die meist zu Zielen 
in Europa oder Nordafrika führen, mussten die 
Gäste 5,2 Prozent mehr zahlen als im ersten 
Halbjahr 2023. Im Vergleich zu 2022 ist das ein 
Anstieg von 19 Prozent. Den größten Preisan-
stieg von 7,6 Prozent registrierten die Statisti
ker:innen für Reisen in die Türkei. Auch die spa-
nischen Inseln Kanaren (plus 6,7 Prozent) und 
Balearen (plus 6,3 Prozent) sowie Griechenland 
(plus 4,5 Prozent) legten zu. Günstiger wurden 
Reisen nach Ägypten.

Insgesamt bleiben die Preise in Deutschland 
für internationale Flugscheine seit Ende der 
coronabedingten Reisebeschränkungen auf ei-
nem vergleichsweise hohen Niveau: Internati-
onale Flüge waren im ersten Halbjahr 2024 um 
20,9 Prozent teurer als im ersten Halbjahr 2022. 
Nahezu unverändert waren in der ersten Jah-
reshälfte 2024 die Preise für Inlandsflugtickets 
in der Economy Class (plus 0,2 Prozent) gegen-
über dem ersten Halbjahr 2023.

Die Verbände der Luftverkehrswirtschaft 
wie der Touristik nennen als Erstes die Erhö-
hung der Ticketsteuer zum 1. Mai als wichtigen 
Grund für die gestiegenen Preise. Je nach Ent-
fernungsklasse wird seitdem jedes Ticket mit 
einer Steuer zwischen 15,53 und 70,83 Euro be-
lastet. Außerdem konnten die Gewerkschaften 
nach der Coronapandemie in allen Bereichen 
des Luftverkehrs am Boden und in der Luft Ge-
haltssteigerungen durchsetzen – auch das er-
höhte die Kosten für Fluggesellschaften.

Der Flugverkehr trägt mit hohen CO2-Emissi-
onen zur Verschärfung der Klimakrise bei. Um 
so viele Flüge wie möglich auf klimafreund-
lichere Verkehrsmittel zu verlagern, fordert 
deshalb etwa der BUND die Einführung einer 
Kerosinsteuer. (rtr, dpa, taz)

Mit teurem Ticket 
ins europäische 
Ausland

Von Anne Diekhoff, 
Stockholm

Leih dir ein Fahrrad und fahre 
damit zum CopenHill, zeige dort 
ein Foto von dir auf deiner klei-
nen Radtour, und du wirst be-
lohnt für die klimafreundliche 
Anfahrt: Mit 20 Gratis-Extrami-
nuten auf der Indoor-Skipiste, 
die sich seltsamerweise auf ei-
nem der markantesten Gebäude 
Kopenhagens befindet. Wäh-
rend du den Hang herunter-
saust, wird in der Anlage unter 
dir aus Müll Energie gewonnen: 
Ein Urlaubstag in der dänischen 
Hauptstadt in diesem Sommer 
kann wie ein hygges Ökover-
sprechen aussehen.

Der Tourismusorganisation 
„Wonderful Copenhagen“ hat in 
dieser Woche eine Art Spiel ge-
startet, mit dem möglichst viele 
TouristInnen dazu bewegt wer-
den sollen, sich klimafreund-
lich zu verhalten. Grüne Ent-
scheidungen sollen so in eine 
Art Tourismus-Währung umge-
wandelt werden.

Der Energieproduzent ARC 
mit seinem Skipisten-Dach ist 
einer von insgesamt 24 Akteu-
ren, die mitmachen. Wer sich lie-
ber mit Kunst beschäftigt, kann 
beispielsweise mit Plastikmüll 
ins Staatliche Kunstmuseum 
gehen und in einem Workshop 
daraus ein Kunstwerk basteln. 
Und wer umsonst frühstücken 
will, kann das gegen eine kleine 
Müllsammelaktion vorab tun.

Mikkel Aarø-Hansen, Chef 
von „Wonderful Copenhagen“, 
spricht von einem „experimen-
tellen und kleinen Schritt, um 
die Denkweise von Touristen 
zu verändern“. Die Organisa-
tion stützt sich auf Umfragen, 
wonach sich zwar 82 Prozent 
der Reisenden nachhaltig ver-
halten wollen, aber nur 22 Pro-
zent tatsächlich etwas an ih-
rem Verhalten ändern. Die Leute 
bräuchten Anreize, um die Lü-
cke zwischen Wunsch und Wirk-
lichkeit zu schließen, sagt Aarø-
Hansen.

Kopenhagen hat eine Art Spiel gestartet, um TouristInnen zu mehr Klimafreundlichkeit zu 
motivieren. Gleichzeitig wächst die Kritik an den BesucherInnen: Eine Steuer wird diskutiert

Einmal Frühstücken  
fürs Müllsammeln

Ihre Verkehrs-
mittelwahl wird 
belohnt: 
radelnde 
TouristInnen in 
Kopenhagen   
Foto:  
Francis Joseph 
Dean/imago

Kopenhagen stand 2023 wie-
der auf Platz zwei der Econo-
mist-Liste der lebenswertes-
ten Städte der Welt, auch in der 
Kategorie Nachhaltigkeit spielt 
die Stadt ganz vorne mit – mit 
Platz drei auf dem Global Des-
tination Sustainability Index, 
nur übertroffen von Göteborg 
und Oslo.

In all den positiven Aussa-
gen zur Initiative schwingt vor 
allem bei einem Thema Kri-
tik am Verhalten von Touris-
ten mit: Sie schmeißen zu viel 
weg. Ihren Müll einzusammeln, 
wird etwa mit Gratis-Kajak-Tou-
ren belohnt – oder eben mit ei-
nem Frühstück im ökologisch 
betriebenen Öko-Projekt Bane
gaarden. Von montags bis mitt-
wochs können Gäste sich dort ei-
nen Müllsack aushändigen las-
sen und ihn füllen, dafür gibt es 
einen Gutschein.

„Wir sind umgeben von an-
derthalb Hektar wilder Natur, es 
ist selten, dass man eine grüne 
Oase in der Stadt hat. Das wol-
len wir gerne bewahren“, be-

gründet Ida Marie Banke An-
dré von Banegaarden im Rund-
funksender DR ihre Teilnahme. 
Natürlich seien sie im Prinzip 
selbst dafür verantwortlich, ihr 
Gelände in Ordnung zu halten. 
„Aber egal, wie viele Hände wir 
einsetzen, es wird immer Müll 
zu sammeln geben.“ Wie sauber 
das Touristenspiel die Stadt ge-
macht hat, soll im Herbst bilan-
ziert werden. 

Zahlen der Branchenorgani-
sation VisitDenmark zeigen: In 
der Hauptstadtregion wächst 
der Tourismus landesweit be-
sonders stark: Bereits 2022 war 
er wieder auf Vor-Corona-Ni-
veau mit rund 6 Milliarden Euro 
Umsatz (44,8 Milliarden Kro-
nen) – 2023 stieg er erneut um 
12 Prozent. Im ganzen Land hän-
gen derzeit 146.000 Jobs direkt 
oder indirekt mit dem Touris-
mus zusammen. Die wirtschaft-
liche Bedeutung ist bislang auch 
das Hauptargument des dä-
nischen Wirtschaftsministers 
gegen eine zweite Idee aus Ko-
penhagen: die Einführung einer 

Tourismusabgabe für die Stadt 
mit 600.000 EinwohnerInnen. 
Vier Modellvorschläge, die sich 
in Zielgruppen und Vorgehen 
unterscheiden, sehen eine Ab-
gabe von einem Euro pro Über-
nachtung vor. Die Einkünfte da-
raus sollen den Plänen zufolge 
zum Beispiel für mehr öffentli-
che Toiletten und die Instand-
haltung der Radwege genutzt 
werden – doch bislang stellt 
sich Wirtschaftsminister Mor-
ten Bødskov (Sozialdemokra-
ten) quer – eine Abgabe würde 
Jobs und Wachstum in dem Be-
reich kosten. 

Wie weit das Wachstum ge-
hen kann, darüber wird auch 
in Kopenhagen diskutiert. Pro-
teste von Einheimischen ge-
gen den Massentourismus in 
Barcelona oder auf den Bale-
aren wurden interessiert be-
obachtet – und ein Modell der 
Tourismusabgaben-Pläne passt 
dazu: Dabei würde sie in den 
stark frequentierten Stadttei-
len höher ausfallen als in weni-
ger belasteten.
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Drei der vier 
Linksparteien 

hatten sich auf 
die parteilose 

Diplomatin 
Laurence 

Tubiana 
geinigt, doch 
LFI lehnte sie 

ab   
Foto: Blondet 

Eliot/abaca/
imago

Aus Paris Rudolf Balmer

Bricht die linke Volksfront in 
Frankreich schon auseinander? 
Diesen peinlichen Eindruck ver-
mittelte die Wahlunion von So-
zialisten, Kommunisten, Grü-
nen und La France insoumise 
(LFI) nach mehr als einer Wo-
che vergeblichen Ringens um 
die Frage, wer in ihrem Namen 
nun regieren soll. Die Namen 
verschiedener Personen wurden 
publik, alle aber stießen bei den 
einen oder den anderen auf Ab-
lehnung.

Bereits am Freitag fragte Le 
Figaro, ob diese Linke, die sich 
trotz ihrer Differenzen für die 
Parlamentswahlen vereint 
hatte, überhaupt regieren wolle. 
Bei den Wähler und Wählerin-
nen des Nouveau Front Popu-
laire (NFP), der bei ihnen große 
Hoffnungen geweckt hatte, 
wächst ob dem Spektakel der 
Eitelkeiten und Empfindlich-
keiten der beteiligten Parteien 
der Frust.

Wie alle in Frankreich waren 
auch die Linksparteien von ih-

rem (relativen) Sieg überrascht. 
Sie hatten ihr Bündnis in al-
ler Eile und auch mit einer ge-
wissen Improvisation mit dem 
einzigen gemeinsamen Ziel ge-
schlossen, die Machtergreifung 
durch die extreme Rechte zu 
verhindern, was dann auch ge-
lang. Was jedoch zunächst den 

Zusammenhalt ermöglicht hat, 
fällt damit weitgehend weg. Und 
ein Mechanismus, sich in demo-
kratischer Weise auf einen even-
tuellen Premierminister oder 
-ministerin oder gar ein Kabi-
nett zu einigen, war nicht vorge-
sehen. Auch eine gemeinsame 
Kandidatur für den Vorsitz der 
Nationalversammlung und für 
andere parlamentarische Äm-
ter ist problematisch geworden.

Die Linksparteien stellen 
zwar aufgrund der Wahlergeb-
nisse vom 7. Juli zusammen den 
größten Block von Abgeordne-
ten in der Nationalversamm-
lung, aber sie verfügen nicht 
über eine regierungsfähige 
Mehrheit. Die Perspektive, even-
tuell mit den gegnerischen Ma-
cronisten kooperieren zu müs-
sen, spaltet die linke Allianz. Für 
die LFI von Jean-Luc Mélenchon 
steht so etwas nicht zur Debatte. 
Sozialisten und Grüne dagegen 
hätten offenbar weniger Beden-
ken. Da sich die NFP nicht auf 
einen gemeinsamen Vorschlag 
für den Namen eines Premier-
ministers oder Premierminis-
terin einigt, kann Macron wie 
gewollt Zeit für eine andere Lö-
sung gewinnen.

Nach einer letzten Minister-
ratssitzung hat Staatspräsident 
Emmanuel Macron den Rück-
tritt von Premierminister Gab-
riel Attal und seiner Regierung 
akzeptiert. Ein neues Kabinett 
und einen neuen Regierungs-
chef bekommt Frankreich aber 
nicht sofort. Attal und seine Re-

Macron hofft weiter, 
dass seine Partei  
der Mitte noch eine 
breite Koalition 
zustande bringt

Die linken Wahlsieger können sich bisher nicht auf einen gemeinsamen Personalvorschlag 
einigen. Präsident Macron möchte ohnehin vorerst keinen neuen Premier ernennen

Ist Frankreichs linke 
Volksfront schon zu Ende?

gierung müssen bis auf Weite-
res die „laufenden Geschäfte“ 
weiterführen und wären auch 
im Krisen- oder Katastrophen-
fall zum Handeln berechtigt. Die 
Verfassung der Fünften Repub-
lik sieht dies für einen solchen 
außergewöhnlichen Fall vor.

Ein Machtvakuum soll es 
nach dem Regierungsrücktritt 
nicht geben. Es handelt sich um 
eine sonderbare Übergangszeit, 
da zum Beispiel Attal gleichzei-
tig Noch-Premier, aber zugleich 
auch Abgeordneter der Natio-
nalversammlung sein wird, was 
grundsätzlich einen Verstoß ge-
gen das demokratische Prinzip 
der Gewaltenteilung darstellt.

Wie lange dieses Provisorium 
dauern soll, ist unklar. Macron 
hat aber angedeutet, dass es ihm 
nicht unlieb wäre, wenn diese 
Interimsperiode bis nach den 
Olympischen Spielen in Paris, 
das heißt bis Mitte September, 
dauern könnte. Wenige Stunden 
vor ihrem offiziellen Rücktritt 
hat die Regierung Attal noch 
diverse Dekrete im Amtsblatt 
publiziert, namentlich Ausfüh-
rungsbestimmungen zum Im-
migrationsgesetz, das nach ei-
ner hitzigen Debatte im Januar 
verabschiedet, anschließend 
aber vom Verfassungsgericht 
für teilweise ungültig erklärt 
worden war.

Macron hofft weiter, dass 
seine Parteien der Mitte bei ih-
ren Diskussionen hinter den Ku-
lissen mit diversen Gesprächs-
partnern von links und rechts 
(etwa mit Sozialisten und Grü-
nen sowie mit Konservativen 
und Zentristen) eine breite Ko-
alition samt regierungsfähiger 
Mehrheit zustande bringen. 
Der bisherige Innenminister 
Gérald Darmanin äußerte sich 
dagegen sehr interessiert an ei-
ner formellen Allianz der Mac-
ronisten mit den Konservativen 
der Partei Les Républicains (LR), 
selbst auf der Grundlage der po-
litischen Bedingungen, die LR-
Chef Laurent Wauquiez für ei-
nen Pakt genannt hat. Für den 
Moment scheint in Frankreich 
so ziemlich die ganze Politik in 
der Schwebe zu sein.

Wer es wagt, Präsident 
Sisi die Stirn zu bieten

Von Karim Ahmed

Ägyptens Regierung verweigert 
den Anwälten des inhaftierten 
Oppositionspolitikers Ahmed 
al-Tantawi Zugang zu ihrem 
Mandanten. „Ich habe Tantawi 
seit seiner Inhaftierung nicht 
mehr gesehen, obwohl mir die 
Staatsanwaltschaft eine Be-
suchserlaubnis erteilt hatte“, 
sagte der Menschenrechtsan-
walt Khaled Ali am Montag der 
taz. Die Gefängnisbehörden hät-
ten sich trotz der Erlaubnis ge-
weigert, ihn zu Tantawi zu las-
sen. „Ich habe keine Erklärung 
für diese Sturheit!“

Im Mai hatten die ägypti-
schen Behörden Tantawi, einen 
prominenten Kritiker von Prä-
sident Abdelfattah al-Sisi, ver-
haftet. Sie vollstreckten damit 
ein Gerichtsurteil, dem zufolge 

Tantawi wie auch 22 seiner An
hänger*innen für ein Jahr in-
haftiert werden sollte. Zudem 
ist Tantawi fünf Jahre lang die 
Teilnahme an Wahlen untersagt.

Tantawis Inhaftierung hat in 
Ägypten und im Ausland heftige 
Kritik ausgelöst. Im Juni veröf-
fentlichten 1.000 Personen des 
öffentlichen Lebens, Organisa-
tionen und Parteien aus Ägyp-
ten eine Petition, in der sie die 
Freilassung der Inhaftierten for-
dern. Die Wut brach sich auch 
in sozialen Medien Bahn, wo 
Tausende über Tantawi poste-
ten, Einzelheiten aus dem Pro-
zess teilten und Videos von ihm 
verbreiteten. 

Tantawi und seinen Anhän
ger*innen wird vorgeworfen, 
im Vorfeld der Präsidentschafts-
wahl im Dezember inoffizielle 
Unterstützungsformulare ge-

druckt und verteilt zu haben. 
Für eine Nominierung ist in 
Ägypten eine bestimmte Zahl 
von Wählerunterschriften erfor-
derlich. Der Politiker hatte seine 
Kandidatur letztendlich zurück-
gezogen, nachdem es ihm nicht 
gelungen war, genügend Unter-
schriften zu erhalten. Tantawi 
warf den Behörden vor, seine 
Kampagne zu behindern. Jour
nalist*innen und Menschen
rechtler*innen haben derartige 
Verstöße dokumentiert.

Sieben ägyptische Menschen-
rechtsorganisationen erklärten, 
die Behörden versuchten sicher-
zustellen, „dass sich keine politi-
sche Alternative entwickelt und 
eine Herausforderung für Sisis 
Herrschaft darstellt“. Das Ver-
sprechen der Behörden, Refor-
men einzuleiten, diene dazu, 
„Kritik an ihrer Menschen-

In Ägypten wollte der Politiker Ahmed al-Tantawi Präsident Sisi herausfordern. 
Nun sitzt er im Gefängnis. Noch nicht einmal seine Anwälte dürfen ihn besuchen 

rechtsbilanz zu beschwichti-
gen“. Sisi hatte im April 2022 
einen nationalen Dialog über 
politische und wirtschaftliche 
Reformen angekündigt. 

Die Zivile Demokratische Be-
wegung, Ägyptens größte Oppo-
sitionskoalition, erklärte, die In-
haftierung Tantawis zeige, dass 
die Behörden auf Einschüchte-
rung und Unterdrückung setz-
ten. Öffentliche Demonstratio-
nen für Tantawi hat es aufgrund 
der Repression nicht gegeben. 
Sicherheitskräfte hatten vergan-
genes Jahr Dutzende von Tanta-
wis Anhängern, Wahlkampfakti-
visten und Mitglieder seiner da-
mals im Entstehen begriffenen 
Partei verhaftet. 

Auf internationaler Ebene 
hat sich unter anderem Marta 
Hurtado, Sprecherin des UN-
Menschenrechtsbüros, geäu-
ßert. „Wir sind besorgt über die 
während des Prozesses gemel-
deten Verstöße gegen ein ord-
nungsgemäßes Verfahren, ein-
schließlich der Hindernisse 
beim Zugang zu den Prozessak-
ten für die Vorbereitung einer 
angemessenen Verteidigung“, 
so Hurtado. Die EU dagegen 
schweigt beharrlich. Offenbar 

ist man in Europa der Ansicht, 
dass es zur Stabilität in der Re-
gion beiträgt, wenn man die Un-
terdrückung in Ägypten igno-
riert. Im März hatte die EU ein 
Finanzpaket in Höhe von 7,4 Mil-
liarden Euro für Ägypten ange-
kündigt, um die Wirtschaft des 
Landes zu stabilisieren und den 
Strom von Migranten nach Eu-
ropa inmitten der Krisen in Gaza 
und dem Sudan einzudämmen.

Tantawis Schicksal unter-
scheidet sich kaum von dem 
anderer Politiker, die Sisi her-
ausfordern wollten. Schon im 
Zuge der Präsidentschaftswahl 
2018 waren drei von vier Kan-
didaten, die eine Kandidatur 
anstrebten, inhaftiert worden, 
während der vierte gezwungen 
wurde, seine Kandidatur zu-
rückzuziehen. Einer der Inhaf-
tierten war der ehemalige Stabs-
chef der Armee, Sami Anan. In 
einem geheimen Militärprozess 
wurde er zu einer Haftstrafe ver-
urteilt, weil er „ohne Erlaubnis 
der Streitkräfte an Wahlen teil-
genommen hatte“, was als Ver-
stoß gegen das Militärrecht ge-
sehen wurde. Rund zwei Jahre 
später wurde er aus der Haft 
entlassen, während sich sein Ge-

sundheitszustand verschlech-
terte. Seitdem ist er nur noch 
selten in Erscheinung getreten.

Auch der Offizier und Ex-
Regierungschef Ahmed Scha-
fik wurde verfolgt, nachdem er 
2018 angekündigt hatte, Sisi her-
auszufordern. Er wurde aus den 
Arabischen Emiraten, wo er im 
Exil lebte, nach Ägypten ausge-
wiesen, wo er kurz verschwand, 
bevor er wieder auftauchte und 
sich aus dem Rennen zurück-
zog. Medienberichten zufolge 
war Schafik eine Gefängnis-
strafe angedroht worden. Ihm 
nahestehende Personen berich-
teten, er habe gesagt: „Ich habe 
Töchter und ich habe Angst um 
sie.“ Seitdem hat sich auch Scha-
fik kaum noch geäußert.

Schließlich traf es vor der 
Wahl 2018 auch den Oberst der 
ägyptischen Armee Ahmed Kon-
sowa. Er wurde verhaftet, nach-
dem er in einem Video seinen 
Wunsch äußerte zu kandidieren. 
Ein Militärgericht verurteilte 
ihn zu sechs Jahren Haft, weil er 
„politische Meinungen auf Face-
book geäußert hatte, während er 
eine Militäruniform trug“. Ob er 
mittlerweile freigelassen wurde, 
ist nicht bekannt. 

Georgiens Staatschefin und Teile 
der Opposition wollen vor dem 
Verfassungsgericht klagen

Von Barbara Oertel

In Georgien gehen die Auseinandersetzun-
gen um das sogenannte Agentengesetz in die 
nächste Runde. Dieses Mal werden sie mit juris-
tischen Mitteln ausgefochten. Staatspräsiden-
tin Salome Surabischwili und Teile der parla-
mentarischen Opposition kündigten an, das 
Gesetz vor dem Verfassungsgericht anzufech-
ten. Entsprechende Klagen sollen Ende Juli ein-
gereicht werden. Zur Begründung hieß es, die 
Vorschrift widerspreche Artikel 78 des georgi-
schen Grundgesetzes.

Besagter Artikel über die Integration der 
Südkaukasusrepublik in die Europäische 
Union und die euroatlantischen Strukturen 
war 2017 ergänzt worden. Die Verfassungsor-
gane müssten alle in ihrer Macht stehenden 
Maßnahmen ergreifen, um die vollständige In-
tegration Georgiens in die EU und die Nato si-
cherzustellen, heißt es in dem Zusatz. Georgien 
hatte im vergangenen Dezember den Status ei-
nes EU-Beitrittskandidaten erhalten.

„Es ist sehr gut, dass die Präsidentin diesen 
Prozess einleitet. Jedoch ist es wichtig, dass 
kein Teil dieses Gesetzes unangefochten bleibt, 
denn es lässt für niemanden in diesem Land 
Raum für Freiheit“, sagte die Abgeordnete Ta-
mar Kordzaia von der Oppositionsplattform 
„Einheit“. Ein weiterer wichtiger Aspekt sei, 
die Anwendung eines temporären Mechanis-
mus zu fordern, der die Aussetzung der Wir-
kung des Gesetzes bis zu einer endgültigen Ent-
scheidung vorsehe. Daher sei es erforderlich, 
dass der Verfassungsgerichtshof zügig zusam-
mentrete und über die Aussetzung des Geset-
zes berate, so Kordzaia weiter. Sie will eine ei-
gene Klage einreichen. Auch mehrere Nicht-
regierungsorganisationen wollen das höchste 
Gericht Georgiens sowie den Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straß-
burg mit dieser Causa befassen. 

Das „Gesetz über die Transparenz ausländi-
schen Einflusses“, das stark an eine ähnliche 
Vorschrift in Russland erinnert, hatte die Regie-
rungspartei Georgischer Traum (KO) initiiert. 
Nichtregierungsorganisationen und Medien, 
die zu mehr als 20 Prozent aus dem Ausland 
finanziert werden, müssen sich als „Vertreter 
ausländischer Interessen“ registrieren lassen. 

Trotz wochenlanger Massenproteste sowie 
entsprechender Warnungen seitens der west-
lichen Partner Georgiens passierte das Gesetz 
am 28. Mai 2024 in letzter Lesung das Parla-
ment. Ein Veto von Staatschefin Surabischwili 
wurde überstimmt. Als Reaktion setzte die EU 
Zahlungen in Höhe von 30 Millionen Euro 
für Militärhilfen aus dem Fonds Europäische 
Friedensfazilität (EPF) aus. Brüsseler Finanz-
hilfen, die bislang zu großen Teilen direkt an 
die Haushaltskasse der Regierung gingen, sol-
len gekürzt werden.

„Agentengesetz“ 
kommt vor 
oberstes Gericht

https://docs.google.com/forms/d/e/1FAIpQLSdiH0jF2rUOC422UcQ27DLmDKZLN_7Z9foY_Qdud7AKObY4Xw/viewform
https://www.facebook.com/Ahmedaltantawyeg/videos/995094112032586/
https://www.facebook.com/Ahmedaltantawyeg/videos/995094112032586/
https://www.facebook.com/Ahmedaltantawyeg/posts/pfbid02qDbCsmBv8km85g9hWazQr4MJiZ9wavBTUXXGDJbvYaekLCuU6A7Yy5nFGExjLv8Dl?__cft__%5B0%5D=AZUBl2qk9qgRQO5YOhkfvlWgiQs4mSPr_lrfe5Q5IKvgwg9dXzQqC7Vu8fXByggfE8awl_bNcmU5RgYFBgh5xlwnIS3_PPv-PG-QS1PApmSE_rbVwzTE_WemgBTfw1s6229mSd5nmDMk7FfGH5gmR8_am3pQbAfPBXk4weMRao_cETfunSL7xrLUstGNS0dXZzACUo6gSXnGTXxR__wLh4Jj31sVWpmRl-0C6LIjUU7_uA&__tn__=%2CO%2CP-R
https://eipr.org/en/press/2024/05/egypt-tantawi-arrested-court-serve-prison-sentence-challenging-president-sisi-2023
https://www.facebook.com/civil.democratic.movement2018/posts/pfbid0adekt4UDmvKsg94rrJiQ3aKBY9bosmDdSFb2DvgvvyK1CCwP1ZDjCBBmypYTsGU5l?__cft__%5B0%5D=AZXnWOi1NQrpCwoPHqBKh1AV-0vjcs5zfTsntqwXeopAEVUnxs1-uJNSa7acoNnJm9RttekjqavoSTSDcUdjw9UlaQmqT-wwJO8Kt9yc0zYN4uiDzdGTbWdUV-Q45tci_AwDTi0JHisiz91-YwpQwXuh3KINGwCmkxGdJt7kbgeo1ijBkfDxouyNBX1BZ_La1GnyovhCkDXOr-Mp7XQCUUw1&__tn__=%2CO%2CP-R
http://interred/article/7024390?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/7024390?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/7024390?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/7024390?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/7024390?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
https://docs.google.com/forms/d/e/1FAIpQLSdiH0jF2rUOC422UcQ27DLmDKZLN_7Z9foY_Qdud7AKObY4Xw/viewform
https://www.facebook.com/Ahmedaltantawyeg/videos/995094112032586/
https://www.facebook.com/Ahmedaltantawyeg/videos/995094112032586/
https://www.facebook.com/Ahmedaltantawyeg/posts/pfbid02qDbCsmBv8km85g9hWazQr4MJiZ9wavBTUXXGDJbvYaekLCuU6A7Yy5nFGExjLv8Dl?__cft__%5B0%5D=AZUBl2qk9qgRQO5YOhkfvlWgiQs4mSPr_lrfe5Q5IKvgwg9dXzQqC7Vu8fXByggfE8awl_bNcmU5RgYFBgh5xlwnIS3_PPv-PG-QS1PApmSE_rbVwzTE_WemgBTfw1s6229mSd5nmDMk7FfGH5gmR8_am3pQbAfPBXk4weMRao_cETfunSL7xrLUstGNS0dXZzACUo6gSXnGTXxR__wLh4Jj31sVWpmRl-0C6LIjUU7_uA&__tn__=%2CO%2CP-R
https://eipr.org/en/press/2024/05/egypt-tantawi-arrested-court-serve-prison-sentence-challenging-president-sisi-2023
https://www.facebook.com/civil.democratic.movement2018/posts/pfbid0adekt4UDmvKsg94rrJiQ3aKBY9bosmDdSFb2DvgvvyK1CCwP1ZDjCBBmypYTsGU5l?__cft__%5B0%5D=AZXnWOi1NQrpCwoPHqBKh1AV-0vjcs5zfTsntqwXeopAEVUnxs1-uJNSa7acoNnJm9RttekjqavoSTSDcUdjw9UlaQmqT-wwJO8Kt9yc0zYN4uiDzdGTbWdUV-Q45tci_AwDTi0JHisiz91-YwpQwXuh3KINGwCmkxGdJt7kbgeo1ijBkfDxouyNBX1BZ_La1GnyovhCkDXOr-Mp7XQCUUw1&__tn__=%2CO%2CP-R
http://interred/article/6891708?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/6891708?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/6891708?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/6891708?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/211812?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/211812?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/211812?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/7017002?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1
http://interred/article/7028031?anchor=&target=_parent&alias=&params=&mediasync_id=&version=1


mittwoch, 17. juli 2024 11auslandtaz 🐾

Von Simone Schlindwein, 
Kampala 

Die Ergebnisse sind keine Über-
raschung: Mit 99,15 Prozent der 
Stimmen hat Ruandas Lang-
zeitpräsident Paul Kagame er-
neut die Wahl in dem kleinen 
ostafrikanischen Land gewon-
nen. So lautet das vorläufige 
Ergebnis der Wahl vom Mon-
tag. Die über 2.500 Wahlbüros 
schlossen am Montagnachmit-
tag gegen drei Uhr, dann be-
gann die Stimmenauszählung. 
Am Abend verkündete die Na-
tionale Wahlkommission nach 
der Auszählung von knapp 80 
Prozent der Stimmzettel das 
vorläufige Ergebnis.

Seine beiden Gegenkandida-
ten erzielten zusammen nicht 
einmal ein Prozent der Stim-
men. Frank Habineza von der 
Demokratischen Grünen Partei 
Ruandas erhielt 0,53 Prozent 
und der unabhängige Kandi-
dat Philippe Mpayimana 0,32 
Prozent. Insgesamt waren rund 
neun Millionen Ruander auf-
gefordert, ihre Stimmen abzu-
geben. Davon waren rund zwei 
Millionen Erstwähler. 

70.000 Ruander waren im 
Ausland als Wähler registriert 
und konnten ihre Stimmen be-
reits am Sonntag abgeben. Ob-
wohl viele Ruander im Exil Ka-
games Regime gegenüber kri-
tisch eingestellt sind, erhielt er 
auch unter den Ruandern in der 
Diaspora mehr als 95 Prozent. 
Die endgültigen Ergebnisse wer-
den laut der Wahlkommission 
am 27. Juli veröffentlicht.

„Der Wahlkampf und das 
Wahlergebnis, wie es gerade ver-
kündet wurde, haben für mich 
eine besondere Bedeutung“, 

erklärte Kagame am Montag-
abend in seiner Siegesrede vor 
den Anhängern seiner Parteiko-
alition RPF-Inkotanyi in der voll-
besetzten Arena der Parteizen
trale. Die Zahlen seien Ausdruck 
des „Vertrauens“ in ihn, sagte Ka-
game. „Ich bin zuversichtlich, 
dass wir gemeinsam alle Prob-
leme lösen können.“

Gegenkandidat Habineza er-
klärte im Olympic Hotel in Ru-
andas Hauptstadt Kigali: „Wir 
möchten mitteilen, dass wir 
die Ergebnisse akzeptiert ha-
ben und dem Gewinner, Paul 
Kagame, gratulieren“, sagte Ha-
bineza. Er betonte ausdrück-
lich, dass der Wahlkampf im 
Vergleich zu den Wahlrunden 
in der Vergangenheit fair abge-
laufen sei.

Die Wähler waren am Mon-
tag zudem aufgefordert, über 
die 600 Sitze des Parlaments 
abzustimmen. Das vorläufige 
Ergebnis sollte noch am Diens-
tag nach Redaktionsschluss be-
kannt gegeben werden.

Der 66-jährige Präsident Ka-
game ist faktisch an der Macht 
seit dem Ende des Völkermor-
des in Ruanda 1994, als mehr 
als eine Million Menschen in 
nur 100 Tagen abgeschlachtet 
wurden, die meisten von ih-
nen Tutsi. Kagames Tutsi-Gue-
rillaarmee war von Uganda aus 
einmarschiert und eroberte das 
kleine Land. Die Hutu-Armee 
und deren Regierung, die den 
Völkermord in Auftrag gegeben 
hatte, floh in den Dschungel der 
benachbarten Demokratischen 
Republik Kongo. Dort gründete 
sie die Miliz FDLR (Demokrati-
sche Kräfte zur Befreiung Ruan-
das), die bis heute eine Bedro-
hung für Ruanda darstellt. 

Angeblich 99 Prozent  
für Langzeitherrscher
Ruandas Präsident Paul Kagame ist seit den neunziger Jahren faktisch an der Macht. Nun 
hat er sich erneut zum Wahlsieger erklärt. Eine echte Opposition gab es allerdings nicht

Pakistans Regierung leitet ein Hochverratsverfahren gegen den weiter beliebten 
Ex-Premier ein. Nach dessen juristischen Erfolgen soll seine Partei verboten werden

Immer neue Klagen 
gegen Imran Khan

Von Natalie Mayroth, Mumbai

Das juristische Tauziehen um 
Pakistans Ex-Premier Imran 
Khan geht trotz einiger Erfolge 
für ihn weiter. Erst kürzlich hatte 
das Oberste Gericht seiner Partei 
PTI zusätzliche Parlamentssitze 
zugesprochen, womit die Regie-
rungskoalition ihre Zweidrittel-
mehrheit verlor. Khan wurde 
zudem in einem Gerichtsver-
fahren freigesprochen. Dem-
nach urteilte ein Gericht in Is-
lamabad, dass Khans Ehe mit 
seiner dritten Frau Bushra Bibi 
legal sei, weil sie die Wartezeit 

nach einer vorherigen Schei-
dung eingehalten habe. 

Doch blieb der 71-Jährige we-
gen vieler weiterer Gerichtsfälle 
inhaftiert. Auch legte die Regie-
rung von Khans Rivalen Sheh-
baz Sharif von der Muslim Liga 
(PML-N) nach. So verkündete am 
Montag Informationsminister 
Atta Tarar auf der Plattform X, 
dass Khans Gerechtigkeitspartei 
(PTI) „aufgrund seiner antinatio-
nalen Aktivitäten zu verbieten“ 
sei, um Anarchie in Pakistan 
zu beenden. Zudem soll Khan 
jetzt wegen Hochverrats ange-
klagt  werden. Wolle Pakistan 

sich vorwärts bewegen, könne 
dies nicht gleichzeitig mit der 
Existenz von Khans PTI gesche-
hen, sagte Tarar. Es gäbe glaub-
würdige Beweise für ein Verbot, 
das von der Verfassung gedeckt 
werde, erklärte der seit März am-
tierende Minister. 

Der Ex-Cricket-Star Khan war 
im April 2022 durch ein Miss-
trauensvotum vom Parlament 
abgesetzt worden. Seit August 
2023 ist er inhaftiert, aber wei-
ter sehr beliebt. Für seine An
hänger:innen sind die Klagen 
gegen den Populisten politisch 
motiviert und äußerst faden-

scheinig. Der Verbotsversuch 
gegen die PTI diene allein dem 
Zweck zu verhindern, dass sie 
die größte Fraktion in der Nati-
onalversammlung stelle. Denn 
nach der Parlamentswahl im Fe-
bruar zeigte sich, dass die größte 
Gruppe gewählter Abgeordneter 
Unabhängige waren. Sie stehen 
der PTI nahe, denn als PTI-Mit-
glieder durften sie nicht kandi-
dieren. 92 der 266 Abgeordne-
ten waren demnach PTI-nahe 
„Unabhängige“. Nun zählte das 
Gericht sogar 114 zum PTI-La-
ger. Das von der Regierung an-
gestrebte PTI-Verbot solle Khans 
Partei einschüchtern, hieß es. 

„Dies ist ein unverhohlenes 
Zeichen von purer Panik“, er-
klärte PTI-Sprecher Sayed Zu-
lfikar Bukhari. Die Regierung 
kenne nur das Mittel der Un-
terdrückung, statt sich um die 
wirklichen Probleme des Landes 
zu kümmern wie steigende In-
flation, wirtschaftlicher Kollaps 

und das Leid einfacher Men-
schen, so Bukhari.

Die Entscheidung, die PTI zu 
verbieten, „ist verzweifelt und 
destruktiv“, kommentierte die 
Gastforscherin Madiha Afzal 
am US-Thinktank Brookings. 
Sie bezweifelte die Zulässigkeit 
einer Verbotsklage. Was von der 
Demokratie noch übrig geblie-
ben sei, wollten die Verantwort-
lichen jetzt mit dem Hammer 
zerschlagen, sagte sie. Auch die 
lokale Nichtregierungsorganisa-
tion Human Rights Commission 
of Pakistan (HRCP) nannte ein 
PTI-Verbot verfassungswidrig.

Für Khan beginnt bereits 
ein neuer Prozess: Ein Anti
terrorgericht in Lahore ord-
nete seine Untersuchungshaft 
im Zusammenhang mit Unru-
hen vom 9. Mai 2023 an. Damals 
war Khan aufgrund von Korrup-
tionsvorwürfen vor dem Obers-
ten Gerichtshof in Islamabad 
von Paramilitärs verhaftet wor-

den. Daraufhin brachen landes-
weite Proteste seiner Anhänger 
aus, für die er nun verantwort-
lich gemacht wird. An den Par-
lamentswahlen hatte er schon 
nicht teilnehmen dürfen. Nach 
der Wahl im Februar kam es er-
neut zu Protesten Tausender 
PTI-Anhänger gegen mutmaß-
liche Manipulationen bei der 
Stimmabgabe.

Unterdessen erlebt Pakistan 
wieder vermehrt Angriffe isla-
mistisch-militanter Gruppen. In 
der nordwestlichen Unruhepro-
vinz Khyber Pakhtunkhwa gab 
es am Montag 18 Tote bei einem 
Terroranschlag auf einen Mili-
tärkomplex.

Das Parteiverbot „ist 
verzweifelt und 
destruktiv“
Madiha Afzal vom US-Thinktank 
Brookings

Kagame wurde 1994 zunächst 
Verteidigungsminister und Vize-
präsident. Im Jahr 2000 wurde 
er zum Präsidenten gewählt. Das 
Amt hat er seitdem inne und ge-
winnt die Wahlen meist mit weit 
über 90 Prozent. Für viele west-
liche Partner gilt er als Friedens-
garant, der sein damals komplett 
zerstörtes Land wieder aufbaute. 
Heute gilt Ruanda als eines der 

Boomländer Afrikas in der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Mit 
Blick auf die Medien- und Mei-
nungsfreiheit liegt es allerdings 
auf dem untersten Platz.

In den vergangenen Monaten 
wurde die internationale Kritik 
immer lauter. Der jüngste UN-
Ermittlungsbericht bestätigte 
erst vergangene Woche, dass 
über 4.000 ruandische Solda-

ten in den Ostkongo eingedrun-
gen sind, um dort die kongole-
sischen Tutsi-Rebellen der M23 
(Bewegung des 23. März) zu un-
terstützen, die in den vergange-
nen Jahren einen großen Land-
strich entlang der Grenze er-
obert haben. Kongos Präsident 
Félix Tshisekedi beschimpfte 
Kagame im vergangenen Jahr 
als Hitler Afrikas.

Dieser geheime Angriffskrieg 
ist auch innerhalb der ruandi-
schen Bevölkerung nicht unum-
stritten. Er kostet Geld und Res-
sourcen. Ruandische Soldaten 
sterben an der Kriegsfront und 
werden in der Heimat heimlich 
beerdigt. 

Paul Kagames Popularität hat 
dies aber offenbar nicht gescha-
det.

Stimmenzäh-
len am Montag 
in Kigali, 
Ruanda 
Foto: Wang 
Guansen/
XinHua/dpa
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A
uf meiner Rating-Liste der Dinge, 
die mir echt bis zum Hals stehen, 
kommen die Blödsinnigkeiten, die 
mit dem Begriff „Elite“ verbunden 
sind, auf Rang 11. (Rang 12 belegt üb-
rigens die Manie für Rating-Listen.)

Klar, die Rechten mussten „Eliten“ erfinden, 
weil sie sonst kein Gegengewicht zu ihrem heili-
gen „Volk“ hätten, das ja bekanntlich in der Demo-
kratie nicht wirklich an der Macht ist, weil es diese 
verdammten Eliten gibt, die einen tiefen Staat un-
ter Pizzerien führen und auf Geheiß von George 
Soros das Volk mit Impfzwang und großem Aus-
tausch vernichten wollen. Aber es gibt auch weni-
ger blöde Leute, sogar Linke, die meinen, dass „Eli-
ten“ und das „Elitäre“ so ziemlich an allem schuld 
sind, vor allem an der Ungerechtigkeit der Ver-
hältnisse. Ganz allgemein und nach dem Sprach-
gebrauch lässt sich der Begriff „Elite“ in fünf ver-
schiedenen Zusammenhängen fassen.

1: Zur Elite gehören Menschen, die irgendwas 
besser können als andere. Das heißt: Jeder Be-
rufszweig, jede Klasse hat eine Elite. Das gilt für 
Wissenschaftler*innen, Künstler, Politikerinnen 
wie für Fußballspieler oder Postbotinnen. Das, 
was wir gerade als „Fachkräftemangel“ erleben, 
könnte man also auch als Elitemangel verstehen. 
Dass Leute, die irgend etwas besser können als an-
dere, in der einen oder anderen Weise dafür auch 
belohnt werden (sei’s durch Freiheit, durch Aner-
kennung oder Luxus), ist okay. Man darf das aber 
keinesfalls übertreiben. Eher kein Geniekult, eher 
kein Privatflugplatz!

2: Elite könnten auch jene Menschen sein, die 
ein System genauer kennen als andere. Daher 
gibt es eine Elite der Wissenschaften, aber auch 
eine Elite des Wissenschaftsbetriebes. Und eben 
eine politische, ökonomische, kulturelle Elite. Jede 
Gesellschaft braucht eine Elite, so wie Maschinen 
nicht ohne Maschinist*innen funktionieren. Es 
gibt, so wie es feudale oder faschistische Eliten 
gibt, demokratische Eliten, die allerdings etwas 
komplizierter wirken: Sie müssen zugleich De-
mokratie elitisieren und Eliten demokratisieren.

Dagegen gibt’s freilich Widerstand, und da-
mit sind wir bei 3: Elite wird zu einem selbstre-
ferentiellen Subsystem innerhalb von Staat und 
Gesellschaft, das die Kontrolle über die Verbin-
dung der drei Herrschaftselemente für sich be-
ansprucht: Wissen, Macht, Besitz. Immer wieder 
setzt sich das Phantasma einer „totalen Elite“ fest. 
Diese Elite, die vor allem mit dem Erhalt der eige-
nen Macht beschäftigt ist, tendiert dramatisch zu 
Verblödung und Verrohung. Sehen wir uns neben-
bei die Kandidat*innenliste der AfD an: Bemer-
kenswert viele von ihnen entstammen der staat-
lich-gesellschaftlichen Elitenbildung: Justiz, Mili-
tär, Polizei, Erziehung, Wissenschaft, Verwaltung. 
In den Thinktanks und „Instituten“ der „neuen 

Rechten“ wird eifrig an der Herstellung einer ei-
genen „Elite“ gearbeitet. Man hat’s von den his-
torischen Nazis gelernt, deren Ziel der möglichst 
rasche Austausch der bürgerlichen durch die fa-
schistische Elite war. Die Rechten sind alles an-
dere als anti-elitär; sie mögen bloß keine demo-
kratische Elite.

Dass sich ein so auffälliger Teil der ökonomi-
schen Gewinner an die rechtspopulistischen bis 
rechtsextremen Bewegungen halten, führt zu 4: 
Elite sind Menschen, die ihre Privilegien, ihre 
Macht, ihren Reichtum, ihren Einfluss, ihr Anse-
hen, aber auch ihre Umgangsformen, ihre Kon-
sumgewohnheiten, ihre Statussymbole mit aller 
Gewalt gegen Kritik, Widerstand und Verände-
rung verteidigen. Eine Klasse für sich innerhalb 
der Klassenherrschaft. Bleibt umgekehrt 5: Eine 
Elite der vom Besitz durch die Klasse gelösten Kul-
tur, die das System semantisch und organisato-
risch durchschaut und seine verborgene Wahrheit 
preisgibt, die gehassliebte „intellektuelle Elite“. 
Sie befindet sich in einem populistisch-autokra-
tischen Regime vorwiegend im Gefängnis, im Exil 
oder im Untergrund. Dort sähe sie auch unsere 
neue Rechte am liebsten.

Was man da theoretisch auseinanderhält, ist 
leider in der Praxis ein gewaltiges Durcheinan-
der, alles zwischen „Erstickt doch an eurer Arro-
ganz!“ bis „Wo sind die Eliten, wenn man sie mal 
braucht?“. Stand der Dinge ist: Eine Gesellschaft 
funktioniert nicht ohne Eliten, so widersprüch-
lich sie in sich auch sein mögen. Und Versuche, 
die Eliten abzuschaffen, enden so furchtbar wie 
die chinesische Kulturrevolution. Es kommt nicht 
darauf an, die Eliten zu beseitigen, sondern sie de-
mokratisch zu kontrollieren und ihre Arbeit für 
alle nutzbar zu machen.

Ist schon „Elite“ ein Begriff voller innerer Wi-
dersprüche, dann setzt es mit „elitär“ vollends 
aus. Denn „elitär“ können sich auch Leute geben, 
die mit den Eliten nichts zu tun haben: Angeber, 
Snobs, Menschen, die dem Irrtum aufsitzen, dass 
jemand, der etwas besser kann (zum Beispiel Ten-
nis spielen) auch was Besseres ist. Man kann al-
lerdings auch alles, was einem zu anstrengend, 
zu kompliziert, zu kritisch, zu „abgehoben“ vor-
kommt, als „elitär“ bezeichnen. Wenn man etwas 
als „elitär“ kennzeichnet, muss man sich damit 
nicht mehr auseinandersetzen. Dabei sind die tra-
ditionellen Merkmale des „Elitären“ längst ver-
schwunden: Das Weltwissen ist für jede und jeden 
mit ein, zwei Clicks verfügbar. Ein Taylor-Swift-
Konzert oder das Ticket für ein WM-Spiel kosten 
mehr, als wir gewöhnliche Menschen im ganzen 
Jahr für Kultur ausgeben – und trotzdem nennt 
man nicht dies, sondern das Hinterhoftheater „eli-
tär“. Und dass höhere Bildung für immer weniger 
erschwinglich wird, hat weniger mit Elite als mit 
dem Kapitalismus zu tun.

Und jetzt kommt’s: Ganz offensichtlich funkti-
oniert die einstige Verbundenheit zwischen öko-
nomischen, politischen, sozialen, wissenschaft-
lichen, kulturellen Eliten nicht mehr. Im Kampf 
um die kulturelle Hegemonie und um die Fleisch-
töpfe bekommt die rechte Heimtücke der Anti-
Elite-Kampagne willige Helfer. Die Demokratie 
ist verloren, wenn sie keine Eliten der Demokra-
tie und keine Demokratie der Eliten hervorbringt.

Hilfe, ich bin elitär

Georg Seeßlen  
ist freier Autor 
und hat über 
20 Bücher zum 
Thema Film 
veröffentlicht. 
Zuletzt 
erschien von 
ihm „Corona-
kontrolle. Oder 
nach der Krise 
ist vor der 
Katastrophe“ 
bei bahoe 
books. 

Die Schlagloch-
Vorschau
24. 7.
Charlotte 
Wiedemann
31. 7. 
Ilija Trojanow
7. 8.  
Gilda Sahebi
14. 8. 
Mathias 
Greffrath
21. 8.  
Georg Diez

Keine Gesellschaft kommt ohne Eliten aus. Das ist kein Drama, man sollte nur 
darauf achten, Eliten zu demokratisieren und die Demokratie zu elitisieren 

Jede Gesellschaft, jede Staatsform 
braucht eine Elite, so wie 
Maschinen nicht ohne  
Maschinist*innen funktionieren

schlagloch

Susanne Schwarz über das verwässerte Klimaschutzgesetz

Tanja Tricarico zum Boykott der ungarischen EU-Ratspräsidentschaft

D ie Bundesregierung genehmigt 
sich selbst mehr Beliebigkeit 
beim Klimaschutz. Dabei gibt 

es allein in Deutschland jeden Sommer 
Tausende Hitzetote, Flutwellen zerstö-
ren das Hab und Gut vieler Menschen, 
die Wälder erholen sich kaum noch zwi-
schen den Dürreschocks. Klimaschüt
zer*innen ziehen deshalb gegen die Re-
form des Klimaschutzgesetzes vor das 
Bundesverfassungsgericht. Gut so. 

In der Theorie ist die Welt noch in 
Ordnung: Das Klimaschutzgesetz sieht 
auch nach seiner Reform nicht vor, 
dass Deutschland mehr CO2 in die At-
mosphäre entlässt als zuvor geplant. 
Aber dass einzelne Minister*innen 
nachsteuern müssen, wenn ihre Zu-
ständigkeitsbereiche zu klimaschäd-
lich sind, entfällt. Die Regierung will 
zusammen für die Klimaziele einste-
hen – aber dabei verschwimmen die 
Verantwortlichkeiten. Und der Plan, 
die Klima-Arbeitsverweigerung etwa 
von Verkehrsminister Volker Wissing 
(FDP) durch Übererfüllung in anderen 
Bereichen auszugleichen, hat einen 
Denkfehler: Dass es beispielsweise bei 
der Industrie zuletzt noch CO2-Spiel-

raum gab, hängt mit der Wirtschafts-
flaute zusammen. Geht die Produktion 
von Glas, Stahl und Co wieder hoch, ist 
der positive Klimaeffekt dahin. In der 
Praxis will sich die Ampel also auf einer 
Flexibilität ausruhen, mit der sie nicht 
sicher rechnen kann. Letztlich müssen 
die Emissionen von Unternehmen und 
von uns allen auf null.

Die Verwässerung des Klimaschutz-
gesetzes ist der eine Skandal. Der 
zweite: dass sich die Regierung nach 
der neuen Version des Gesetzes rich-
tet, bevor die überhaupt gilt. Zwar hat 
der Bundespräsident die Reform ge-
rade unterschrieben, sodass ihr In-
krafttreten nun sicher, aber bis Mon-
tag eben noch nicht eingetreten ist. 
Bis dahin hätten Verkehrs- und Baumi-
nisterium nach bisheriger Rechtslage 
wegen gerissener CO2-Grenzwerte So-
fortprogramme vorlegen müssen, ha-
ben das aber nicht getan. Nun könnte 
man sagen, dass Sofortprogramme nur 
aus Formgründen auch nichts gebracht 
hätten. Aber dass sich die Regierung an 
geltendes Recht hält – so viel Formali-
tät darf schon sein. 
wirtschaft + umwelt 9

D en Mini-Boykott, den EU-Kom-
missionspräsidentin Ursula von 
der Leyen gegen die ungarische 

Ratspräsidentschaft angeleiert hat, ist 
bemerkenswert. Wollte doch Ungarns 
Regierungschef Viktor Orbán einen 
echten Coup landen, indem er gleich 
an Tag eins des sechs Monate andau-
ernden rotierenden Amtes nach Kyjiw 
reiste, dann weiter nach Moskau und 
Peking. Zwischendurch erfolgte die 
Ausladung der deutschen Außenmi-
nisterin Annalena Baerbock. Und zum 
krönenden Abschluss ein Besuch bei 
US-Präsidentschaftskandidat Donald 
Trump im Anschluss an den Nato-Gip-
fel. Die EU-Spitzen waren sichtlich be-
müht, klarzustellen, dass Orbán nicht 
im Auftrag der EU in seiner sogenann-
ten Friedensmission unterwegs war. 
Russland, China und auch Trump nah-
men den Ball dennoch staatsmännisch 
beglückt auf. Und Orbán konnte sich als 
alternative Friedenstaube inszenieren.

Nun folgt also ein diplomatischer Af-
front – im Rahmen der Möglichkeiten 
auf EU-Ebene. Schließlich ist es demo-
kratische Praxis, dass alle sechs Monate 
ein anderer Mitgliedstaat die Ratsprä-

sidentschaft übernimmt. Ganz gleich, 
welcher Partei der jeweilige Staats-
chef angehört. Diese Praxis zu unter-
brechen und die ungarische Ratspräsi-
dentschaft vorzeitig zu beenden, gliche 
einem Eigentor. Stattdessen werden die 
EU-Kommissar:innen und Fachminis
ter:innen angehalten, nicht zu Tref-
fen nach Ungarn zu fahren. An ihrer 
Stelle sollen Beamt:innen aus der zwei-
ten Reihe geschickt werden.

Es ist ein geschickter Schachzug von 
der Leyens. Nun kommt es auf die Zu-
ständigen in den EU-Mitgliedstaaten 
an, ob sie ihrem Boykottauftrag folgen 
oder lieber ihre Loyalität gegenüber 
Ungarn zeigen. In Zeiten, in denen die 
EU mit vielfältigen globalen Krisen 
konfrontiert ist, ist dies auch ein Test, 
wie geschlossen die Reihen der Euro-
päischen Union sind. Mit einem erstar-
kenden Rechtsruck und zunehmender 
Skepsis gegenüber der Unterstützung 
für die Ukraine im Kampf gegen die 
russische Invasion ist dies der erzwun-
gene richtige Zeitpunkt. Die Anhänge
r:innen Orbáns wird dieser Schachzug 
aber vermutlich nicht aufhalten.
der tag 2

Mehr Beliebigkeit beim Klima

Affront im Rahmen des Möglichen

Hannes Koch über den Haushaltsentwurf 2025

E ine waghalsige Mangelverwaltung 
betreibt FDP-Bundesfinanzminis-
ter Christian Lindner. Den Ent-

wurf des Bundeshaushalts für 2025 hat 
er aufgestellt, indem er Kürzungen und 
ungedeckte Posten in erheblicher Höhe 
einbaute. Einerseits sind da die prob-
lematischen Streichungen beim Ent-
wicklungsministerium und Auswär-
tigen Amt, andererseits notdürftig ka-
schierte Löcher in der Größenordnung 
von 20 Milliarden Euro.

Man darf gespannt sein, was der 
Bundestag nach der Sommerpause 
von diesen Vorschlägen übrig lassen 
wird. Denn die Kürzungen bei der Au-
ßen- und der Entwicklungspolitik von 
jeweils rund 1 Milliarde Euro passen 
nicht in die derzeitige Weltlage. Ange-
sichts der Kriege in der Ukraine, im Na-
hen Osten und Sudan sowie weiterer 
humanitärer Katastrophen wäre mehr 
Not- und Entwicklungshilfe nötig und 
nicht weniger. Derartige Zurückhal-
tung kann zudem die europäische Si-
cherheit schwächen und Fluchtbewe-
gungen begünstigen, die hierzulande 
wiederum zu Problemen führen. Die 
Leer- und Hoffnungsposten haben in 

diesem Haushalt zudem einen erstaun-
lichen Umfang. Da gibt es zum Beispiel 
eine „globale Minderausgabe“ von 
17 Milliarden Euro, was rund 4 Prozent 
des Budgets ausmacht. Das Finanzmi-
nisterium und der Bundestag müssen 
noch überlegen, wie sie das Loch füllen. 
Weitere 6 Milliarden in Gestalt höherer 
Steuereinnahmen soll das Wachstums
paket bringen, von dem bisher noch 
nichts beschlossen ist. Kann funktio-
nieren oder auch nicht.

Aber das alles liegt nicht nur in Lind-
ners Verantwortung. Es waren die Spit-
zen von SPD, Grünen und FDP, die sich 
auf dieses Vorgehen einigten. Positiv 
betrachtet handelt es sich nicht um 
einen radikalen Sparhaushalt – man-
che Ministerien bekommen schließ-
lich mehr Geld als 2024, zum Beispiel 
Verteidigung, Verkehr und Forschung. 
Und immerhin gibt es den Klima- und 
Transformationsfonds, der Dutzende 
Milliarden Euro in sinnvolle Investi
tionen kanalisiert. Wobei auch dort 
Mangel herrscht: Wie es mit der Klima-
politik nach 2025 weitergeht, ist teils 
noch völlig unklar.
inland 6

Kann klappen oder auch nicht
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Was können wir von
Frankreich lernen?

Jetzt hören!
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Das demokratische Spektrum schaffte es, einen rechtsextremen
Wahlsieg abzuwenden. Können das die anderen EU-Länder auch?
Darüber diskutiert Bernd Pickertmit Tanja Tricarico, Rudolf
Balmer und Sabine amOrde.
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Minderheiten. Es war das Sprachrohr 
des rechten Rands schlechthin.

Einige Medienhäuser hatten et-
was dazu vorbereitet, denn der Schritt 
kam nicht als Überraschung: Sie wur-
den vorab informiert. Auch die taz. 
Und auch manch freier Fotograf. Ein 
offenes Geheimnis also. Wusste nur 
Elsässer nicht, dass sein rechtsextre-
mes Kampfblatt hoch- und auseinan-
dergenommen werden wird? Schwer 
zu glauben.

Nicht zum ersten Mal sucht Faeser 
eine mediale Bühne für Razzien oder 
Verbote. Auch als am frühen Morgen 
des 7. Dezembers 2022 der Reichsbürger 
Heinrich XIII. Prinz Reuß von Spezial
kräften der Polizei abgeführt wurde, 
weil er einen Staatsstreich vor Weih-
nachten geplant haben soll, warteten 
Fotograf*innen und Fernsehteams vor 
seiner Tür. Die Razzia gegen die „Patrio-
tische Union“, wie sich die Gruppierung 
nennt, war eine der größten aller Zeiten 
in Deutschland. Und als Faeser das Neo-
nazi-Netzwerk „Hammerskins“ im Sep-

A
ls Jürgen Elsässer im Ba-
demantel am Dienstag-
morgen seine Haustür 
in Falkensee aufmacht, 
wird er nicht nur von 
vermummten Einsatz-

kräften der Polizei begrüßt – sondern 
auch von Pressevertreter*innen. Ein 
freier Fotograf hält den Moment fest. 
Die Welt, dpa und RBB sind schnell vor 
Ort. Um 06:29 erscheint ein Beitrag 
zum Verbot des rechtsextremen Com-
pact-Magazins, dessen Chefredakteur 
Elsässer ist, bei Spiegel Online. Es folgen 
kurz danach eigene Beiträge mit Hin-
tergründen auf tagesschau.de, in der 
FAZ – und auch auf der Webseite der taz.

Für Nancy Faesers (SPD) Bundes-
innenministerium ist das ein großer 
PR-Erfolg: Die Bilder der Razzia ge-
hen in den deutschen sozialen Me-
dien prompt viral. Das Compact-Ver-
bot war am Dienstag das Thema des Ta-
ges: Seit Jahren verbreitet das Magazin 
antisemitische Verschwörungsmythen, 
Russlandpropaganda und Hetze gegen 

Antifaschismus als Spektakel
Das Verbot des rechtsradikalen Kampfblatts „Compact“ ist in der Sache richtig und ein Erfolg für Innenministerin Nancy Faeser. 
Doch wie die Sache medial in Szene gesetzt wurde, wirft Fragen auf

taz zwei

tember 2023 verbot, wussten nicht we-
nige Journalist*innen vorher Bescheid 
und lieferten gleich Bilder, Videos und 
Texte der Aktion mit.

Doch so wird Innenpolitik zur blo-
ßen Inszenierung. Und die Praxis wirft 
einige Fragen auf. Erstens sind offene 
Geheimnisse keine. Und nicht jede Re-
daktion hat ein dezidiert kritisches Ver-
hältnis zu Compact. Am Tag des Ham-
merskin-Verbots zum Beispiel schrieb 
ein Neonazi in seinem Telegramkanal: 
„Diese Woche könnt Faeser sich viel-
leicht noch mal feiern lassen. War-
ten wir ab“ – mit Zwinkersmiley (Feh-
ler im Original). Eine Woche später 
wurde dann tatsächlich die neonazisti-

sche „Artgemeinschaft“ verboten. Eine 
große Überraschung war das also zu-
mindest für manche in der Szene nicht. 
Das ist gefährlich: Denn nicht jede 
Durchsuchung in der rechtsextremen 
Szene verläuft friedlich.

Und zweitens: Der Kampf gegen 
Rechtsextremismus braucht keine 
Symbolpolitik, sondern – neben ei-
ner starken Zivilgesellschaft – konse-
quente Ermittlungen und rechtsstaatli-
che Härte. Doch genau das passiert viel 
zu selten: Die Hammerskins gab es in 
Deutschland seit den Neunzigern, Com-
pact seit 2010. Seit Jahren warnen anti-
faschistische und zivilgesellschaftliche 
Organisationen vor beiden.

Stattdessen kursieren nun Bilder von 
Elsässer im Bademantel: Der Möchte-
gern-Oppositionelle, verfolgt in seiner 
Privatsphäre. Und diese Bilder stärken 
den rechtsaußen kultivierten Opfer-
mythos: Dass nämlich gleichgeschal-
tete Systemmedien, die Lügenpresse 
eben, Hand in Hand arbeiteten mit 
dem linksgrünversifften Staat, gegen 
die armen Nazis. Rechtsextreme vom 
Identitären Martin Sellner bis zum 
Neonazi Tommy Frenck solidarisieren 
sich mit dem Compact-Chef auf Tele-
gram. Aus Elsässer wird so ein Märty-
rer der rechtsextremen Szene. Trotz der 
Wichtigkeit des Verbots: Das kommt 
ihm gelegen.

Der Kampf gegen Rechtsextremismus braucht keine Symbolpolitik, sondern – 
neben einer starken Zivilgesellschaft – konsequente Ermittlungen und 
rechtsstaatliche Härte: Die Hammerskins gab es seit den Neunzigern, 
Compact seit 2010. Seit Jahren warnen antifaschistische und  
zivilgesellschaftliche Organisationen vor beiden

Von Nicholas Potter

16. Juli: Brandenburg, Falkensee: Die Polizei durchsucht Räumlichkeiten, die dem als rechtsextremistisch eingestuften „Compact“-Magazin zugeordnet werden.   Foto: Sven Kaeuler/dpa
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Volkan Ağar
Postprolet

Der lebenslange 
Fluch des 
besseren Lebens

I
ch möchte, dass ihr gut in der Schule 
seid, studiert, einen guten Beruf lernt 
und unabhängig seid. Ich möchte, 
dass ihr mal ein besseres Leben habt 

als ich.
Diese Sätze haben viele Kinder von 

Arbeitsmigranten gehört. Ihre Eltern 
haben sie so oder so ähnlich an sie ge-
richtet. Es sind Sätze, die ein volles Le-
ben lang nachklingen und eine ganze 

Biografie bestimmen. Es sind gut ge-
meinte Sätze, die zur Plage werden. Es 
sind Sätze voller Zuversicht, die diese 
Kinder wie ein Fluch verfolgen.

Wie genau diese Sätze im Wortlaut 
formuliert werden, ist dabei unerheb-
lich. Wichtig ist die Macht dieser Sätze. 
Und dass die Kinder sie, wenn sie ein-
mal ausgesprochen sind, nie wieder 
loswerden. Dass sie ihnen immer wie-
der durch den Kopf schießen, selbst 
wenn die Kinder längst keine Kinder 
mehr sind. Dass sie diese Sätze ein Le-
ben lang hören, ganz unabhängig da-
von, ob sie das, was ihre Eltern nicht 
hatten und was sie ihren Kindern ge-
wünscht haben, erreicht haben oder 
nicht: Schule gut, Studium geschafft, 
Beruf gelernt, mehr Geld, mehr Unab-
hängigkeit, mehr Anerkennung, besse-
res Leben.

Die Sätze schießen ihnen zum Bei-
spiel durch den Kopf, wenn sie abends 
nach Feierabend in der S-Bahn ste-

hen und unzufrieden aus dem Fenster 
starren, weil ihr Arbeitstag zwar voll 
in Ordnung, aber nicht herausragend 
war. Wenn sie das Gefühl haben, dass 
sie an diesem Tag zwar alle Anforde-
rungen erfüllt, aber nichts Besonderes 

geschaffen haben: kein genialer Text, 
kein außergewöhnliches Lob, keine 
bemerkenswerte Wortmeldung. Wenn 
sie dann das Gefühl bekommen, dass 
das nicht reicht, dass es so nicht wei-
tergeht auf diesem Weg nach oben, auf 

den ihre Eltern sie einst nur in bester 
Absicht losgeschickt haben.

Wenn die Sätze ihnen also nach Fei-
erabend in der S-Bahn durch den Kopf 
schießen und Zweifel auslösen, dann 
haben ihre Eltern sie fest im Würgegriff, 
obwohl es gerade eigentlich gar keine 
Probleme gibt. Obwohl  dieser Feier-
abend, obwohl das Leben gerade doch 
so schön sein könnte. Eigentlich haben 
sie alles, was sie dafür brauchen. Es sind 
aber gar nicht ihre Eltern, die sie fest im 
Würgegriff haben. Die wollen doch nur 
das Beste! Es ist ihr Gewissen, eine in-
nere Stimme, eine Instanz, die geboren 
wurde, als ihre Eltern jene Sätze zum 
ersten Mal ausgesprochen haben. 

Die Eltern dagegen haben sehr früh 
nicht mehr ganz verstanden, was ihr 
Kind da eigentlich genau studiert, was 
es arbeitet und wonach es strebt. Aber 
wozu auch? Sie sahen ja, dass ihr Kind 
dabei war, einen ganz anderen Weg zu 
gehen, als sie selbst. Das war genug, um 

sie zufrieden zu machen. Die Unzufrie-
denheit war von nun an das Problem 
ihrer Kinder.

Und denen passiert es also, dass sie 
nach einem soliden Arbeitstag in der 
S-Bahn unzufrieden aus dem Fenster 
starren, als sie eine Nachricht von ei-
nem Elternteil bekommen. Darin wird 
ihnen mitgeteilt, wie stolz man auf sie 
und das ist, was sie erreicht haben. Die 
schönen Worte können aber nichts an-
richten gegen das gemeine und nie zu-
friedene Gewissen, gegen jene innere 
Stimme, die viel autoritärer und ge-
waltsamer ist, als es eine Mutter oder 
ein Vater jemals sein kann. Dieses Ge-
wissen lacht dann sein Bösewichtla-
chen, würgt sie noch ein bisschen fes-
ter und flüstert ihnen die Sätze einmal 
mehr in die Ohren:

Ich möchte, dass ihr gut in der Schule 
seid, studiert, einen guten Beruf lernt 
und unabhängig seid. Ich möchte, dass 
ihr mal ein besseres Leben habt als ich.
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Er ist wieder da. Dunkles Haar, irritierend weiße Zähne, solariumbrauner Teint, verschwörerisches Lächeln.  
Juli ist in der spanischsprachigen Welt, wenn Julio Iglesias das Internet übernimmt

Alle Jahre wieder Julio

Von Katharina Wojczenko

„Juli“ heißt auf Spanisch „Julio“ 
– und ist zugleich ein Vorname. 
Eine simple Tatsache, auf die 
eine schier unendliche Menge 
an Wortspielen gründen, die als 
Memes in den sozialen Medien 
erblühen. Mit Julio Iglesias, dem 
wohl weltweit bekanntesten Ju-
lio nach Julio (Julius) Caesar, als 
Protagonist.

Pünktlich zum ersten Juli („El 
uno de julio“) kommt Iglesias 
mit Kartenspiel und Fiat daher. 
Man kann mit ihm übers Wet-
ter sprechen („Der Juli ist sehr 
feucht“ – Baby Julio mit Win-
del), über Historisches (Julio in 
Uniform aus dem 18. Jahrhun-
dert und Degen) und Harndrang 
(„Der Juli ist nicht mehr auszu-
halten“ mit Doppeldeutigkeit 
„Julio hält’s nicht mehr aus“) 
oder mit Bob-Ross-Afro oder 
Anstreicher über Hoffnungsvol-
les („Juli schaut gut aus / malt 
gut“), berufliche Erfolge („Julio 
viene con Bono“, also „Julio be-
kommt einen Bonus“ wird aber 
mit U2 Sänger Bono abgebildet) 
und Probleme („Juli wird heavy“ 
– Iglesias als langhaariger Hea-
vymetaler).

Memes (auf Spanisch ausge-
sprochen wie man’s liest): Das 
sind diese Internetdinger, zu 
denen irgendjemand mal ein 
Foto, eine Zeichnung, eine Au-
dio, einen Videoschnipsel mit 
einem Spruch zusammenmon-

tiert hat. Die wackeln dann oder 
sind unbewegt, geben Töne von 
sich oder auch nicht – und wer-
den über soziale Medien einfach 
immer weitergereicht. Meist sol-
len sie lustig sein, von satirisch 
bis strunzdumm. Julio Iglesias 
hat in seinem langen Leben ei-
niges an Fotomaterial geliefert 
– für den Rest braucht’s nur die 
Fantasie der User:innen und mi-
nimales Photoshop-Talent.

Wie das mit Julio Iglesias und 
den Memes begann, ist nicht 
endgültig geklärt. Und wird 
sich mangels profunder Lücken 
in der Julio-Iglesias-Meme-For-
schung wohl nie klären. Diesel-

ben Berichte zum Thema wer-
den wie die Memes alle Jahre 
wieder hervorgekramt (hier re-
cycelt CNN schamlos einen Be-
richt von 2022), ergab die taz-Re-
cherche.

Aus dem Jahr 2015 stam-
men offenbar die ersten Me-
mes. Seitdem zitiert die spa-
nischsprachige internationale 
Presse das (wohl immer noch 
einzige) Exklusivinterview von 
Iglesias zum Thema aus der Zeit-
schrift ¡Hola! (quasi die spani-
sche Bunte). Darin sagte Iglesias 
über seine Memes: „Ich kenne 
sie, sie sind sympathisch und 
machen den Leuten Freude … 
ich finde das gut, solange sie 
nicht beleidigend sind.“ Und 
ein weiteres „Geständnis“: „Ich 
sehe nicht alle, aber manchmal 
schicken mir Freunde eins und 
ich lache mich schief.“ Eine Re-
aktion „mit dem guten Humor, 
der Julio Iglesias immer ausge-
zeichnet hat“, analysierte ¡Hola! 
messerscharf.

In der Coronapandemie, als 
auch die spanischsprachige 
Welt dringend etwas zu La-
chen brauchte, kam ein krasser 
Schub. Und seitdem geht das 
so weiter mit den Memes, kein 
Ende in Sicht. Würd ja auch nie-
mand auf die Idee kommen, den 
Weihnachtsmann abzuschaffen.

Ähnlich wie der Lebkuchen 
in den deutschen Supermärk-
ten fluten die Julio-Memes mitt-
lerweile schon im Mai das Netz 
und schwappen bis in den Au-
gust. „Juli ist in Sicht“, „Juli am 
Horizont“ (Iglesias im Sonnen-
aufgang, Iglesias lugt aus einem 
Loch, Iglesias in Wanderermon-
tur) – und für Fortgeschrittene 
des spanischen Kalauers: „Wir 
haben Mai, Juli wartet noch auf 
uns“ („Julio espera“ / „Julio es 
pera“ – mit einem Iglesias-Kopf 
montiert in eine giftgrüne Birne 
= pera, passend zu seinem Lied 
„Espera“). Umkehrt dann: „Juli 
verlässt uns“ (Iglesias steigt in 
die U-Bahn) oder „Die letzten 

Minuten des Juli“ (Iglesias auf 
dem elektrischen Stuhl). Sollte 
Julio Iglesias jemals sterben, 
könnte die Sache noch maka-
berer werden.

Wobei: Es geht längst schon 
ohne ihn, wie ein Meme belegt. 
Das zeigt einen älteren Herrn 
mit Schlips unter einer Klima-
anlage. „No es Julio, pero tiene 
un aire“ also „Das ist nicht Ju-
lio, aber er hat eine Klimaan-

lage“, doppeldeutig „ähnelt ihm“.
Julio Iglesias stammt aus Ma-

drid, einer seiner erster Hits, „Un 
canto a Galicia“, war eine Liebes-
erklärung an die galizische Hei-
mat seines Vaters – spanischer 
geht’s also nicht. In Lateiname-
rika blickt man auf das Land der 
ehemaligen Kolonialherren im-
mer noch durchwachsen, ge-
linde gesagt. Wer in Kolumbien 
mit festlandspanischer Aus-
sprache aufschlägt, unterlässt 
das Lispeln am besten schnell. 
Aber im Juli ist das vergessen. 
Humor verbindet.

Iglesias war vieles in seinem 
Leben. Sänger, Komponist, Mu-
siker, Produzent, Fußballer, An-
walt und Unternehmer. Er gilt 
als einer der erfolgreichsten spa-
nischsprachigen Musiker, ach 
was, er hat in 14 Sprachen gesun-
gen. Vor allem Balladen mit üp-
pigem Schmalzfaktor. Der Ver-
such, diesen Text mit Youtubes 
Best-Of-Julio-Iglesias-Mix im 
Ohr zu schreiben, musste die 

Autorin abbrechen. Es ist zu be-
zweifeln, dass seine Meme-Fans 
ihn im Juli in Dauerschleife hö-
ren. Wahrscheinlicher ist, dass 
sie seine Lieder gar nicht ken-
nen. Auf Instagram hat er vor 
vier Monaten zuletzt gepostet 
(und nein, kein Meme von sich).

Mittlerweile ist er 80, achtfa-
cher Vater (sein Jüngster ist 14), 
hat vor bald 20 Jahren seinen 
Rückzug aus dem Rampenlicht 
verkündet. Er soll mit seiner 
zweiten Frau (blondes Ex-Mo-
del) zwischen Miami und den 
Bahamas leben. 2021 tauchte er 
in den Pandora Papers als einer 
der Prominenten auf, die Steu-
erflucht gen Karibik mit einem 
Haufen Offshore-Firmen begin-
gen.

Aber das alles dämpft den Ju-
lio-Enthusiasmus kein bisschen. 
Demnächst kommt eine Netf-
lix-Serie über sein Leben her-
aus. Vielleicht lernen dann die 
Internaut:innen, über wen sie da 
alle Jahre wieder lachen.

Ähnlich wie  
der Lebkuchen  
in den deutschen 
Supermärkten 
fluten die Julio-
Memes mittlerweile 
schon im Mai  
das Netz und 
schwappen bis  
in den August

Das Gewissen lacht 
sein Bösewicht
lachen, würgt etwas 
fester und flüstert 
die Sätze einmal 
mehr in die Ohren

Lacht über  
die Memes: 
Julio Iglesias
Foto: Siegfried 
Pilz/Roba/
United 
Archives/
imago
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ihn nicht fassbar, schützt ihn, 
im Gegensatz etwa zu Luca, der 
sich eigentlich zusammen mit 
seiner Frau ein Leben als Restau-
rantchef aufgebaut hat, der ei-
gentlich keine Dinger mehr dre-
hen wollte, eigentlich.

Angesichts seiner professio-
nellen, unterkühlten Art könnte 
man meinen, dass Trojan ideal 
in das neue, geschäftige Berlin 
passen würde, eine Stadt, der zu-
nehmend die Ecken und Kanten 

abhanden kommen, in der Bra-
chen rar werden, in der langwei-
lige Investorenarchitektur ver-
mehrt das Stadtbild prägt.

Von den attraktiven Seiten 
Berlins ist in „Verbrannte Erde“ 
ebenso wenig zu sehen wie von 
touristischen Orten. Kein Fern-
sehturm ist im Hintergrund 
zu erspähen, keine Fahrt ent-
lang der East Side Gallery oder 
am Brandenburger Tor vorbei 
gibt es, wie man sie aus so vie-
len internationalen Berlin-Fil-
men kennt, die ein bestimmtes 
Berlin-Klischee ins Bild setzen 
wollen. Trojan dagegen steigt 
in billigen Ketten-Hotels ab, in 
dem Easyjet-Touristen Anony-
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Museum in Dahlem soll ein klei-
nes, handliches Gemälde von 
Caspar David Friedrich gestoh-
len werden. Keine große Sache, 
der Coup läuft problemlos ab, 
doch dann beginnen die Prob-
leme. Victor (Alexander Feh-
ling), der Mittelsmann des Auf-
traggebers, stellt sich quer, will 
Trojan und seine Mannschaft 
bescheißen, am liebsten gar 
kein Geld zahlen, doch er hat die 
Rechnung ohne Trojan gemacht.

Eine klassische, fast schon 
klischeehafte Geschichte, vol-
ler Motive und Tropen, die man 
aus unzähligen Gangsterfilmen 
kennt. Als Pastiche funktioniert 
„Verbrannte Erde“ dadurch, als 
Spiel mit bekannten Mustern, 
die Arslan ein klein wenig vari-
iert und dadurch etwas Neues 
entstehen lässt. Sein Held Trojan 
wirkt wie der Endpunkt einer 
Reduktion. Schon Alain Delon 
in „Der einsame Engel“ oder 
Robert De Niro in „Heat“ wa-
ren keine Männer vieler Worte, 
waren unterkühlte Typen, die 
möglichst wenig sagten, um 
möglichst wenig von sich preis-
zugeben. Nicht angreifbar wer-
den, Männer ohne Eigenschaft, 
die sich nur durch ihre Hand-
lungen definieren.

Man merkt Mišel Matičević 
an, wie viel Spaß ihm diese 
Rolle macht, dieser Tojan, der 
selbst alten Freunden wie Luca 
reserviert gegenübertritt und 
auf freundliche Begrüßungs-
floskeln wie „Siehst gut aus, 
Trojan“ kaum reagiert. Dass er 
keine Spuren hinterlässt, macht 

Jean-Pierre Melville über John 
Woo bis Michael Mann kennt. 
Am Ende von „Im Schatten“ 
hatte Trojan die Stadt verlassen, 
war gerade so mit dem Leben da-
vongekommen und blank.

Zwölf Jahre später hat sich da-
ran, hat sich an Trojan nichts ge-
ändert. Nach einer verunglück-
ten Geldübergabe mit ein paar 
gestohlenen Luxusuhren im Ge-
päck kommt er zurück nach Ber-
lin, doch die Zeiten haben sich 
geändert. Die Uhren bekommt 
er nur für ein paar Tausend 
Euro los, seine alten Kontakte 
sind eingeschlafen. Über einen 
Bekannten, der längst aus dem 
Geschäft ausgestiegen ist und 
die Halbwelt für ein Leben als 
Fußballtrainer von Jugendli-
chen aufgegeben hat, bekommt 
Trojan die Telefonnummer von 
Rebecca (Marie-Lou Sellem). Die 
hat ihr Büro am Litfaß-Platz, et-
was südlich vom Hackeschen 
Markt, einem dieser Berliner 
Nicht-Orte, die ein bisschen auf-
geputzt wurden, aber völlig leb-
los sind, denn warum sollte man 
auf so einem Platz verweilen?

Auch Rebeccas Büro ist ge-
prägt von den üblichen schma-
len Fenstern, die den Blick auf 
nichtige Bürobauten öffnen, 
keine Spur von Großstadtflair. 
Aber einen Auftrag bekommt 
Trojan, allerdings ein Job mit 
drei Kollegen, für den Einzel-
gänger ein grundsätzliches Pro-
blem. Doch da sein alter Kumpel 
Luca (Tim Seyfi) dabei ist, sagt 
Trojan zu, der Coup wirkt ein-
fach und verlockend: In einem 

Stadt ohne Eigenschaften

Man merkt Mišel 
Matičević an, 
wie viel Spaß 
ihm die Rolle des 
Trojan macht

kultur
Nicht-Orte 
überall:  
Trojan (Mišel 
Matičević) in 
Berlin in 
„Verbrannte 
Erde“   
Foto: Piffl

mität garantieren, und bewegt 
sich nur dann durch die Stadt, 
wenn er muss. Eine geplante 
Geldübergabe findet auf einem 
kargen Hinterhof statt, der fi-
nale Showdown neben einer 
Mülltonne. In der Ferne ist das 
Amazon-Hochhaus an der War-
schauer Brücke zu erkennen, 
wie ein Fanal des neuen Berlins.

Wie Berlin einst aussah, vor 
zwar nur 25 Jahren, die aber 
weiter weg wirken als eine Ge-
neration, kann man in Thomas 
Arslans „Berlin-Trilogie“ über-
prüfen. Zwischen 1997 und 
2001 entstanden die Filme „Ge-
schwister – Kardeșler“, „Dea-
ler“ und „Der schöne Tag“, die 
junge Berliner migrantischer 
Herkunft beobachteten, wie sie 
ihre Tage verbrachten. Vor allem 
durch Kreuzberg flanieren sie, 
scheinbar ziellos, mit viel Muße. 
Vielleicht war die Stadt damals 
wirklich entspannter als heute, 
herrschte im Straßenverkehr 
nicht so ein aggressiver Unter-
ton, der Auto und Fahrrad fah-
ren immer mehr zu einem Nah-
kampf macht.

Manche Schauspieler aus der 
Berlin-Trilogie tauchen in klei-
nen Rollen auch in „Verbrannte 
Erde“ auf, vor allem Bilge Bingül, 
der in „Dealer“ eine kleine Rolle 
spielte und hier als Computerex-
perte am Coup mitwirkt. Nicht 
derselbe Charakter selbstver-
ständlich, aber auf eine Weise 
doch eine logische Entwicklung, 
eine Professionalisierung, die 
auch der veränderten Stadt ge-
zollt scheint.

In einem Interview hat Tho-
mas Arslan Trojan als Figur be-
zeichnet, die an die Gig Eco-
nomy erinnert, jene moderne, 
unbestimmte Form des Arbei-
tens, die nicht an einen festen 
Wohnort gebunden ist, noma-
disch durch die Welt streift und 
dorthin geht, wo es Geld zu ver-
dienen gibt. Austauschbar wer-
den für diese Menschen Orte 
und Städte, die ja ohnehin im-
mer globalisierter, austausch-
barer werden: überall Starbucks, 
Apple-Stores oder H&M, schon 
am Flughafen dieselben, immer 
gleichen Designerläden.

Insofern wirkt es fast schon 
konsequent, dass auch Berlin, 
diese ewige Möchtegern-Welt-
stadt, immer austauschbarer 
und uniformer wird, dass sich 
ein Gangster wie Trojan durch 
eine Stadt ohne Eigenschaften 
bewegt, keine Spuren hinterlässt 
und am Ende, mal wieder, ver-
schwindet. Passenderweise will 
Arslan den letzten Teil der Tri-
logie (der hoffentlich nicht erst 
nach einer ähnlich langen Pause 
gedreht wird) auch nicht in Ber-
lin realisieren. Wenn selbst ein 
so tief mit Berlin verwurzel-
ter Regisseur wie Thomas Ars-
lan zumindest filmisch und 
vorübergehend die Stadt ver-
lässt, muss sich die (Film-)Me-
tropole Berlin vielleicht doch 
langsam mal Sorgen machen.

„Verbrannte Erde“. Regie: 
Thomas Arslan. Mit Mišel 
Matičević, Marie Leuenberger 
u. a. Deutschland 2024, 100 Min.

Von Michael Meyns

A
rm, aber sexy“ 
war Berlin angeb-
lich einmal, in-
zwischen ist die 
Hauptstadt nicht 
mehr ganz so arm, 

gewiss aber auch nicht mehr so 
sexy wie noch vor zwanzig, viel-
leicht auch noch zehn Jahren: 
Die Stadt hat sich verändert und 
ganz gewiss nicht immer zum 
Besten. „Berlin ist unwirtlicher 
geworden“, sagt der Regisseur 
Thomas Arslan dazu, der als aus 
dem Ruhrgebiet Zugezogener 
einen anderen Blick auf Berlin 
hat als ein Einheimischer, auch 
wenn er nach gut 40 Jahren in 
der Stadt selbst längst heimisch 
geworden ist.

Neun Spielfilme hat Arslan 
in den letzten Jahrzehnten ge-
dreht, fünf davon spielen in Ber-
lin, wobei die Stadt mit ihren 
Menschen und ihrer Architek-
tur nicht einfach nur als Schau-
platz, als mehr oder weniger 
ästhetischer Hintergrund fun-
giert, sondern zu einem Thema 
wird, fast zu einem weiteren 
Hauptdarsteller.

Arslans neuer Film heißt „Ver-
brannte Erde“ und ist der zweite 
Teil einer geplanten Trilogie, die 
vor vierzehn Jahren mit „Im 
Schatten“ begann, einem Gangs-
terfilm, in dem Mišel Matičević 
die Rolle des Trojan spielte, ei-
nem einsamen Wolf, wie er im 
Buche beziehungsweise der 
Filmgeschichte steht, wie man 
ihn aus unzähligen Filmen von 

Ein fast klassischer Gangsterfilm: Thomas Arslans 
„Verbrannte Erde“ lässt durch sein Spiel mit bekannten 
Mustern etwas Neues entstehen

Eine perfekte Lösung wäre da – aber auch das Geld?
Von Dirk Knipphals

Ein Regenguss von der apoka-
lyptischen Sorte ging neulich 
auf die Hauptstadt nieder, ei-
ner, wie sie jetzt im Klimawan-
del häufiger vorkommen wer-
den. Die Auswirkungen in der 
Berliner Stadtbibliothek, einer 
der beiden Standorte der Zen-
tralbibliothek, waren drama-
tisch. Wasser drang in ein Buch-
lager ein. Die Bibliothekar*in
nen bildeten eine Eimerkette, 
um es wieder herauszuschaffen.

Deutlicher konnte die Nach-
richtenlage kaum darauf hin-
weisen, dass Handlungsbedarf 
bei der Berliner Zentralbiblio-
thek (ZLB) besteht. Außerdem 
fiel Joe Chialo (CDU) bei einer 

Veranstaltung der Akademie 
der Künste am Montagabend 
etwas auf. Üblicherweise, sagte 
der Berliner Kultursenator, wür-
den die Künste einen Ort ent-
decken, der dann an Investoren 
weitergereicht werden muss, die 
viel Geld damit machen. Wenn 
die ZLB aber in die Galeries Lafa-
yette zieht, wäre dieses gentri-
fizierungstheoretische Grund-
gesetz außer Kraft gesetzt. Ein 
Kaufhaus würde in ein Haus der 
Kultur verwandelt. „Charmante 
Idee“, rief Chialo.

Das neue Präsidium der Aka-
demie der Künste hatte zum 
Akademiegespräch geladen, in 
einem neuen Format, der Mo-
derator und seine Gäste gin-
gen auf einem quer durch den 

Raum ausgelegten Teppich sich 
unterhaltend hin und her, das 
klappte ganz gut, der neue Aka-
demiepräsident Manos Tsanga-
ris hielt das Grußwort, der neue 
Vizepräsident Anh-Linh Ngo 
moderierte souverän. Geredet 
wurde eben über die Nachnut-
zung der Galeries Lafayette und 
den möglichen Einzug der ZLB 
in das Gebäude.

Alle Beteiligten waren dafür. 
Wenn man Volker Heller, dem 
ZLB-Direktor, zuhörte, wusste 
man auch, warum. Die beiden 
derzeitigen Standorte der ZLB 
seien in einem „unwürdigen“ 
Zustand. Und die Gebäude in 
der Friedrichstraße würden sich 
perfekt für die ZLB eignen. Licht-
durchflutete Räume fürs Publi-

kum, Räume mit ausreichend 
Tragelast für die Archive, 35.000 
Quadratmeter Fläche, Möglich-
keiten, unterschiedliche Zonen 
für Kontemplation, Spiel und 
Begegnung zu schaffen.

Dominique Alba drückte 
als Vertreterin des Architek-
ten Jean Nouvel große Sympa-
thien für die ZLB-Lösung in der 
Friedrichstraße aus. Katharina 
Schultens, Leiterin des Hauses 
für Poesie, zeigte auf, wie mit 
migrantischen Jugendlichen 
in den Räumen gearbeitet wer-
den könnte. Und Joe Chialo legte 
sich für einen Politiker überra-
schend deutlich fest – und wird 
daran jetzt gemessen werden. 
Durch die ZLB in der Friedrich-
straße könnte ein Ort „der Bil-

dung und des Seins“ entstehen. 
Auch im Kulturausschuss seien 
sich alle einig, „dass das eine 
gute Idee ist“.

Ein eindeutiger Abend. Nur 
klang alles so perfekt, dass man 
sich fragte: Warum macht Berlin 
das nicht einfach? Was spricht 
eigentlich dagegen? Nun, knapp 
600 Millionen Euro würde der 
Umzug, Stand jetzt, auch nach 
Verhandlungen noch kosten, 
und Berlin hat kein Geld. Aber 
ein Neubau oder auch eine Re-
novierung würden auch nicht 
billiger werden – und irgendet-
was muss halt geschehen.

Aber das Geld ist nicht das 
einzige Hindernis. Die Gemen-
gelage zwischen den Bezirken 
kann Berlin-typisch auch bei 

Wie die Berliner Zentralbibliothek die Gentrifizierung außer Kraft setzen könnte. Kultursenator Joe Chialo legt sich in der Akademie der Künste fest

noch so wünschenswerten Pro-
jekten immer toxisch werden. 
Und wer sich einmal damit be-
schäftigt hat, warum bundes-
weit viele Bibliotheken sonntags 
nicht geöffnet haben, weiß, wie 
etwa eine Allianz von Gewerk-
schaften und Kirchen an sich 
wünschenswerte Reformpro-
jekte im Bibliotheksbereich im-
mer torpedieren können.

Am Schluss des Abends fragte 
Anh-Linh Ngo Dominique Alba, 
wie viel Zeit für eine Entschei-
dung man denn noch habe. Sie 
sagte, dass es manchmal glück-
liche Momente gebe, in denen 
man zugreifen müsse, weil sie 
sonst wieder verschwänden. 
Ab Anfang August wird das Ge-
bäude leer stehen.
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manager und Mitbetreiber des 
Labels Shitkatapult, aber auch 
Gelegenheitsmusiker (so ver-
öffentlichte er, zusammen mit 
Tom Thiel, als Bus angedubbte 
Electronica) stieß zur Band, 
nachdem er mit Obermaier in 
der Uckermark Fußball gespielt 
hatte. Obwohl er gar kein Key-
boarder ist. Ihre Bandwerdung, 
erzählen sie beim Interview in 
Wehmeiers Wohnung, die mitt-
wochs zum Proberaum wird, 
war sowieso eher gemeinsa-
mem Humor geschuldet als ei-
nem musikalischen Plan. 

Meteo hatte genug vom elek-
tronischen Musikschaffen. „Ir-
gendwann wollte ich das nicht 
mehr. Ich sitze sowieso jeden 
Tag am Computer.“ Nach Jahr-
zehnten nahm er wieder seine 
Gitarre in die Hand. Als er ver-

Luftigkeit. Dazu kommt ein Fai-
ble für eigenwillige Cover, wie 
sich etwa an ihrer krautig den-
gelnden Version des Wave-Schla-
gers „Tausendmal du“ zeigt, ur-
sprünglich von der Münchener 
Freiheit. Oder auch ihr in andere 
Sphären segelnde „Crystal Ship“, 
eigentlich von The Doors.

Erinnert ihr dank ungerader 
Beats schepperiges Debüt mit 
seiner minimalistischen Jazzi-
ness an 90er-Postrock, klingt 
das dritte Album „1976“ –„unser 
Alan-Parsons-Project-Album“– 
feingliedriger, wie schon der 
gemalte Parfümflakon auf dem 
Cover andeutet.  Doch warum 
1976? „Für mich war es eine Zeit, 
in der Chartsmusik durchlässig 
war“, erklärt Meteo „Der Schwei-
nerockhype war vorbei. Artrock 
irgendwie auch. Jazzrock-Gedu-
del hatte noch nicht richtig an-
gefangen, ebenso Punk und 
Disco. Für mich ist es die Zeit 
von Joni Mitchell und Captain 
Beefheart. Alles war etwas offe-
ner.“ Und Beefheart, so schwär-
men sie unisono, sei sowieso 
ihre gemeinsame Ursuppe. 

Mit „For“ seien sie nun bei 
einem Sixties-Feeling ange-
kommen: „Flott, ein bisschen 
fröhlich, nicht so schwer.“ Ein 
bisschen sperrig werden Yelka 
jedoch immer klingen. Dafür 
sorgt schon ihr Bandcredo, das 
lautet: Demokratisch Dur. Beim 
Versuch, zu erläutern, was ge-
meint ist, fallen die drei einan-
der ins Wort. Der Begriff stehe 
für das Vermeiden üblicher 
Schemata: „Dominante, Subdo-
minante, Moll, Dur. Bla bla bla. 
Das ist nicht demokratisch“, 
führt Meteo aus. „Wenn man es 
so divers denkt, wie auch die Ge-
sellschaft vielfältig ist, sind alle 
Töne gleich viel wert. Wo es für 
eine klassische Rockband nur 
AB als Möglichkeit gibt, ist für 
uns auch GH interessant. Plötz-
lich gehen viel mehr Kreuzun-
gen auf.“ Darum, dass Yelka die 
Ideen ausgehen, muss man sich 
wirklich nicht sorgen!

Yelka: „Nowhere Jive“, „Krieg 
und Ferien“, „1976“ (alle Fun in 
the Church/Bertus/Zebralution); 
„For“ (Karaoke Kalk/Morr 
Musik/A-Musik/Indigo)
Live:  17. 7., Gretchen, Berlin

suchte, das Eagle-Boston-Mate-
rial zu erlernen, stellten die drei 
fest, dass es das nicht braucht: 
„Am besten waren wir von An-
fang an, wenn wir frei spielen. 

Da kommen wir schnell auf ei-
nen Nenner“, erklärt Wehmeier.  
Was sich so frisch anfühlte, dass 
sie einen kühnen Plan fassten: 
Zehn Alben in drei Jahren. Ge-
rade mal 15 Monate nach dem 
Debüt „Nowhere Jive“ erschien 
unlängst tatsächlich Album 
Nummer vier: „For“. „Es gibt im-
mer zwei Möglichkeiten“, erklärt 
Meteo, „Man kann drei Monate 
an einem Stück sitzen. Alle, die 
das mal gemacht haben, wissen: 
Die Anfangsmagie geht verlo-
ren. Auf die konzentrieren wir 
uns mit unserem seriellen An-
satz – und verzichten auf das, 
was dazukommt, wenn man Mo-
nate an etwas feilt.“

Zudem wolle man im Ge-
spräch bleiben: „Die Algorith-
mus-Idee des immer wieder Neu-
aufgreifens aufs Analoge über-
tragen“ nennt Meteo das. „Die 
Idee war: Wenn immer neues Ma-
terial kommt, brauchen wir die-
sen Instagram-Quatsch nicht“ – 
auch wenn sie mittlerweile, den 
beiden kleinen Labeln zuliebe, 
die ihre auch visuell gelungen 
gestalteten Alben herausbringen, 
Social Media mehr bedienen, als 
eigentlich ersehnt.

Ganz nebenbei erhalten sie 
so ihren Spaß am Spielen. Yelka 
streben nicht nach Perfektion, 
sie mäandern lässig durch ihre 
Songs. Was ganz beiläufig auch 
die Hörer:innen in den Schlen-
der-Modus versetzt. Auch wenn 
jedes Album sein eigenes Flair 
und eine pophistorische Grun-
dierung hat – „oft ist klar: Dieses 
Stück gehört nicht mehr hier-
her, sondern ist etwas Neues“, er-
klärt Wehmeier – sind alle vier 
verbunden durch eine gewisse 
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Klotzen statt Kleckern: Das Berliner Powertrio Yelka verfolgt einen irren Masterplan.  
Zehn Alben in drei Jahren. Die Nummer „Vier“ ist gerade veröffentlicht 

Und mittwochs wird 
immer geprobt

Von Stephanie Grimm

„Krieg und Ferien“ – klingt nach 
Tolstois Klassiker, weiterge-
sponnen in die Gegenwart. Für 
drei Berliner:innen – zusam-
men sind sie Yelka – beschreibt 
der Titel ihres zweiten Albums 
aber auch den Gründungskon-
text ihres Postkraut-Trios wäh-
rend der Coronapandemie: Wel-
che ja wiederum mit „Krieg und 
Ferien“ adäquat beschrieben ist. 
Plötzlich blieb nämlich viel Zeit, 
um Liegengebliebenes zu erle-
digen. Zugleich offenbarte die 
Seuche gesellschaftliche Bruch-
stellen.

Bassistin Yelka Wehmeier 
und Schlagzeuger Christian 
„Obi“ Obermaier spielten seit 
2009 bei Eagle Boston zusam-
men. In der Pandemie wan-
derte ihr Keyboarder aus. Da-
niel Meteo, im Brotberuf Musik-

Von Ruth Lang Fuentes

Gerade ein halbes Lied brau-
chen die Staples Jr. Singers, um 
ihr Publikum zu begeistern. 
Die Tanzfläche vor der Bühne 
im Berliner Quasimodo füllt 
sich. Und wer eben noch saß, 
steht allerspätestens beim fun-
kigen Beat des zweiten Songs 
– „Get on Board“–, kann nicht 
anders, als sich zum groovy 
Sound dieser sieben Leute auf 
der Bühne zu bewegen. Etwas 
anderes lässt die Gospelband 
aus Mississippi, nicht zu.
„I keep on searchin’ until I 
found him“, singt Edward 
Brown. Er sitzt in der ers-
ten Reihe, rechts von seiner 
Schwester Annie. Während 
sein Bruder R. C. – zu Annies 
linker Seite – den Blues aus den 
Saiten seiner E-Gitarre holt. 
Ohne Plektrum, gelassen und 
so gefühlvoll, als hätte er nie 
etwas anderes getan, als die 
Blue-Notes zu spielen. Hinter 
ihnen ihre Kinder Troy, Gary 
und Jaylin sowie Annies Mann, 
die das durchgängig stabile 
Rückgrat aus Drums, Rhyth-
mus-Gitarre, Bass und Back-
ground-Gesang bilden.

Dass die drei Geschwister 
um die 60 noch nie etwas an-
deres getan haben, als den 
Blues zu fühlen und zu spielen, 
stimmt. Und stimmt auch wie-
derum nicht. Mitte der 1970er 

tourten die Staples Jr. Singers 
– damals noch zehn Geschwis-
ter – als Gospelgruppe mit ih-
ren Eltern durch den Bible Belt. 
Ein einziges Album nahmen 
sie damals auf: „When Do We 
Get Paid“. Fast 50 Jahre blieben 
sie in ihrer Kleinstadt Aber-
deen, gründeten Familien, ar-
beiteten hart und gaben ih-
ren Glauben und die Musik 
niemals auf. Bis 2021 ihr Werk 
vom New Yorker Label Luaka 
Bop  neu aufgelegt wurde. 2023 
haben die drei noch lebenden 
Geschwister der Staples Jr. 
Singers in nur zwei Tagen ein 
neues Album aufgenommen: 
„Searching“. Und damit sind 
sie nun auf Europa-Tournee.

„I Don’t Need No Doctor“ 
heißt einer der neuen Songs, 
dessen Titel schon so bezeich-
nend ist. Ihre Zuversicht, ihre 
Kraft – und davon haben sie 
jede Menge – ziehen sie aus 
ihrem Glauben. Man braucht 
sie nur spielen hören, um zu 
wissen: Der Gospel muss raus. 
Muss geteilt werden mit dem 
Publikum. Edward hebt die 
Hände nach oben, animiert 
das Publikum, dasselbe zu tun. 
„Klatscht in die Hände“, „singt 
mit“, sagt er. Und steht dann so-
gar von seinem Stuhl auf – der 
dabei nach hinten umkippt –, 
nimmt das Mikro in die Hand. 

Die US-Südstaatengospelband  
Staples Jr. Singers gastierte am Montag  
im Berliner Quasimodo

Gott bekommt 
den Blues

Yelka: drei Musiker:Innen, ein Masterplan   Foto: Mara von Kummer

Die Idee für  
den seriellen 
Veröffentlichungs­
zyklus bezieht  
das Trio von den 
Algorithmen

Elsa von Freytag-Loringho-
ven, Emmy Hennings, Agnes 
Arntz, Angelika Hoerle, 
Marta Hegemann und Luise 
Straus-Ernst. Sie alle waren 
Künstlerinnen des Dada-
ismus, bekannt ist heute 
einzig Hannah Höch. Von der 
Ausstellung „der die Dada“ 
im Arp Museum Remagen, 
die dieses Bild korrigiert, war 
gestern bei uns zu lesen.

berichtigung

Niemand im Raum steht mehr 
still.

Die Staples Jr. Singers spie-
len markanten Südstaaten-
Gospel. Edward erzählt in brei-
tem Mississippislang vom Auf-
wachsen im Süden der USA, 
von Segregation, Armut, Hun-
ger und dem unerschütter-
lichen Glauben an Gott. Ihre 
Inbrunst, die Energie und die 
Glaubwürdigkeit, die sie in jede 
einzelne Note stecken, machen 
aus dem Berliner Jazz-Keller 
für eine Stunde eine Kirche. 

Man möchte fast schon 
selbst an Gott glauben, als An-
nie mit eindrucksvoller, bluesi-
ger Stimme zu singen beginnt: 
„I was lost in a world of sin.“ Sie 
holt einzelne Leute nach vorne. 
Erzählt von Liebe, von Fehlern 
und vom Vergeben. „You see, I 
was blind and I could not see.“ 
Und gibt ihnen eines mit, be-
vor sie sie wieder zum Tanz 
entlässt: „You have to say – I’m 
sorry. I love you.“ Dann wird 
es noch mal rockiger, es wird 
ohne Unterlass getanzt. Was 
anderes lassen die Staples Jr. 
Singers nicht zu. Auch wenn 
sie immer wieder durchschim-
mern, im Sound ihrer Songs: 
die harten Zeiten, der Zusam-
menhalt und die Hoffnung. 
Das muss es sein, was Annie, 
R. C. und Edward, und  ihre 
Familie so stark macht. Das 
ist Gospel, das ist spiritueller 

Blues und das haben die Stap-
les Jr. Singers am Montag bis 
nach Berlin gebracht. „Good-
bye“ und Handküsse heißt es 
nach einer Stunde durchge-
hender Intensität. Das Publi-
kum will noch nicht, dass das 
Konzert zu Ende ist.

Die Zugabe übernehmen 
zwei jüngere Bandmitglieder, 
zeigen, dass noch viel Musik 
von Familie Brown kommen 
wird. Und dann taucht R. C. 
noch mal auf, schnappt sich 
die Gitarre ein letztes Mal und 
überzeugt (auch wenn es nie-
manden mehr zu überzeugen 
gibt) mit einem bluesigen Solo. 
Sollte es einen Gott geben, 
dann muss er Blueser sein.

Die Staples Jr. Singers am Montagabend im Berliner Quasimodo   
Foto: Axel Bradatsch
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	 0.00	 RTL Nachtjournal
	 0.35	 CSI: Miami: Abbruch­
arbeiter für alles. USA 2008

SAT.1
	12.00	 Auf Streife
	13.00	 Auf Streife – Die 
Spezialisten
	15.00	 Auf Streife
	17.00	 Lebensretter hautnah 
– Wenn jede Sekunde zählt
	18.00	 Notruf
	19.00	 Die Landarztpraxis
	19.45	 SAT.1 :newstime
	20.15	 Wer kocht das Beste für 
die Gäste
	23.05	 TopTen! Der Ge-
schmacks-Countdown
	 0.00	 Wer kocht das Beste für 
die Gäste

Pro 7
	12.20	 Brooklyn Nine-Nine
	13.45	 Two and a Half Men
	15.35	 The Big Bang Theory
	16.05	 The Big Bang Theory
	16.30	 The Big Bang Theory
	17.00	 taff
	18.00	 ProSieben :newstime
	18.10	 Die Simpsons
	18.40	 Die Simpsons
	19.05	 Galileo
	20.15	 TV total
	21.25	 Das Duell um die Welt 
– Team Joko gegen Team Klaas
	 0.40	 TV total
	 1.40	 Wer isses?

KI.KA
	 7.45	 Sesamstraße
	 8.10	 Zacki und die Zoobande
	 8.30	 Der kleine Drache 
Kokosnuss
	 9.00	 Heidi
	 9.45	 Die Schlümpfe
	10.40	 The Garfield Show
	11.40	 Hanni & Nanni 3. 
Jugendfilm, D 2013. Regie: 
Dagmar Seume. Mit Jana 
Münster, Sophia Münster
	13.05	 Thomas und Korduni 
– Bienen retten Elefanten
	13.30	 logo!

	13.40	 Tiere bis unters Dach
	14.10	 Schloss Einstein
	15.00	 H2O – Plötzlich 
Meerjungfrau
	15.45	 Lenas Ranch
	16.30	 Hexe Lilli
	16.55	 Tashi
	17.20	 Yakari
	17.45	 Der kleine Nick und die 
Ferien
	18.10	 Die Biene Maja
	18.35	 Mamfie
	18.50	 Unser Sandmännchen
	19.00	 Die Schlümpfe
	19.25	 Anna und die wilden 
Tiere

	19.50	 logo!
	20.00	 KiKA Live
	20.10	 Girl in my Diary

ARTE
	 8.10	 Stadt Land Kunst
	 9.00	 D‘Artagnan, Musketier 
im Dienst des Sonnenkönigs
	10.30	 Rückeroberung der 
Rocky Mountains
	11.15	 Rückeroberung der 
Rocky Mountains
	12.10	 Preiskämpferinnen 
– Leben auf dem Polenmarkt
	12.40	 Stadt Land Kunst
	13.30	 Stadt Land Kunst
	14.15	 In Wahrheit – Blind vor 
Liebe
	15.45	 Der Mann, den sie Pferd 
nannten. Western, USA/MEX 
1970. Regie: Elliot Silverstein. 
Mit Richard Harris, Judith 
Anderson
	17.50	 Phänomenale Natur
	18.35	 Die Adria
	19.20	 Arte Journal
	19.40	 Vier Düsen für ein 
Halleluja – Der Flugzeugpark-
platz von Teruel
	20.15	 Bruder und Schwester. 
Drama, F 2022. Regie: Arnaud 
Desplechin. Mit Marion 
Cotillard, Melvil Poupaud
	22.00	 Céline Dion – Aufstieg 
einer Diva
	22.55	 Celine Dion: Taking 
Chances World Tour
	 0.40	 Die Wesen, die in der 
Sonne schmelzen
	 1.00	 Lilly Wood And the Prick 
im Pariser Olympia

3SAT
	19.00	 heute
	19.20	 Das Geheimnis der 
Meister
	20.00	 Tagesschau
	20.15	 Die Toten vom 
Bodensee
	21.45	 Malerisches 
Ausseerland
	22.00	 ZIB 2
	22.25	 Maria Wern, Kripo 
Gotland: Schutzlos. S 2020
	23.50	 Alles finster
	 0.35	 10vor10

BAYERN
	18.00	 Abendschau – Das 
bewegt Bayern heute
	18.30	 BR24
	19.00	 Stationen
	19.30	 Dahoam is Dahoam
	20.00	 Tagesschau
	20.15	 Münchner Runde
	21.15	 Kontrovers
	21.45	 BR24
	22.00	 GAU am Bau 
– Deutschland in der 
Wohnkrise
	22.45	 Everything Will Change 
– Es war einmal 2050
	 0.10	 König der Raben. 
Beziehungsdrama, D 2020. 
Regie: Piotr J. Lewandowski. 
Mit Malik Blumenthal, Antje 
Traue

SWR
	18.00	 SWR Aktuell 
Rheinland-Pfalz
	18.15	 SWR Landesschau 
Rheinland-Pfalz
	19.30	 SWR Aktuell 
Rheinland-Pfalz
	20.00	 Tagesschau
	20.15	 #Notfall Rettung im 
Südwesten – Wenn die Hilfe 
versagt
	21.45	 SWR Aktuell 
Rheinland-Pfalz
	22.00	 Tatort: Das Recht, sich 
zu sorgen. D 2015
	23.30	 Der Irland-Krimi
	 0.55	 Ein Fall für Annika 
Bengtzon: Prime Time

HESSEN
	18.00	 Maintower – News & 
Boulevard
	18.25	 Brisant
	18.45	 Die Ratgeber
	19.15	 alle wetter
	19.30	 hessenschau
	20.00	 Tagesschau
	20.15	 Mex – Das Markt
magazin
	21.00	 Down the Road – Eine 
ganz besondere Abenteuer
reise
	21.45	 Friso sucht die Freiheit
	22.30	 hessenschau

	22.45	 Kafka
	23.30	 Asbest 
	 0.15	 Tod den Lebenden
	 0.50	 Hilfe, die Familie kommt!

WDR
	18.00	 WDR aktuell / Lokalzeit
	18.15	 Der Haushalts-Check 
mit Yvonne Willicks
	18.45	 Aktuelle Stunde
	19.30	 Lokalzeit
	20.00	 Tagesschau
	20.15	 Wir werden Camper!
	21.00	 Was kostet...
	21.45	 WDR aktuell
	22.15	 Lokalzeit MordOrte
	23.00	 Mankells Wallander: Das 
Gespenst. S 2010
	 0.30	 Das Netz – Spiel am 
Abgrund

NDR
	18.00	 Ländermagazine
	18.15	 Das Dorf der 
Islandpferde
	18.45	 DAS!
	19.30	 Ländermagazine
	20.00	 Tagesschau
	20.15	 Tatunca Nara und die 
Toten im Dschungel
	21.45	 NDR Info
	22.00	 extra 3
	22.45	 Das Gipfeltreffen 
– Schubert, Sträter und König 
retten die Welt
	23.15	 Zapp
	23.45	 Hitlers Zorn – Die Kinder 
von Bad Sachsa
	 0.45	 extra 3

RBB
	18.00	 rbb24
	18.15	 Raus aufs Land
	18.45	 Brisant
	19.30	 rbb24 Abendschau
	20.00	 Tagesschau
	20.15	 Angela Merkel 
– Schicksalsjahre einer 
Kanzlerin
	21.45	 rbb24
	22.00	 Verräterkinder – Die 
Töchter und Söhne des 
Widerstands
	22.45	 Geheimsache Rote 
Kapelle

	 0.05	 Geheimsache Rote 
Kapelle
	 1.25	 Gartenzeit
	 1.55	 Heimatjournal

MDR
	18.10	 Brisant
	19.00	 MDR Regional
	19.30	 MDR aktuell
	19.50	 Mit Herz und Land 
– Mitteldeutsche Hof
geschichten
	20.15	 Exakt – Das Nachrich-
tenmagazin
	20.45	 Exakt – Die Story
	21.15	 Echt
	21.45	 MDR aktuell
	22.10	 Tatort: Trübe Wasser. 
D 2001
	23.40	 Olafs Klub – Best of 
2023
	 0.25	 extra 3
	 1.10	 Charité

PHOENIX
	12.30	 phoenix plus
	13.15	 phoenix plus
	14.00	 phoenix vor ort
	14.15	 Ein erschöpftes Land 
– Das vereinigte Königreich hat 
gewählt
	15.00	 Deutschland am Limit? 
Abschiebung, Abschottung, 
Asyl
	15.45	 Wer ist Maha 
Vajiralongkorn?
	16.00	 Rätselhaftes Paris
	16.45	 Megastructures 
– Wunderwerke der Architektur
	17.30	 phoenix der tag
	18.00	 Dokumentation
	18.30	 1491 – Amerika vor 
Kolumbus
	20.00	 Tagesschau
	20.15	 Eisenbahn-Romantik
	20.45	 Madeira – Abheben und 
träumen
	21.00	 Portugal – Die Küste der 
Störche
	21.45	 heute-journal
	22.15	 Afrika von oben
	23.00	 Grünes Gold – Der Fluch 
der Droge Khat
	 0.15	 Karibu Afrika – Kenia 
zwischen Tradition und 
Aufbruch

tagestipp
Céline Dion vertrat 1988 die 
Schweiz beim Eurovision Song 
Contest. Heute ist die 56-jährige 
Québecerin Oscar- und 5-fache 
Grammy-Gewinnerin. Mit „My 
Heart Will Go On“ sang sie einen 
der ikonischsten Filmsoundtracks. 
Kürzlich musste sie ihre Karriere 
wegen einer Autoimmuner-
krankung unterbrechen.

„Céline Dion – Aufstieg einer Diva“, 22.00 Uhr, 
Arte

Fo
to

: P
hi

lip
pe

 S
ch

le
ss

er
/A

rte

Ein Leuchtturm der Pressefreiheit

Von Knut Henkel

Seit 1996 schaute die guatemal-
tekische Zeitung El Periódico den 
Mächtigen im Land auf die Fin-
ger. Das einflussreiche Investi-
gativmedium deckte die Ver-
untreuung öffentlicher Mittel 
immer wieder auf – „Fiscalisa-
ción“ heißt das auf Spanisch. Da-
für wurde die Zeitung nicht nur 
gefeiert, sondern auch angegrif-
fen: Sie wurde den meist konser-
vativen Regierungen des Landes 
ein Dorn im Auge.

Die korrupteste von allen – 
die bis zum 14. Januar amtie-
rende Regierung von Alejan-
dro Giammattei – nahm im Juli 
2022 einen Anlauf, dem Blatt er-
folgreich den Stecker zu ziehen. 
Gründer und Herausgeber José 
Rubén Zamora wurde von einer 
Spezialeinheit der Polizei festge-
nommen. Der fingierte Vorwurf: 
Geldwäsche. Bis heute sitzt er im 
Gefängnis. „Parallel dazu wur-
den die Konten vom El Periódico 
eingefroren, potenzielle Geldge-
ber und Anzeigenkunden unter 
Druck gesetzt, so dass wir Ende 
November 2023 die Printaus-
gabe und am 15. Mai auch die 
Onlineausgabe einstellen muss-
ten“, erinnert sich die damalige 
Redaktionsleiterin Julia Corado 
gegenüber der taz.

Nun macht das Onlinepor-
tal eP Investiga da weiter, wo 
El Periódico aufhörte – unter 
Leitung von Gersón Ortiz. Der 
40-jährige Journalist mit dem 
graumelierten Bart war jah-
relang einer der leitenden Re-
dakteure des Vorgängerblatts. 
Auch die ehemalige Redak
tionsleiterin Julia Corado ist 
wieder dabei, nun als eine von 
drei Ressortleiter:innen, so-
wie rund ein Dutzend weitere 
Journalist:innen – die meisten 
ebenfalls mit El-Periódico-Ver-
gangenheit.

Die Neugründung ist ein 
Versuch, einen Leuchtturm 
der Pressefreiheit in Guate-
mala wieder aufleben zu las-
sen. 4.000 Leser:innen hat das 

2022 verbot die guatemaltekische Regierung das Investigativmedium „El Periódico“. Jetzt läuft es zumindest online unter 
dem Namen „eP Investiga“ wieder an. Währenddessen sitzt „El Periódico“-Gründer José Rubén Zamora weiterhin in Haft

José Rubén Zamora vor Gericht in Guatemala-Stadt, Juni 2023   Foto: Esteban Biba/epa

Portal täglich, Tendenz stei-
gend. „Wir haben durch Spen-
den und feste Förder:innen 
aus Guatemala und dem Aus-
land eine finanzielle Absiche-
rung für sechs Monate“, erklärt 
der Chefredakteur Ortiz. „Nun 
brauchen wir Abonnent:innen, 
um schnell auf eigenen Füßen 
zu stehen und die Redaktion zu 
erweitern.“

Die Bedingungen sind je-
doch nach wie vor schwierig. 
Zwar hat sich die Situation der 
Berichterstatter:innen in Guate-
mala mit der neuen sozialdemo-
kratischen Regierung merklich 
verbessert, sagt Diego España, 
Redakteur bei der linksliberalen 

La Hora, zur taz, aber die Krimi-
nalisierung von Berichterstatte
r:innen sei längst nicht vorbei: 
„Die Regierung von Bernardo 
Arévalo arbeitet mit den Me-
dien zusammen. Das lässt sich 
jedoch für den Justizsektor nicht 
sagen“, so der 23-jährige Journa-
list. Er freue sich über den Schub 
für die mediale Vielfalt in Gua-
temala.

Denn sechs Monate nach der 
Vereidigung des sozialdemo-
kratischen Reform-Präsidenten 
macht sich Ernüchterung breit. 
Das sieht eP-Investiga-Chefre-
dakteur Gersón Ortiz nicht an-
ders: „Die Regierung hat Hoff-
nungen geweckt, die unrealis-

tisch waren, wie die Absetzung 
von Generalstaatsanwältin 
María Consuelo Porras“. Längst 
gilt Porras als mächtigste Frau 
Guatemalas. Sie kontrolliert 
de facto das Justizsystem, wird 
von den Richter:innen am Ver-
fassungsgericht gedeckt und hat 
die Justiz gegen die Regierung in 
Stellung gebracht.

Mit einer Welle von Vorladun-
gen und Ermittlungsverfahren 
gegen Kabinettsmitglieder er-
schwert sie dem Kabinett von 
Bernardo Arévalo die Arbeit. 
Das jüngste Beispiel: der Rück-
tritt von Gesundheitsminister 
Óscar Cordón am 12. Juni – nach 
Dutzenden von Vorladungen. De 

facto herrscht ein offener Kon-
flikt zwischen Regierung und 
Generalstaatsanwältin, die noch 
ein Mandat bis 2026 hat – und 
nur über eine Gesetzesreform 
oder ein Referendum aus dem 
Amt entfernt werden kann. „Die 
Regierung verfügt über keine 
kohärente Strategie und keine 
Mehrheit im Parlament“, sagt 
Gersón Ortiz und zuckt mit den 
Schultern.

Inzwischen sitzt Zamora, 
der Herausgeber von El Perió-
dico und eine Ikone des inves-
tigativen Journalismus in Mit-
telamerika, seit fast zwei Jah-
ren in Haft. Am 5. Juli wurde er 
von der kolumbianischen Me-

dienstiftung Gabo mit einem 
Preis für sein journalistisches 
Lebenswerk ausgezeichnet. 
Ein positives Zeichen. Denn so 
bleibt der Fall Zamora im Ge-
spräch. Den Preis nahm sein in 
Miami lebender Sohn José in Ko-
lumbien entgegen. „Internatio-
nale Aufmerksamkeit ist essen-
ziell für uns, und nicht nur des-
halb schätzen wir als Familie die 
Arbeit von eP Investiga“, sagt er 
der taz.

Doch die Aussichten auf ein 
faires Verfahren in Guatemala 
sind laut Julia Corado gering: 
„Zamora ist ein Unbequemer 
in den Augen der korrupten Jus-
tiz. Selbst die vielen Artikel und 
Beiträge über ihn in der interna
tionalen Presse haben nicht 
dazu geführt, dass die Staats-
anwaltschaft eingeknickt ist.“

Auch eP Investiga steht vor 
Herausforderungen: Der Sitz 
des Portals liegt aus Sicher-
heitsgründen nicht in Guate-
mala, sondern in Mexiko-Stadt. 
„Wir müssen unsere Strukturen 

vor dem Zugriff der guatemal-
tekischen Behörden schützen“, 
sagt Chefredakteur Gersón Or-
tiz. Das sei eine logische Kon-
sequenz, nachdem El Periódico 
quasi ökonomisch erdrosselt 
worden sei.

Und das ist auch einer der 
Gründe, weshalb Gersón Or-
tiz derzeit noch aus dem Aus-
land für eP Investiga arbeitet. 
Gleichzeitig ermittelt die gua-
temaltekische Generalstaats-
anwaltschaft gegen Ortiz und 
einige Kolumnisten von El Peri-
ódico – wegen Einschüchterung 
der Justiz.

Der Sitz von „eP 
Investiga“ liegt aus 
Sicherheitsgründen 
nicht in Guatemala, 
sondern in  
Mexiko-Stadt
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Lob für Replik
Ungesehenes Leid“, taz vom 4. 7. 24
Erst mal meine Komplimente für den guten Artikel von Herrn 
Mansour als Replik auf das Interview mit Frau Chebli. Das 
nenne ich guten, ausgewogenen Journalismus, der den Leser 
inspiriert, sich eine Meinung auf der Basis von Argumenten 
zu bilden. 

Leider ist der niederländischen Medienlandschaft wie 
Volkskrant, NRC, Trouw oder NOS das journalistische Hand-
werkszeug komplett abhandengekommen. Seit Oktober letz-
ten Jahres lesen und hören wir nur noch ungefilterte Hamas-
Propaganda.

Aus den oben genannten Gründen ziehen wir nach fast 
25 Jahren im Januar zurück nach Deutschland. Wir werden so-
fort die taz abonnieren, 

Erfreuen Sie uns weiterhin mit guten und klugen Artikeln. 
Martin Stoetzel, Niederlande

Trump bleibt Trump
„Voll daneben“, taz vom 16. 7. 24
Der von Ihnen so eingeschätzte entscheidende Beitrag des 
Attentats zum Wahlausgang ändert nichts an der Kontroverse 
Trump versus Biden, überführter Gesetzesbrecher versus 
anständigem Politiker, Diktatur versus Demokratie. Es macht 
die ganzen schrägen Argumente nur schriller. 

Trump bleibt Trump: Ein Wolf wird durch den Streifschuss 
des Jägers nicht zum Lamm. Und der in jeder Hinsicht widerli-
che Donald Trump verwandelt sich durch diesen Zwischenfall 
nicht in einen anständigen Menschen. Sein Regierungspro-
gramm bleibt das Programm zum Staatsstreich (von oben). 
Soll er es jetzt umsetzen dürfen, weil jemand auf ihn geschos-
sen hat? Oder hat man Verständnis dafür, dass er es umsetzt, 
weil auf ihn geschossen wurde? 

Beschreiben Sie bitte, wer oder was Trump ist, tot oder le-
bendig. Und die Frage, ob man sowas wollen kann, erübrigt 
sich.
Harald Bost, Saarbrücken

Klar, wer gewinnen wird
„Eine Waffe im Wahlkampf“, taz vom 15. 7. 24
Die ikonenhaften Bilder der gereckten Faust, einem zu allem 
entschlossenen Trump und der Fahne knüpfen direkt an den 
Gründungsmythos der USA. Spätestens mit diesem Wahl-
kampftool dürfte klar sein, wer von den beiden alten weißen 
Männern die Wahl gewinnen wird. Danach können wir uns 
seufzend zurücklehnen: Es sind ja nur vier Jahre.

Aber glaubt das wirklich jemand?
Trump hat öffentlich erklärt, wie er die USA zur Diktatur 

machen will. Kann er nicht? Darf er nicht? Haben wir uns bei 
Putin und Xi Jinping auch gedacht.
Dieter Weißbach, München

Doppelter Fehlschuss
„Eine Waffe im Wahlkampf“, taz vom 15. 7. 24
Enttäuschend, die Trump-Seite 1! Am Kiosk reiht sich die taz 
optisch ein in die fotografisch geleitete Nachrichtenpropa-
ganda der Empörung, die vor allem den US-Republikanern 
nürzlich ist. 

Sicherlich unfreiwillig, die vielschichtige Überschrift zum 
Thema „Waffe“ lenkt die Gedanken um, und der assoziativ da-
ran anschließende Kommentar „Voll daneben“ verstärkt dies. 
Aber wie wäre es anstelle des „Blutiges-Opfer“- Fotos mit ei-
ner alternativen Aufnahme – warum nicht des Attentäters auf 
dem Gebäudedach? Das hätte der taz-Intention besser ent-
sprochen, sogar ungeändert zum Text gepasst! 

Der „doppelte“ Fehlschuss des Schützen ist schließlich 
Bernd Pickerts Thema. Die geballte Kandidatenfaust des Wi-
derstands gegen jegliche faktische oder ausgedachte Gegne-
rInnen bekommen wir seit Sonntag zur Genüge serviert. Mit 
einem Fokus auf dier Verlässlichkeit der Polizei und Sicher-

meinungsstark

taz.de 

„Ist es wirklich der Job einer linken Tageszeitung, auf die 
Einhaltung des Zweiprozentziels bei den Rüstungsausgaben 
zu pochen, während gleichzeitig Klimaschutz und Soziales in 
der deutschen Politik unter den Tisch fallen?“ 
Gisela Witte, Braunschweig, zu „Zwei Prozent Hoffnung zum Geburtstag“, taz vom 10. 7. 2024

„Die religiöse Aufladung der politischen 
Person Trump, hin zu einer allmächtig 
legitimierten Person, scheint in dieser 
Dynamik nur noch eine logische 
Entwicklung. Es dürfte den Menschen 
kaum um religiöse Inhalte, sondern 
vielmehr um den Wunsch nach einem 
allmächtigen Führer gehen.“
„Lesenundschreiben“ auf taz.de vom 15. 7. 
24  zu „Fátima hat damit nichts zu tun“.

Die Redaktion behält sich Abdruck und Kürzen von LeserInnenbriefen 
vor. Die veröffentlichten Briefe geben nicht unbedingt die Meinung 
der taz wieder.

„Um garantiert abzuschrecken“, 
taz vom 13. 7. 24

Atomare Waffen
Ich traute meinen Augen nicht, als ich 
die Nachrichten las über den Beschluss 
der Nato, in Deutschland wieder atomare 
Waffen zu stationieren! Von Kanzler 
Scholz in Washington (!) angekündigt, 
u. a. als angeblicher Beschluss der 
Bundesregierung. Gab es da irgendeine 
Diskussion dazu in Deutschland? 

Ich erinnere mich an den  Nato-Dop-
pelbeschluss von 1979. Ich war sehr ak-
tiv in der Friedensbewegung. Es gab rie-
sige Proteste bis hin zu der Großdemo 
mit 300.000 TeilnehmerInnen in Bonn. 
Es nutzte nichts: 464 Marschflugkörper 
(mit atomaren Sprengköpfen) wurden 
bei Mutlangen stationiert, und ebenfalls 
mehrere hundert atomar bestückte Per-
shing-II-Raketen an verschiedenen Stand-
orten – wie ja auch der Warschauer Pakt 
SS20-Raketen aufgestellt hatte. Der „Dop-
pelbeschluss“ besagte, dass parallel zu 
den Aufrüstungen die damaligen Groß-
mächte über Abrüstung verhandeln soll-
ten. Das kam erst zustande, als in der SU 
Gorbatschow an die Macht kam und Ver-
handlungen anbot. 1987 wurde der INF-
Vertrag zur Abrüstung der Mittelstrecken-
waffen auf beiden Seiten abgeschlossen. 
Der führte dazu, dass bis 1991 atomare 
Raketen in Mitteleuropa verschrottet 
wurden. 

Jetzt, 45 Jahre später, bin ich 87. Soll 
dieser ganze, komplizierte Prozess noch 
mal von vorne beginnen?
Gerhard Breidenstein, Traunstein

Keine Eskalation!

Die verantwortlichen Politiker (Scholz, 
Baerbock) hatten uns bei den ersten Mu-
nitionslieferungen versichert: „Deutsch-
land lässt sich in diesen Krieg nicht 
hineinziehen“ und „Es wird von unserer 
Seite keine zusätzlichen Eskalationen 
geben“. Aber fast alle Kriege entwickeln 
über Medien, Feindbilder, geschürte 
Ängste, Propaganda und zunehmen-
dem Hass eigene Dynamiken. Zunächst 
ging es um Schutzhelme, medizinische 
Hilfen, Minenräumen und eindeutige 
Abwehrwaffen. Doch schon bald wurden 
die Waffenlieferungen umfassender und 
immer offensiver: gepanzerte Fahrzeuge, 
Panzer, Drohnen, Raketen, Flugzeuge. 
Gleichzeitig eskalierten auch die Einsatz- 
und Zerstörungsszenarien. Hatten die 
Verantwortlichen „Eskalationen“ nicht 
ausgeschlossen? 

Nun wird von den USA beschlossen, 
Langstrecken-Marschflugkörper und neu 
entwickelte Überschallwaffen in Deutsch-
land zu stationieren, die atomar bestückt 
werden können. Soll dies keine neue Eska-
lation sein? Wir werden hinter die Zeiten 
und Gefährdungen zurückgeworfen, die 
seit der Kuba-Krise ein Eskalations-No-Go 
der Großmächte sind. Und unsere Verant-
wortlichen (Scholz, Pistorius) wollen uns 
tatsächlich versichern, dies würde „kein 
neues Wettrüsten auslösen“. Die Wahrheit 
stirbt im Krieg als erstes, und zwar auf al-
len Seiten aller Kriegsparteien. Wo sind 
die Politiker, die überhaupt noch in der 
Lage sind, diese Eskalationsspiralen auch 
wieder zurückzudrehen?
Kurt Lennartz, Aachen

Atomwaffen in 
Deutschland? Nein danke!
Wie kam es eigentlich zu dem Beschluss, in Deutschland wieder US-Raketen zu stationieren? 
Wo wurde das diskutiert? Die Leser*innen erinnert das an den Nato-Doppelbeschluss 1979

Wie weit geht die Eskalationsspirale noch? Funktioniert die Abschreckung?    
Foto: Department of Defense/Zuma Press/imago

taz 🐾 die tageszeitung, 
friedrichstraße 21, 

10969 berlin, briefe@taz.de

Zu wenig Diplomatie

„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“ 
und „Die Parteien wirken bei der poli-
tischen Willensbildung mit“, so lauten 
Artikel 20 (2) und Artikel 21 (1) des Grund-
gesetzes. Und was macht der deutsche 
Kanzler? Die folgenschwere Entscheidung, 
nach 44 Jahren wieder Mittelstreckenrake-
ten auf deutschem Boden zu stationieren, 
das begründet er nicht etwa in einer Erklä-
rung vor den Abgeordneten des Volkes im 
Bundestag in Berlin, nein, dass gibt er in 
einem Fernsehinterview in den Verei-
nigten Staaten von sich. Anschaulicher 
konnte er es nicht machen, dass ihm die 
Meinung des deutschen Volkes wurscht 
ist. Aber Vorsicht, Herr Scholz: Auch wenn 
jetzt nicht 200.000 protestierende Bürger 
vor dem Bundeskanzleramt auftauchen, 
wie dies 1981 im Bonner Hofgarten 
geschah, als es um die Stationierung von 
Pershing- und SS-20-Raketen ging, so wird 
dennoch eine beträchtliche Zahl von Wäh-
lern im nächsten Herbst nicht mehr das 
Kreuz hinter „SPD“ machen, weil ihnen zu 
viel von Kriegstüchtigkeit und zu wenig 
von Diplomatie und sozialer Gerechtig-
keit(!) die Rede ist.
Peter Bethke, Eutin

Gefahr durch Trump
Dass atomar bestückte Langstrecken-
raketen den Frieden Deutschlands und 
Europas sichern würden, war schon in den 
80er Jahren Bullshit und das gilt heute 
ebenso. Die USA rüsten nicht nur wegen 
der aktuellen Bedrohungslage Europas 
durch den Angriffskrieg Russlands in der 
Ukraine auf, sondern auch mit Blick auf 
China und wollen vor allem ihre militä-
rische Vormachtstellung als Weltmacht 
sichern. Dass man die europäischen Nato-
Partner im aktuellen russischen Angriffs-
krieg erneut mit 80s-Bullshit überzeugen 
konnte und man auch hierzulande die 
Stationierung sogar noch als generöse 
amerikanische Unterstützung der europä-
ischen Sicherheit deutet, ist die Wieder-
holung eines Fehlers unter verschärften 
Bedingungen. 

Mit der Aussicht einer erneuten Trump-
Periode in der Noch-Weltmacht, kann man 
dann auch nicht mehr von der Vernunft 
der Hauptakteure ausgehen, die Voraus-
setzung dafür ist, dass atomare Abschre-
ckungspolitik funktioniert und die Atom-
waffen niemals eingesetzt werden.
Nina Janovich, taz.de

Welche Zukunft?
Seit der Kuba-Krise 1962 gab es eine still-
schweigende Übereinkunft zwischen den 
Großmächten: Es werden keine Mittel- 
und Langstreckenwaffen in verbündeten 
Staaten stationiert, die ohne Vorwarnzei-
ten die atomare Vernichtung des anderen 
möglich machen. Nachdem dieser Kon-
flikt 1962 fast zum 3. Weltkrieg geführt 
hatte, hat die Vereinbarung gehalten und 
über 60 Jahren zumindest den Frieden 
zwischen den Großmächten gesichert. 
(Vor allem aber auch durch die Vernunft 
eines Michael Gorbatschows.) Jetzt hat die 
USA beschlossen, bei uns Langstrecken-
waffen ohne Vorwarnzeiten zu stationie-
ren. Was bedeutet das für unsere Zukunft 
und die Zukunft unserer Enkel?
Josie Bockholt, Aachen
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ten, Jonas Vingegaard, lassen sel-
ten Fluchtgruppen ins Ziel kommen. 
„Es ist frustrierend. Du arbeitest den 
ganzen Tag, gibst alles für eine Sieg-
chance, und dann kommen sie doch 
wieder von hinten heran“, ärgerte sich 
Martin. Er gab aber zu: „An ihrer Stelle 
würde ich es wohl genauso machen.“

Immerhin für schöne Bilder sorgen 
die Franzosen. Julien Bernard etwa 
ließ sich beim Zeitfahren von Freun-
den und Familie so sehr feiern, dass 
er sogar anhielt, um seiner Frau einen 
Kuss zu geben. Das erzürnte zwar die 

Rennkommissare des Weltverbands 
UCI, die ihm wegen „sportlich unwür-
digen Verhaltens“ 200 Franken Strafe 
aufbrummten. Millionen Radsport-
fans an den Fernsehgeräten waren 
hingegen begeistert von der Szene. 
Bardet wiederum schnappte sich in 
seiner Heimatregion im Zentralmas-
siv ein Fähnchen, das Fans in einer 
nach ihm benannten Kurve ins Pelo-
ton gereckt hatten. Auch er klatschte 
Freunde und Verwandte ab. Hieran 
störte sich die UCI nicht. Am National-
feiertag setzte er noch einen Akzent 
und stürmte aus der Fluchtgruppe he-
raus zum Col de Peyresourde. Lands-
mann David Gaudu ging mit und holte 

sich die Bergpunkte. „Angriff aufs 
Bergtrikot“, triumphierten schon die 
französischen Beobachter.

Nach etwa 20 Kilometern waren 
beide aber eingefangen und lande-
ten weit abgeschlagen im Ziel. Martin 
war als Tages-20. noch der Beste. Aber 
auch er zeigte sich ernüchtert vom Ab-
lauf des Rennens: „Wenn Pogacar und 
Vingegaard vorbei stürmen, frage ich 
mich: Liegt es an mir, dass ich unter 
dem Niveau bin, das ich hätte errei-
chen können, oder sind die einfach 
noch mal besser geworden?“

Den Rekordzeiten des Duos zu-
folge werden die beiden immer besser. 
Sandy Casar, Ex-Etappensieger bei der 
Tour de France und jetzt als Repräsen-
tant des Sponsors des weißen Trikots 
des besten Nachwuchsfahrers bei der 
Tour, schließt immerhin Doping aus. 
„Ich mag mich irren, aber jetzt handelt 
es sich nicht um Doping, sondern um 
Optimierung. Alles ist streng durch-
kalkuliert, die Kohlenhydrate, die du 
zu dir nimmst. Die Teams nehmen dir 
Blut ab während des Trainings. Es ist 
wie bei der Formel 1 geworden.“

Und weil der Motorsport das Leit-
bild des modernen Radsports gewor-
den ist – siehe Windkanaltests in Silver-
stone, siehe den Einstieg von Red Bull 
bei Bora hansgrohe – holen sich auch 
französische Teams Anleihen aus der 
Vierrad-Branche. Dominique Serieys, 
der neue Chef von Team Decathlon, 
kommt aus dem Motorsport. Er sorgte 
für neue, schnellere Räder, entwickelt 
unter anderem mit der Hilfe des Luft- 
und Raumfahrtunternehmens Onera. 
Und er gab auch gleich vor: „Bis 2028 
wollen wir die Tour de France gewin-
nen.“ Das ist doch mal eine Ansage.

Küsschen  
am Straßenrand

Aus Nimes Tom Mustroph

Diese 111. Tour de France begann für 
die Franzosen prächtig. Die ersten 
beiden Etappen in Rimini und Bolo-
gna gewannen zwei Franzosen: Ro-
main Bardet und Kévin Vauquelin. 
Altmeister Bardet durfte sich zum ers-
ten Mal das Gelbe Trikot überstreifen – 
ein Kindheitstraum ging in Erfüllung 
für den Tour-Zweiten von 2016. Glück-
selig wurde in den Statistiken geblät-
tert: Seit 1968 gab es das nicht, dass 
die ersten beiden Etappen einer Tour 
an Franzosen gingen. Damals, vor 56 
Jahren, reichte noch ein Franzose da-
für aus: Charly Grosskost. Der gebür-
tige Elsässer fuhr damals für Frank-
reich B – es waren Nationalteams am 
Start, Frankreich hatte deren zwei.

Am Ende fand sich trotzdem kein 
Franzose auf dem Podium des Ge-
samtklassements wieder. Aber im-
merhin zehn Etappensiege konnte 
das Gastgeberland feiern. Bei die-
ser Tour de France kam wenigstens 
noch ein beeindruckender Sieg von 
Anthony Turgis auf der Schotter
etappe hinzu. Ansonsten? Flaute. Erst 
recht in der Gesamtwertung. Bester 
ist hier auf Rang 16 der Cofidis-Profi 
Guillaume Martin mit fast 40 Minu-
ten Rückstand. Der nimmt es lässig. 
„Ich war schon Achter und Zehnter 
bei der Tour. Das Resultat hier spie-
gelt nicht mein Vermögen wider“, 
sagt er. Er wolle vor den Alpen noch 
mehr Rückstand aufnehmen, um bei 
Fluchtversuchen leichter ziehen ge-
lassen zu werden.

Ob er da erfolgreich ist, ist zweifel-
haft. Denn die Teams des Gesamtfüh-
renden, Tadej Pogacar, und des Zwei-

Für die französischen Radrennfahrer ist bei der Frankreich-Rundfahrt
nicht viel drin, sie sorgen immerhin für nette romantische Intermezzi

Abgesetzt: Der Bundesge-
richtshof erklärte am Dienstag 
die vor zwei Jahren erfolgte 
Absetzung des 80-jährigen 
Martin Kind als Geschäftsfüh-
rer des Fußball-Zweitligisten 
Hannover 96 für rechtmäßig. 
Als letzte Instanz wies der BGH 
Kinds Klage gegen die Abberu-
fung zurück. Vor dem Land-
gericht Hannover und dem 
Oberlandesgericht Celle hatte 
sich der Hörakustik-Unterneh-
mer noch erfolgreich wehren 
können. Deren Entscheidun-
gen hob das höchste deutsche 
Zivilgericht am Dienstag auf.

Ausgemeckert: Die soge-
nannte Kapitänsregel im 
Fußball soll nun in allen 
Spielklassen Deutschlands 
übernommen werden, gab der 
Deutsche Fußball-Bund (DFB) 
am Dienstag bekannt. Wäh-
rend der EM wurde erstmals 
vorgegeben, dass sich nur die 
Kapitäne beider Mannschaften 
beim Schiedsrichter beschwe-
ren dürfen. Reaktionen ande-
rer Spieler führten schnell zu 
Gelben Karten. Auch in den 
Europapokal-Wettbewerben 
soll diese Regel zukünftig gel-
ten. Bei der EM sorgte die Regel 

für deutlich weniger Diskussi-
onen mit dem Schiedsrichter.

Angesteckt: Mit dem Belgier 
Maxim Van Gils verlässt nun 
der fünfte Fahrer aufgrund 
von Corona die 111. Tour de 
France. Er habe am Ruhetag 
milde Symptome gezeigt. 
Coronatests sind in der Tour 
nicht mehr vorgeschrieben. 
Laut Sprinter Mark Cavendish 
gebe es mehrere Fahrer, die 
trotz einer Infektion noch im 
Rennen sind. Seit Sonntag gilt 
für bestimmte Bereiche der 
Tour eine Maskenpflicht.

Gewechselt: Fußballklub 
VfB Stuttgart wappnet sich 
mit dem teuersten Kauf der 
Klubhistorie für den sich 
anbahnenden Abgang von 
Torjäger Serhou Guirassy: Der 
26-jährige bosnische Natio-
nalspieler Ermedin Demirović 
unterschrieb am Dienstag 
einen Vertrag bis 2028 bei den 
Schwaben. In der vergangenen 
Saison lief der Mittelstürmer 
für den FC Augsburg auf und 
erzielte 15 Tore. Medienberich-
ten zufolge überwiesen die 
Schwaben 21 Millionen Euro an 
den FCA.

was alles nicht fehlt

„Ich war schon 
Achter bei der Tour. 
Das Resultat hier 
spiegelt nicht mein 
Vermögen wider“
Guillaume Martin, Radprofi

Bestplazierter 
Franzose in der 
Gesamtwer-
tung: Guillau-
me Martin auf 
einer Pyrenä-
en-Etappe   
Foto: REU-
TERS/
Stephane 
Mahey

american pie

Fight für Freiheit
Die deutsche Basketballerin Leonie Fiebich spielt 
für New York Liberty – ziemlich erfolgreich

Im Profi-Basketball besteht 
eine klare Hackordnung. Die 
Veteranen genießen Privile-
gien, die Rookies, die Neu-
linge also, haben sich unterzu-
ordnen. Sie schleppen manch-
mal die Trainingstaschen der 
älteren Spieler, und in der Ka-
bine halten sie sich erst einmal 
zurück. Man schaut, sondiert, 
sucht seine Rolle im Team. So 
geht es Leonie Fiebich derzeit 
auch. Obwohl schon 24 Jahre 
alt und zweimal als beste Spie-
lerin der spanischen Liga aus-
gezeichnet, ist sie ein Roo-
kie bei New York Liberty, dem 
derzeit besten Team in der 
Women’s National Basketball 
Association, WNBA. Fiebich 
wohnt in Brooklyn, schaut auf 
die Skyline von Manhattan. Sie 
ist in der besten Liga der Welt 
angekommen, da stellt man 
sich gern mal hinten an.

Seit ein paar Spielen steht 
die Deutsche sogar in der Start-
formation der New Yorkerin-
nen, die den besten Saisonstart 
ihrer Vereinsgeschichte hin-
gelegt haben: 20:4 Siege. Fie-
bich hat zuletzt über 30 Minu-
ten auf dem Parkett gestanden, 
zweimal hintereinander 13 
Punkte erzielt. Die Kommen-
tatorinnen auf dem Sportsen-
der ESPN verwechseln sie zwar 
manchmal noch mit der kroa-
tischen Vereinskollegin Ivana 
Dojkic, die auch blond ist und 
einen Pferdeschwanz trägt, 
räumen aber in der nächsten 
Sequenz ein, dass Fiebich „eine 
enorme Wirkung“ auf das Spiel 
von Liberty habe: Sie vertei-
dige gut, könne Fernwürfe von 
jenseits der Dreipunktlinie in 
der Reuse versenken und die 

Bälle in der Offensive gut ver-
teilen. Leonie Fiebich kann 
zwischen den Basketball-Posi-
tionen 2 und 3 switchen, mal 
ist sie Small Forward auf dem 
Flügel, mal Shooting Guard im 
Aufbauspiel.

In der WNBA mit ihren ten-
denziell größeren Spielerin-
nen hat Fiebich sich eher auf 
den Fernwurf spezialisiert, 
und neulich gegen Chicago 
Sky hat sie sogar 4 von 5 die-
ser Würfe getroffen. Sie hat 
sich überraschend schnell in 
das Team um die Starspielerin-
nen Breanna Stewart und Sab-
rina Ionescu integriert, dabei 
kam sie ohne große Vorberei-
tung nach New York, viel Zeit 
zum gemeinsamen Training 
mit der Mannschaft blieb auch 
nicht. Also musste sie sich im 
Spielbetrieb in das System der 
Liberty einfinden, das weniger 
auf dem klassischen Teambas-
ketball europäischer Prägung 
aufbaut, sondern auf Einzel-
aktionen der besten Korb
jägerinnen.

Es war abzusehen, dass Fie-
bich einmal in der WNBA lan-
den würde, vielleicht noch 
nicht, als sie in Landsberg mit 
Basketball anfing und spä-
ter zum deutschen Topteam 
nach Wasserburg wechselte, 
aber als sie 2018 mit dem deut-

schen Team U18-Europameis-
terin wurde – sie erzielte wäh-
rend des Turniers in Italien 
pro Spiel im Schnitt 11,7 Punkte 
und wurde in die „Mannschaft 
des Turniers“ gewählt  – und 
sie 2020 von den Los Angeles 
Sparks im WNBA-Draft, einer 
Spielerlotterie für junge Ta-
lente, verpflichtet wurde an 
Position 22, da schien eine grö-
ßere Karriere möglich.

Während Fiebich vorerst in 
Europa blieb und da auch ihre 
beiden Kreuzbandrisse im 

Knie auskurierte, wechselten 
die Rechte nach Chicago und 
schließlich nach New York, 
wo Fiebich mit den Kollegin-
nen nun nicht nur Englisch 
spricht. In Nyara Sabally trifft 
sie auf eine Landsfrau. Die 
Schwester von Satou Sabally, 
die in Dallas spielt und der-
zeit noch eine Schulterverlet-
zung auskuriert, hilft ihr, mit 
den Gepflogenheiten in der 
WNBA klarzukommen: dem 
abgeklärten Ton, der hohen Be-
lastung mit manchmal 5 Spie-
len in 8 Tagen und dem Reise-
stress. Nyara Sabally steht nach 
einer Rückenverletzung jetzt 
auch wieder auf dem Parkett, 
und Schwester Satou soll kurz 

vor den Olympischen Spielen 
in Paris fit sein.

Die Deutschen sind erst-
mals bei Olympia dabei. In 
der Vorrundengruppe bekom-
men sie es mit Team USA, Bel-
gien und Japan zu tun. Fiebich 
trifft in Paris auf die Teamkol-
leginnen Stewart und Ionescu, 
ist mit den Deutschen in die-
ser Partie sicherlich chancen-
los, aber ein Sieg in den beiden 
restlichen Partien ist fest ein-
geplant. Der Aufschwung des 
deutschen Frauen-Basketball 
hat nichts mit einer Professi-
onalisierung der heimischen 
Liga zu tun. Im Gegenteil: Fie-
bich hat mehrfach betont, dass 
die deutsche Liga in den ver-
gangenen Jahren eher schlech-
ter geworden sei, weswegen 
Talente entweder in die USA 
gingen und dort in Colleges 
spielten – oder in andere eu-
ropäische Ligen: Frankreich, 
Griechenland oder Spanien.

Fiebich, die zuletzt für Zara-
goza spielte, hat nun ihr Aus-
kommen am Hudson River ge-
funden. Das Gehalt ist freilich 
überschaubar. In ihrem ersten 
WNBA-Jahr verdient sie kaum 
mehr als 67.000 Dollar, am 
Ende ihres Vierjahresvertrags 
knapp 86.000 Dollar: auch 
nicht mehr als ein Rookie-Sa-
lär.� Markus Völker 

Die Deutschen 
sind erstmals bei 
Olympia dabei. Sie 
bekommen es mit 
Team USA, Belgien 
und Japan zu tun
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Aus Paris Harriet Wolff

„Madame, Madame, gucken Sie, 
die Flamme, die Flamme!“ Ma-
dame sieht: nichts. Es hat mal 
wieder gestürmt, geregnet, ge-
blitzt und gedonnert in der Ka-
pitale des Hexagons, wo der-
zeit nicht nur wettertechnisch 
unruhige Zeiten herrschen. 
Nun brennt für gefühlt drei Mi-
nuten an diesem Mittag eitler 
Sonnenschein vom präolympi-
schen Himmel, Trikolorefähn-
chen werden geschwenkt, hier 
im Bezirk der Reichen und geht 
so Schönen – hier im 16. Pariser 
Stadtbezirk, wo auch schon Ex-
Staatspräsident Nicolas Sarkozy 
an die heimische Fußfessel ge-
legt worden war.

Jetzt darf er wieder frei fla-
nieren, kein Wort verliert er vor 
den Kulissen über die jüngsten 
und größten Kuddelmuddel-
parlamentswahlen Frankreichs 
nach 1945. Der derzeitige Amts-
inhaber Emmanuel Macron 
hat sich samt seiner liberalen 
Renaissance-Partei, und ohne 
dass ihm das Wasser politisch 
bis zum Hals stand, durch die 
von ihm befehligten Neuwah-
len mal eben um rund 100 Sitze 
seiner früheren relativen Mehr-
heit in der Nationalversamm-
lung gebracht. Und die Ultra-
rechten von Marine Le Pen sind 
stärkste eigene Fraktion gewor-
den – la vie pas en rose.

Hinter den Kulissen, so mun-
kelt Paris, berät der stramm kon-
servative Sarkozy seinen ins 
große Straucheln geratenen In-
timus Emmanuel Macron, der 
immer schon rechter war, als 
er mittig sich gegeben hat. Ma-
crons Flamme ist Stand jetzt, 
denn in Frankreich weiß man 
nie, am Erlöschen – und ach ja, 

Aus dem Leben der größenwahnsinnigen und unregierbaren Wuselmetropole Nummer eins, irgendwo zwischen Wahlen und Olympia

Paris am Allerliebenswertesten
in den Jahressommerurlaub 
zu starten. Die schwarz-weißen 
Pariser Wimmelbilder des gro-
ßen, vor zwei Jahren erst ver-
storbenen Jahrhundertzeich-
ners Sempé, sie sind schlicht 
nichts dagegen.

Aber wir wollen hier nicht 
granteln! Im historischen Zen
trum von allem zu sein und sich 
stets und immer dafür zu halten, 
das aber auf liebenswert zickige 
Weise, ist schweres Pariser Los. 
Zumal les Bleus es jüngst auch 
nicht eingelocht haben bei der 
Fußball-Europameisterschaft 
jenseits des Rheins. 

„Oui, c’est difficil“, wie es der 
Zeitungshändler meines Ver-
trauens inmitten von allem, 
was blinkt und quatscht auf 
den simplen Punkt bringt. Es 
ist halt, verflixt und zugenäht, 
auch wirklich gerade: schwierig.

Obwohl, stopp! Am vergan-
genen Sonntag, dem hiesigen 
Großnationalfeiertag, schien 
morgens die Sonne und alles 
schien: easy! Emmanuel Ma-
cron samt Frau Brigitte sowie 
die noch amtierende, hübsch 
zerstrittene Regierung unter 
Noch-Premierminister Gabriel 
Attal hatten sich ausgehfein 
gemacht. Ging es doch zur Ab-
nahme der Nationalfeiertags-
parade.

Dort kommt alles, aber auch 
alles an Mensch und Mate-
rial zur Präsentation, was Uni-
formknöpfe und Federbüsche 
besitzt, was laufen, schießen, 
marschieren und fliegen kann 
– und vor allem: Orden, jede 
Menge Orden werden spazier-
engeführt. Ein großes Spekta-
kel fürs Volk – und wir mitten 
drin, wenn schon nicht auf der 
Avenue Foch, wo dieses Jahr die 
Parade tagte, dann doch an ei-
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M
an sollte meinen, der 
„Ententest“ genüge 
zur Bestimmung, wer 
oder was die Men-

schen sind, die AfD wählen: 
Wenn es braun ist wie eine Ente, 
wählt wie eine Ente und quakt 
wie eine Ente, dann ist es wahr-
scheinlich eine Ente.

Doch eine breite Fraktion 
der Appeaser entschuldigt un-
beirrbar die „Fehlgeleiteten“. 
So ertönt nach wie vor das alt-
bekannte Beschwichtigungs-
lied von der lenkbaren Protest-
masse, die unwissentlich auch 
die eigenen Interessen verletze: 
„Die merken immer noch nicht, 
dass sie sich selbst schaden und 
an dem Ast sägen, auf dem sie 
sitzen. Das muss ihnen doch mal 
einer sagen.“

Doch sie schaden sich ja eben 
nicht, deshalb muss es ihnen 

auch niemand sagen. Schließ-
lich tun sie einfach nur exakt 
das, was sie wollen: die Demo-
kratie abschaffen, mit der sie 
nichts anfangen können und 
auch noch nie konnten. Ras-
sismus noch hof- und politik-
fähiger machen, als er sowieso 
schon ist. Europa weg, Feminis-
mus weg, Ukraine weg, LGBT 
weg, Ausländer raus. Sie sägen 
auch nicht an dem Ast, auf dem 
sie selber sitzen, sondern an 
dem, auf dem die anderen sit-
zen. Alles läuft nach Plan.

Eine weitere unausrottbar 
kursierende Legende will wis-
sen, dass die Wähler einer Nazi-
partei gar keine Nazis sind. Wie 
man denn darauf käme, da ma-
che man es sich aber leicht, mit 
solcherlei Polemik käme man in 
diesen ernsten Zeiten wirklich 
nicht weiter. Pfui.

Eigentlich sind sie in der 
Seele links. Genauer gesagt 
queer-anarcho-syndikalistische 
Antifaschisten. Im Grunde has-
sen sie Nazis aus vollem Herzen, 
mit denen haben sie nichts zu 
tun; sie wählen sie nur aus Sorge 
um die Zukunft unseres Landes. 
Viele Junge hätten eh lieber die 
Hamas gewählt, damit im Na-
hen Osten Frieden, Fortschritt 
und Gerechtigkeit einkehren, 
doch die stand leider nicht auf 
dem Zettel. Und es tue ihnen ja 
selbst am meisten weh, dass sie 
quasi zur Wahl der AfD gezwun-
gen werden, vom Habeck, weil 
der den Krieg mit Russland vom 
Zaun gebrochen hat, damit das 
Gas teurer wird. Die wahren Na-
zis sind ohnehin die Grünen, die 
sind überhaupt an allem schuld.

Was die achtsamen Naziflüs-
terer ebenfalls kritisieren, ist 

die pauschale AfD-Wählerbe-
schimpfung durch dünkelhafte 
Dumpfbacken meines Schlags. 
Besser wäre es, sie für ihre gute 
Absicht zu loben, endlich mal 
ein richtiges Zeichen zu setzen, 
dass es so nicht mehr weiter 
gehe. Denn nach dem Sieg der 
Nazis geht es ja tatsächlich nicht 
mehr so weiter, gar nichts geht 
weiter, nie mehr.

Als destruktiv gilt überdies 
der Vorwurf aus dem Munde 
blindwütiger Diskursverwei-
gerer, aus Frust die Demokra-
tie zu zerstören, wäre ungefähr 
das gleiche, als ob man sich in 
die Hose kackte, nur damit ei-
nem vorübergehend untenrum 
warm wird – das hilft ja durch-
aus, ehe es kalt wird und braun 
und stinkt. Doch auch das macht 
den Enten nichts, solange das 
am Ende alle aushalten müssen.

Das alte Lied der Beschwichtiger
Uli Hannemann

Das Kreislaufgesetz ist nicht zu 
verwechseln mit dem Kreislauf-
wirtschaftsgesetz. Da sind sich 
alle Experten einig. Mit einer 
Ausnahme: Dr. Dreiling, von 
Haus aus schnell auf 180, hält 
die Trennung beider Gesetze 
für rechtswidrig. Man müsse 
nur eins und eins zusammen-
zählen, um zu wissen, dass al-
les zwei Seiten habe und aller 
guten Dinge drei sind. Wer sich 
allerdings um 180 Grad drehe, 
werde bald alle Viere von sich 

strecken, sollte er nicht alle 
Fünfe gerade sein lassen. So 
Dr. Dreiling, der einen sechsten 
Sinn dafür hat, vermutlich, weil 
er morgens in einem Buch mit 
sieben Siegeln liest. Er ist eben 
kein Mann für Nullachtfünf-
zehn-Gedanken. Er weiß, wie 
alle Neune eingesetzt werden. 
Er ist die Nummer eins unter 
den Dreilings. Womit sich der 
Kreis schließt. Und das Kreis-
laufgesetz Pi mal Daumen mit 
sofortiger Wirkung in Kraft tritt.

das wetter

Klar im Kreis

nem nahegelegen Platz, wo sich 
gut die blau-weiß-rote Basken-
mütze und der Rosé in die Lüfte 
schwingen ließen. Tuchfühlung 
mit Paradisten eingeschlossen.

Am Wölkchenhimmel zogen 
Doppeldeckerflugzeuge vorbei, 
auf dem Asphalt hochdekorierte 
Feuerwehrleute. Alle wirkten sie 
noch leicht verkatert, kein Wun-

der, denn am Abend zuvor gibt 
es die laute und alte Tradition 
der öffentlichen Feuerwehr-
bälle. Das muss man sich ein 
bisschen wie Kölner Karneval in 
Paris vorstellen – alle sind sehr 
betrunken, doch wenigstens 
mit Champagner, und im Un-
terschied zu Köln werden auch 
keine schlimmen Lieder gesun-
gen, sondern nur schlechte.

Tja, was sollen wir abschlie-
ßend nun sagen – die Parade 
und der Ball waren wirklich 
äußerst superb, allein, wir wur-
den gelangfingert von Pickpo-
ckets, futsch die Bankkarte. Und 
bis wir sie dann sperren konn-
ten, wurde auch gleich schön 
abgehoben davon durch die 
gemeinen Langfinger. Warm-
laufen wohl für die kommen-
den Olympia-Touristen – Pa-
ris am Allerliebenswertesten! 
Wir kommen trotzdem retour, 
mon amour.

Im historischen 
Zentrum von allem 
zu sein, und sich 
dafür stets und 
immer zu halten, 
ist ein äußerst 
schweres Los

der Metrostation Passy, und wie 
schon all die Tage zuvor, immer 
und überall Menschen intra mu-
ros Paris herumwuseln. Extra 
muros, jenseits des allzeit ver-
stauten Périphérique, des Stadt-
autobahnrings, sind es auf der 
Insel von Frankreich, der Île de 
France, übrigens rund fünfmal 
so viele, nämlich in doppelter 
Ruhrpottstärke über zehn Mil-
lionen Menschen, auf die das 
Paris, das innerhalb der Mau-
ern wohnt, gern mal unsport-
lich arrogant hinabschaut.

Fast alle treffen sie sich dann 
wieder auf der Stadtstaubahn, 
auch um gemeinsam gehetzt 

die Flamme, die Flamme! Das 
olympische Feuer!

Davon wollten wir doch an-
fangs erzählen, an diesem mal 
wieder hibbelig geschäftigen Pa-
riser Mittag, kurz bevor gefühlt 
tout Paris die Stadt fluchtartig 
verlässt und sie avec plaisir den 
ankommenden Olympiatouris-
ten überlässt. Es verhält sich 
nämlich so: Zur großen Ehre der 
XXXIII. Olympischen Spiele, die 
nach 1900 und 1924 zum drit-
ten Mal im Eiffelturmparadies 
an den Start gehen, rennen seit 
einigen Tagen frische und we-
niger frische Olympioniken 
und Olympionikinnen, rennen 

Stars und Sternchen quer durch 
die Stadt, um mit der Flamme in 
der hoch erhobenen Hand von 
A nach B zu gelangen.

Die Flamme sieht wahlweise 
aus wie ein kleines Gruben-
licht, ein etwas größeres Grab-
licht oder eine sportliche Urne, 
golden schimmernd, vielleicht 
hätte sie auch Kaiser Franz, dem 
Beckenbauer gefallen. Obwohl – 
zu unscheinbar, hatten wir uns 
doch schon eine riesige Jahr-
marktgrillpfanne voller Athle-
tenfeuer erhofft zu bestaunen.

Und jetzt das! Rein gar nichts 
erhaschen wir vom bescheide-
nen Flämmchen, weil hier an 

Das Motto von Paris: „Fluctuat nec mergitur“: Schwankt, aber sinkt nicht. Stimmt genau   Foto: HWO

Wie tief ist eigentlich der Grüne 
Hügel inzwischen gesunken? 
Das ästhetische Niveau ist of-
fenbar auf einem Tiefpunkt an-
gelangt! Richard Wagner würde 
sich im Grab umdrehen! „Ro-
berto Blanco und Vicky Lean-
dros bei Bayreuther Festspie-
len“, meldete gestern die Nibe-
lungen-Agentur dpa. Für den 
eitlen Effekt greifen die künst-
lerischen Opernleiter selbst auf 
populäre Schlagersänger zu-
rück! Roberto Blanco als Tris-
tan! Vicky Leandros als Isolde! 
Weiche, Bayreuth, weiche!

gurke des tages
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Sehnsuchtsort Friedrichstraße

Von Andreas Hartmann

Echte Weltstädte wie Tokio, Me-
xiko-Stadt oder New York verfü-
gen über glanzvolle Bibliothe-
ken, untergebracht in spekta-
kulären Gebäuden, die wirklich 
etwas hermachen. Mit solchen 
Bibliotheken lässt sich auch her-
vorragend demonstrieren, dass 
einem Wissen und Bildung et-
was bedeuten. Volker Heller, Di-
rektor der Zentral- und Landesbi-
bliothek Berlin (ZLB), macht klar, 
was er dagegen von den Örtlich-
keiten hält, über die er verfügen 
darf. „Unwürdig für Berlin“, nennt 
er sie. Sie seien zu klein, und von 
den defizitären sanitären Anla-
gen wolle er lieber gar nicht erst 
sprechen. Das geplatzte Regen-
wasserrohr, das in der vergange-
nen Woche nach Starkregen in ei-
nem Magazin im Keller des ZLB-
Standorts an der Breiten Straße in 
Mitte einen Wasserschaden ver-
ursachte, packt er mit auf seine 
Mängelliste.

www.taz.de  tazberlin@taz.de 
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Emma Doermann über kollabierende Kinder- und Jugendhilfen

Der Kampf um die Hilfe

D ie rund 150 Menschen, die sich am 
Dienstagmorgen vor dem Roten Rat-
haus in Berlin versammeln, sind 

sauer. Sie schreien: „Jugendhilfe kollabiert, 
weil der Senat schlecht regiert.“ Denn die 
Lage in der Kinder- und Jugendhilfe ver-
schärft sich immer weiter. 

Von den politisch Verantwortlichen 
werde das gekonnt ignoriert, so die De-
monstrierenden. Wir erwarten, dass wir di-
alogisch an einer Lösung gemeinsam arbei-
ten“, sagt etwa Verena Bieler von der aus Ver
treter:innen der Jugendhilfe bestehenden 
AG Weiße Fahnen. Bieler ist zugleich Vorsit-
zende des Landesverbandes Berlin des Deut-
schen Berufsverbandes für Soziale Arbeit.

Ihr Ärger richtet sich insbesondere gegen 
Falko Liecke (CDU), den Staatssekretär für 
Jugend und Familie. Er und die Bildungs-
verwaltung hatten im Juni einen Aufnah-
mestopp bei dem einzigen öffentlichen Trä-
ger für Kinder- und Jugendschutz verhängt, 
dem Berliner Notdienst Kinderschutz (BNK).

Der Schritt folgte freilich auf eine Über-
lastungsanzeige des BNK, der – wie andere 
Hilfestrukturen auch – unter einer chroni-
schen Überforderung der Fachkräfte und 
des Auffangsystems leidet. „Seit Jahren 
weisen wir die politisch Verantwortlichen 
darauf hin, dass die Kinder und Jugend-
hilfe kaputtgespart wird“, sagt Verena Bie-
ler. Und auch hier bleibe das Wegschauen 
der Politik schlussendlich an den Kindern 
und Jugendlichen hängen, die in der Folge 
mit unzumutbaren Zuständen zurechtkom-
men müssen. 

Auf den Schildern der Protestieren-
den sieht man aufgemalte Kinderfiguren 
aus Pappe mit Aufschriften wie: „Miguel, 
17 Jahre: Ich gehe lieber auf die Straße als 
nach Hause.“ Oder: „Paula, 4 Jahre: Wo soll 
ich schlafen?“ Es sind die Einzelschicksale 
von Kindern und Jugendlichen, die einem 
erschreckend nahe bringen, welche direk-
ten Folgen das staatliche Versagen an die-
ser Stelle hat.

Madeleine Griesbaum ist Sozialarbeite-
rin und arbeitet seit sieben Jahren im Ju-
gendamt. „Und seit sieben Jahren stehe ich 
hier und es hat sich nichts geändert“, sagt 
sie. Langsam habe sie das Gefühl, dass die 
Jugendämter „das staatliche Wächteramt 
gar nicht mehr so ausüben können, wie es 
das Gesetz vorschreibt, und der Senat da-
bei zuschaut“. Schon zu lange gebe es diese 
strukturellen Probleme. Noch länger wür-
den lediglich die Symptome bekämpft, ohne 
an den eigentlich wichtigen Punkten anzu-
setzen.

Klar ist: Das alles ist kein Problem, das 
sich kurzfristig beheben lässt. Ursächlich 
für die heutige Ausnahmesituation ist die 
kontinuierliche Unterfinanzierung. Auch 
das ist klar. Trotzdem sieht man am Ende 
der Kundgebung vor dem Roten Rathaus 
noch mal ein Hoffnungsschimmer. Und 
der besteht aus der Solidarität. Verena Bie-
ler sagt: „Es tut so gut, dass wir hier nicht 
allein stehen.“

Berlins Bibliotheksszene und CDU-Kultursenator 
Joe Chialo lassen nicht locker und werben weiter 
für einen Umzug der ZLB in die Galeries Lafayette

Anzeige

Es ist eine bemerkenswerte 
Gesprächsrunde, zu der die bei 
einer Veranstaltung in der Aka-
demie der Künste am Montag 
geladen hatte und bei der über 
eine Lösung für Volker Hellers 
Probleme diskutiert wird. Kon-
kret geht es auch hier um die 
offensichtlich perfekte Lösung: 
den Umzug der kompletten 
Zentral- und Landesbibliothek 
in den gläsernen Prachtbau der 
Galeries Lafayette in der Fried-
richstraße. Die Luxuskaufhaus-
kette, die ihr Stammhaus in Pa-
ris hat, wird Ende des Monats ih-
ren Standort in Berlin schließen.

Was mit dem Haus danach ge-
schehen soll, ist nach wie vor un-
klar. Dabei kursiert seit bald ei-
nem Jahr der Vorschlag von Kul-
tursenator Joe Chialo (CDU), in 
dem Gebäude mit den markan-
ten Glasfassaden die ZLB un-
terzubringen. Die bisherigen 
Standorte, die Amerika-Gedenk-
bibliothek in Kreuzberg und die 
Stadtbibliothek in der Breiten 

Straße in Mitte, würden dann 
an einem neuen Haus in Best-
lage vereint werden.

Dass die Idee dazu gar nicht 
von Chialo kommt, sondern von 
Volker Heller, wie in der Akade-
mie deutlich wird, ist letztlich 
unerheblich. Chialo hat sie sich 
lautstark zu eigen gemacht und 

trommelt öffentlich für sie. Im 
Veranstaltungsraum der AdK, 
der aufgrund des großen Publi-
kumsinteresses aus allen Näh-
ten platzt, wird er dafür gefei-
ert wie ein Popstar. Die Frage 
an dem Abend ist dann auch 
weniger, ob der angepeilte Um-

zug wirklich eine so gute Idee ist. 
Sondern vielmehr, ob und wann 
diese umgesetzt werden kann.

So lässt AdK-Vizepräsident 
Anh-Linh Ngo wenig versteckt 
durchblicken, dass er und seine 
Institution zumindest bei die-
sem Punkt voll und ganz hin-
ter Chialo stehen. Der tosende 
Applaus aus dem Auditorium, 
mit dem der Kulturpolitiker der 
CDU bedacht wird, lässt keinen 
Zweifel daran, dass auch die Be-
sucher und Besucherinnen den 
Umzug vollauf unterstützen. 
Kritischen Künstlern und Künst-
lerinnen gilt Chialo als jemand, 
der sich lieber für die Kultur-
wirtschaft einsetzt als für nicht 
kommerziell ausgerichtete Orte. 
Hier wird er gefeiert.

Die Akademie der Künste 
hatte sich für ihr Gesprächsfor-
mat eine ungewöhnliche Form 
überlegt. Es gibt nicht die übli-
che Podiumsdiskussion. Statt-
dessen schreitet Anh-Linh Ngo 
mit seinen Gesprächspartnern, 

einem nach dem anderen, eine 
Art Catwalk in der Mitte des 
Raums entlang. Immer wieder 
symbolträchtig hin zu einem 
Miniaturmodell der Galeries 
Lafayette. Und wieder zurück. 
Und wieder hin. Als Betrachter 
dieser Performance soll man 
wohl den Eindruck gewinnen, 
einem spontanen Zwiegespräch 
lauschen zu dürfen.

Chialo berauscht sich bei 
seinem Spaziergang mit Ngo 
an seiner eigenen Idee. Einen 
Ort, der „Diskursräume“ her-
stelle, wünsche er sich an der 
prominenten Adresse in der 
Friedrichstraße. Alte Damen, 
die hier häkeln und stricken, 
Akzeptanz bei der migranti-
schen Community, Kids, die 
hier etwas über KI lernen kön-
nen: Das alles stelle er sich vor. 
Er spricht von einem „Ort des 
Seins“, den er im Sinn habe und 
an dem nicht konsumiert wer-
den müsse wie überall sonst auf 
der Friedrichstraße.

Für seinen ZLB-
Plan wird 
Kultursenator 
Chialo gefeiert 
wie ein Popstar

Shopping ade: 
Die Galeries 
Lafayette 
machen zum 
Ende des 
Monats dicht
Foto: Paul 
Langrock

Auch Volker Heller legt noch 
einmal dar, wie sehr er einen 
Umzug herbeisehnt. Die 35.000 
Quadratmeter Fläche, die ihm 
am Standort Galeries Lafayette 
zur Verfügung stünden: „Passt 
perfekt.“ Das großzügige Tages-
licht, das das rundum verglaste 
Gebäude bietet: „ideal für eine 
Bibliothek“. Und er stellt in Aus-
sicht, dass sich die Anzahl der 
Besucher und Besucherinnen 
seiner Institution an einem weit 
attraktiveren Ort als bislang be-
stimmt verdoppeln ließen.

Chialo behauptet, nicht nur 
er und seine Senatsverwaltung 
für Kultur wollten den Um-
zug. Auch der Regierende Bür-
germeister Kai Wegner (CDU) 
fände die Idee toll. Die meisten 
Parteien auch, und der Koaliti-
onspartner SPD wahrscheinlich 
ebenfalls. Tatsächlich hört man 
nicht zuletzt von führenden So-
zialdemokraten etwas komplett 
anderes. Chialo gibt sich wacker. 
Man sei da noch im Gespräch. 
Selbst Berlins oberster Kassen-
wart, Finanzsenator Stefan Evers 
(CDU), sei laut Chialo prinzipi-
ell auf Linie. Evers hätte da nur 
noch ein kleines Problem – und 
zwar die Kosten, die angesichts 
klammer Haushaltskassen in 
Berlin schmerzlich sein könn-
ten.

Bislang hieß es, der Eigentü-
mer des Gebäudes der Galeries 
Lafayette, eine US-Immobilien-
firma, wolle knapp 600 Milli-
onen Euro heraushandeln. Al-
les Schnee von gestern, lautet 
nun die frohe Kunde von Chi-
alo: „Wir sind auf jeden Fall un-
ter der Zahl.“ Ohne dabei freilich 
eine neue zu nennen.

Die Zustimmung für den Um-
zug ist also riesig. Billiger als ge-
dacht soll er auch werden. Ein 
Traum könnte Realität werden. 
Doch man müsse sich jetzt 
entscheiden, so Chialo. Sonst 
könnte eine einmalige Möglich-
keit ungenutzt verstreichen und 
in der Friedrichstraße zieht statt 
einer Bibliothek einfach nur ein 
weiterer Konsumtempel ein. 
Oder Büros. Oder das Kaufhaus 
steht leer.
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nehmigung für ein „Wohnen 
auf Zeit“. Die Bewohner:in­
nen hatten allesamt befristete 
Mietverträge, die, so stellte es 
die vor einigen Monaten ein­
gesetzte Mietrechtsberatung 
Asum fest, zum Teil jedoch un­
wirksam seien. Viele der Bewoh­
ner:innen hatten seitdem keine 
Miete mehr bezahlt. Der Vertrag 
regelte zudem, dass sich der Ei­
gentümer an den Kosten für 
die Ersatzunterbringung betei­
ligt; obgleich für viele Menschen 
die Kosten durch das Jobcenter 
oder das Sozialamt übernom­
men werden.

Claudia Leistner zufolge habe 
man sich in Gesprächen mit den 
Eigentümervertretern dafür 
eingesetzt, dass das Haus wie­
der für dauerhaftes Wohnen ge­
nutzt wird. Zusicherungen hier­
für aber gibt es keine, stattdes­
sen Spekulationen darüber, dass 
dort nach einer Sanierung Feri­
enwohnungen entstehen könn­
ten. Dieses Szenario bezeichnet 
die Stadträtin als „unbefriedi­
gend“. 

Der Bezirk habe „begrenzte 
Einflussmöglichkeiten und un­
zureichende rechtliche Mög­
lichkeiten“. So habe man zwar 
mit Anordnungen zur Mängel­
beseitigung gearbeitet, gegen 
die der Eigentümer aber Wider­
spruch eingelegt hatte. Es brau­
che andere gesetzliche Mittel 
auf Landes- oder Bundesebene, 
um „auf solche Häuser anders 
zugreifen zu können“, so Leist­
ner.

schen, die jetzt noch im Haus 
sind, erhielten Ersatzwohnraum, 
so Leistner. Aufgrund der Ge­
fährdungssituation, auch für die 
vielen Kinder, habe man „han­
deln müssen“. Welchen Aufent­
haltsstatus die Menschen hätten, 
spielten für die Unterstützungs­
maßnahmen keine Rolle.

Das Bündnis gegen Antiziga­
nismus und für Roma*-Empow­
erment (Bare) sprach von einer 
„faktischen Zwangsräumung 
als Ergebnis einer letztlich er­
folgreichen ‚kalten Entmie­

tung‘“. Sprecher Thomas Herr 
sagte der taz, dass viele Bewoh­
ner:innen bereits eine „lange 
Odyssee“ hinter sich hätten und 
immer wieder „von einer prekä­
ren Wohnsituation zur nächsten 
wechseln müssen“, ohne Chan­
cen auf reguläre Mietverträge. 
Er kritisierte einen Vertrag, den 
der Bezirk im Juni mit dem Ei­
gentümer abgeschlossen hat 
und der die Umsetzung der Be­
wohner:innen vorsieht. „Dieser 
Vertrag hat die Mieterrechte kas­
siert und kommt nur dem Eigen­
tümer zugute“, so Herr.

Für das Haus im Milieu­
schutzgebiet gibt es eine Ge­

Von Erik Peter

Etwa 100 Menschen, überwie­
gend Rom*nja, müssen derzeit 
ihr Wohngebäude in der Fenn­
straße 31 in Niederschöneweide 
verlassen. Der Bezirk Treptow-
Köpenick ließ am Dienstag den 
Strom abstellen und eine Was­
serstelle vor dem Haus abmon­
tieren, um die Bewohner:innen 
zum Auszug zu drängen. Am 
kommenden Mittwoch ist der 
letzte Termin, an dem das Haus 
endgültig geräumt werden soll.

Das Bezirksamt sah sich zu 
der Maßnahme veranlasst, 
da aufgrund von Statik- und 
Brandschutzproblemen, das 
Haus nicht mehr bewohnbar 
sei. Zuletzt wurden erhebli­
che Wasserschäden mit durch­
feuchteten und abgesackten 
Böden festgestellt. Der Eigen­
tümer, eine IPG V GmbH, ließ 
das Gebäude seit Langem ver­
fallen. Im Februar wurden Was­
ser und Heizung abgestellt; auch 
der Müll wurde zeitweilig nicht 
mehr abtransportiert. Monate­
lang mussten die Bewohner:in­
nen frieren und das Wasser von 
einem Notversorgungshahn vor 
dem Haus schöpfen.

Die zuständige Bezirksstadträ­
tin Claudia Leistner (Grüne) war 
am Dienstag vor Ort. Der taz be­
richtete sie, dass 13 Familien mit 
insgesamt 33 Personen in Hotels 
und Notunterkünften unterge­
bracht wurden. Etwa 20 Perso­
nen hätten sich selbst neue Un­
terkünfte gesucht. Auch die Men­

Kalte Entmietung 
erfolgreich
In Niederschöneweide müssen 100 Bewohner, vor allem Rom*nja, 
ein heruntergewirtschaftetes Haus verlassen

„Man muss anders 
auf solche Häuser 
zugreifen können“
Claudia Leistner,  
Bau- und Sozialstadträtin

Kommentar von Jonas Wahmkow über 
dreiste Immobilienkonzerne

Ceterum censeo 
Vergesellschaftung 

von Wohnraum
Manche Nachrichten machen wütend, sind 
aber wenig überraschend. Als letzter verblei­
bender Konzern bricht nun auch Vonovia das 
Mietenbündnis mit dem Senat. Wie die B.Z. 
am Dienstag zuerst berichtete, plant das Un­
ternehmen, die Mieten von 40.000 Wohnun­
gen um 15 Prozent zu erhöhen. Eigentlich hatte 
der Konzern bei der Gründung des Bündnis­
ses vor zwei Jahren versprochen, sich auf ma­
ximal elf Prozent zu beschränken. Folgen für 
diesen Vertrauensbruch muss Vonovia keine 
fürchten. Das Bündnis war von Anfang an als 
unverbindliche Selbstverpflichtung konzipiert. 

Stadtentwicklungssenator Christian Gaebler 
(SPD) kommentierte den Schritt via B.Z. dann 
auch lediglich als „bedauerlich“. Tatsächlich 
war der Schritt auch erwartbar. Vor knapp ei­
nem Jahr verließ der Immobilienkonzern Ad­
ler das Bündnis mit dem Hinweis, man müsse 
die Erwartungen der Investor:innen erfüllen – 
um dann die Mieten ebenfalls um das recht­
lich zulässige Maximum zu erhöhen.

Der eigentliche Zweck des Bündnisses war es 
ohnehin, von den systemischen Zwängen des 
Berliner Immobilienmarkts abzulenken: Bör­
sennotierte Konzerne wie Vonovia sind ihren 
Investor:innen zu maximalen Profiten ver­
pflichtet, deswegen werden sie aus den Mie­
ter:innen so viel Geld rauspressen, wie es die 
Politik ihnen erlaubt.

Auch diese Erkenntnis ist wenig überra­
schend. Es gibt sogar eine Lösung: Berlins Woh­
nungsbestände nicht weiter durch börsenno­
tierte Unternehmen managen zu lassen, son­
dern kommunal und selbstverwaltet. Erst am 
Montag veröffentlichte die Rosa-Luxemburg-
Stiftung eine Studie, die vorrechnet, dass Woh­
nen dann nicht mehr als 5,42 Euro nettokalt 
kosten müsste. Angstfreies Leben ohne Luxus­
modernisierungen, Staffelmieten und uner­
reichbare Hausverwaltungen gäbe es dann 
noch gratis dazu. Wie praktisch, dass es mit 
dem Volksentscheid Deutsche Wohnen & Co 
enteignen auch noch einen demokratisch be­
schlossenen und rechtlich intensiv geprüften 
Weg gibt, wie die kommunale Eigentümer­
schaft der Wohnungsbestände erreichbar wäre.

Doch dass der Senat nicht vergesellschaften 
will, liegt ohnehin nicht am Mangel an guten 
Argumenten, sondern daran, dass CDU und 
SPD leidenschaftlich gern Politik für reiche 
Menschen machen.

So bietet dieser Kommentar keine neuen Er­
kenntnisse, sondern lediglich die Wiederho­
lung alter Forderungen. Dass die Angst, sich 
ständig zu wiederholen, unbegründet ist, zeigt 
Cato der Ältere. Der römische Senator aus dem 
2. Jahrhundert vor Christus beendete jede Rede, 
unabhängig vom Thema mit „Ceterum censeo 
Carthaginem esse delendam“: Im Übrigen bin 
ich der Meinung, dass Karthago zerstört wer­
den muss. Am Ende mit Erfolg: Catos Beharr­
lichkeit führte schließlich zum dritten Puni­
schen Krieg und zur Zerstörung Karthagos. In 
diesem Sinne: Im Übrigen bin ich der Meinung, 
dass Unternehmen mit mehr als 3.000 Woh­
nungen enteignet werden müssen.

Jonas 
Wahmkow ist 
Redakteur für 
Arbeit und 
Soziales.

Der Streit um den vom Senat geplanten Zaun 
und die nächtliche Schließung des Görlitzer 
Parks geht vor Gericht weiter. Der Bezirk Fried­
richshain-Kreuzberg akzeptiert die Entschei­
dung des Berliner Verwaltungsgerichts im Eil­
verfahren nicht, wie eine Sprecherin am Diens­
tag mitteilte. „Das Bezirksamt hat sich in seiner 
heutigen Sitzung dazu verständigt, gegen den 
Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin vom 
10. Juli 2024 Beschwerde einzulegen“, hieß es. 
Damit landet der Fall beim Oberverwaltungs­
gericht Berlin-Brandenburg.

Das Verwaltungsgericht hatte den Eilan­
trag in der vergangenen Woche für unzuläs­
sig erklärt. Der von den Grünen geführte Be­
zirk habe „kein Abwehrrecht“ gegen den Ein­
griff und die Entscheidung des Senats, einen 
Zaun um den Görlitzer Park zu errichten, so die 
Richter. Der Bezirk sei keine eigenständige Ge­
meinde, sondern nehme Aufgaben als nach­
geordneter Teil der Einheitsgemeinde Berlin 
wahr. Friedrichshain-Kreuzberg will das noch 
nicht akzeptieren. Die Argumentation des Ge­
richts überzeuge das Bezirksamt nicht, erklärte 
die Sprecherin. (dpa)

Zaun-Rebellen
Friedrichshain-Kreuzberg legt 
Beschwerde im Görli-Streit ein
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Das Durchfahrtsverbot für Autos in der zur Fahrradstraße 
erklärten Tucholskystraße in Mitte war laut Gericht 
rechtswidrig. Das teilte das Verwaltungsgericht mit. Seit 
2023 haben Radfahrer:innen auf der Tucholskystraße 
zwischen Torstraße und Oranienburger Straße Vorrang. So 
hatte es das von den Grünen geführte Bezirksamt durch-
gesetzt. Lediglich Anlieger:innen sollten den Abschnitt mit 
Autos befahren dürfen. Der Bezirk stellte allerdings 
zusätzlich Pfosten auf, um die Durchfahrt der Autos zu 
verhindern. Begründet wurde das mit einer Entschärfung 
von Gefahrensituationen, wie das Gericht mitteilte.

Dagegen klagten Anwohner:innen und Betreiber:innen von 
Restaurants, Galerien und Geschäften. Das Gericht 
entschied nun, das Vorgehen des Bezirks sei nicht zulässig, 
weil eine Gefahrenlage nicht dargelegt worden sei. 
Verkehrs- oder Unfallzahlen lägen nicht vor. Die Straßen-
verkehrsordnung erlaube nur Verkehrsverbote aus 
Gründen der Sicherheit und Ordnung, nicht aber wegen 
stadtplanerischen Erwägungen. Gegen den Beschluss ist 
eine Beschwerde beim Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg möglich. (dpa)
Foto: Jürgen Ritter/imago

Autourteil Gericht macht Verkehrswende in der Tucholskystraße rückgängig

Antisemitismus, Israel­
feindlichkeit und der Nah­
ostkonflikt waren nach Ein­
schätzung des Berliner 
Verfassungsschutzes die do­
minierenden Themen aller 
extremistischen und verfas­
sungsfeindlichen Gruppen 
im vergangenen Jahr in der 
Hauptstadt. Das Thema Nah­
ost habe die Aktivitäten von 
Extremisten „beeinflusst und 
intensiviert“, sagte Innense­
natorin Iris Spranger (SPD) 
bei der Vorstellung des Jah­
resberichts des Berliner Ver­
fassungsschutzes 2023. „Die 
Bedrohung für die Demo­
kratie hat in fast allen Berei­
chen zugenommen.“ Es gebe 
in dem Gebiet dynamische 
Entwicklungen.

„In allen Phänomenberei­
chen wurden der Terror der 
Hamas und die israelische 
Reaktion darauf benutzt, 
um Hass auf Juden und den 
Staat Israel zu schüren. Ver­
fassungsfeinde waren und 
sind in Berlin zentrale Trei­
ber von Antisemitismus“, so 
Spranger weiter. Das gelte für 
Islamisten, Rechtsextremis­
ten und Teile der linksradi­
kalen Szene.

Spranger betonte, 2023 
hätten sich Antisemitismus 
und Israelfeindlichkeit „so 
offen und enthemmt wie sel­
ten zuvor gezeigt“. Das Mas­
saker der Hamas sei beju­
belt worden, Israel als Apart­
heidstaat diffamiert worden. 
Juden seien in Berlin be­
leidigt, bedroht und ange­
griffen worden. Veranstal­
tungen wurden gestört und 
Uni-Räume besetzt. Auch VS-
Chef Michael Fischer sagte, 
der 7. Oktober sei im Extre­
mismusbereich prägend für 
das gesamte Jahr gewesen 
und „Treiber für alle Berei­
che durch eine erhebliche 
Mobilisierung und Radika­
lisierung“.  

Ob im Bereich des Rechts­
extremismus die Berliner 
AfD als Verdachtsfall beob­
achtet wird, wollten Spran­
ger und Fischer wegen der 
Gesetzeslage in Berlin nicht 
sagen. Allerdings wollen CDU 
und SPD das Gesetz entspre­
chend ändern. Die Gesetzes­
änderung sei in der Vorberei­
tung, sagte Fischer. Danach 
müsse man weitersehen.

Genau im Blick hat der VS 
allerdings die Kleinpartei 
Dritter Weg und ihre Jugend­
organisation NRJ, die in der 
Neonaziszene überregional 
vernetzt und dominierend 
sei und mit Kampfsportver­
anstaltungen Jugendliche 
und junge Erwachsene anlo­
cke und versuche, sie zu ra­
dikalisieren. „Das sind sehr 
beunruhigende Veranstal­
tungen, weil junge Leute in 
größerer Zahl herangeführt 
werden“, sagte Fischer. Für 
Berlin sei das eine neue Qua­
lität von Rechtsextremismus, 
weil sich eine solche Zugkraft 
in den vergangenen Jahren 
so nicht ergeben hätte. Die 
Frage, ob die NRJ kürzlich an 
einem Überfall auf linke De­
monstranten am Bahnhof 
Ostkreuz beteiligt war, beant­
wortete Fischer mit Verweis 
auf die laufenden Ermittlun­
gen der Polizei nicht. (dpa)

Nahost-
Konflikt 
dominiert
„Bedrohung hat 
zugenommen“: 
Innensenatorin stellt 
Bericht des 
Verfassungsschutzes 
für 2023 vor
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D
as verrostete Metallgit-
ter klemmt und knarzt, 
als Matti Zickrow am 
Dienstagmorgen die Tore 
des SO36 aufsperrt. Die 
Sonne prallt auf den As-

phalt, ihre Strahlen spiegeln sich in der 
Discokugel über dem Eingang. Auf der 
Kreuzberger Oranienstraße herrscht 
schon Trubel, während der Club all-
mählich erwacht.

Es ist nicht der klassische Beraterter-
min, der am Dienstag im SO36 stattfin-
det. Die üblicherweise im Anzug auf-
tretenden Berater*innen erscheinen 
in Sneakers mit Flammenmotiv und 
Jeanswesten. Anstatt steriler Büro-
räume dient das Raucher-Café des 
Clubs als Beratungsort. Es riecht nach 
kaltem Rauch, die Wände sind mit An-
tifa-Stickern und Graffiti übersät, ein 
dunkler Raum.

Auf den Barhockern sitzen Marian-
gela Saracino, Matthias Krümmel und 
Volker Stahl. Saracino ist Koordinatorin 
des Projekts Clubtopia, Krümmel Re-
ferent für Klimapolitik beim Bund für 
Umwelt und Naturschutz (BUND) und 
Volker Stahl freiberuflicher Energiebe-
rater. Heute beraten sie Matti Zickrow 
und Daniel Schiller vom SO36, wie die 
ihren Clubbetrieb nachhaltiger und kli-
mafreundlicher gestalten können.

„An einem Wochenende verbraucht 
ein mittelgroßer Club im Durchschnitt 
so viel Strom wie ein Singlehaushalt im 
ganzen Jahr“, berichtet Katharina Wolf, 
Projektleiterin bei Clubtopia im Vorfeld 

der Beratung der taz. Um Clubs auf ih-
rem Weg zu mehr Nachhaltigkeit und 
Klimafreundlichkeit zu unterstützen, 
bietet Clubtopia kostenlose Energie-
beratungen an. Entstanden ist das Ko-
operationsprojekt von BUND und dem 
Verein Clubliebe im Jahr 2019. Geför-
dert wird es von der Senatsumweltver-
waltung.

„Nachhaltig heißt ja nicht, dass es 
nicht knallen soll“, sagt BUND-Referent 
Krümmel: „Das Bier muss kalt und die 
Musik laut sein.“ Aber wie kalt und wie 
laut, das wollen die Berater*innen ge-
nau unter die Lupe nehmen. „Am liebs-
ten fangen wir mit den Rechnungen 

an“, sagt er: Strom, Abfall, Wasser, Gas 
– die Bereiche, die klimatechnisch am 
wichtigsten sind. Akribisch wird jedes 
Gebiet durchgegangen. So auch beim 
SO36. Der Club hat 330 Veranstaltungs-
tage jährlich, eine Spielzeit von 2.000 
Stunden. Mariangela Saracino will wis-
sen, wie es um Lüftung, Heizung und 
Dämmung steht. Wie hoch sind Wasser- 
und Stromverbrauch? Wird der Müll ge-
trennt oder nicht? Ist das Catering ve-
gan oder mit Fleisch? Greift man auf 

Bioreinigungsmittel oder auf Chemie-
keulen zurück? Kein Detail wird aus-
gespart. Saracino notiert sich alles fein 
säuberlich auf einem Klemmbrett.

Dann geht’s ans Eingemachte. In 
Teams schwirren die Berater*innen aus 
und widmen sich den CO2-Hauptverur-
sachern: Lüftung, Heizung, Kühlung, 
Toiletten, Beleuchtung, Soundtech-
nik. Ein langer dunkler Gang führt zur 
Halle, dem Hauptveranstaltungsraum. 
Der Geruch von Bier liegt in der Luft, 
Bühnenarbeiter sind fleißig am Wer-
keln, es wird geschweißt, am Nachmit-
tag sollen die Deckenlichter entstaubt 
werden.

Saracino und Krümmel überprüfen 
den Stromverbrauch aller Geräte hin-
ter der Bar, stecken Thermometer in die 
Kühlkisten und fotografieren Plaketten 
ab. In der Kühlkammer misst Krümmel 
7 Grad. „Da können wir ja gar nicht rum-
mosern“, sagt er. SO36-Vorstand Daniel 
Schiller sieht in der Getränkekühlung 
jedoch eines der größten Einsparpoten-
ziale. „Das Aggregat der Kühlkammer 
ist schon 30 Jahre alt und undicht und 
verballert total viel Energie. Das Ding 
ist eigentlich tot, aber super teuer, des-
halb müssen wir damit auskommen“, 
sagt Schiller. Weil die Kühlung schwie-
rig an- und auszuschalten sei, laufe sie 
ununterbrochen, auch wenn keine Ver-
anstaltungen stattfinden.

Schiller würde gern auf dem Dach 
eine Photovoltaikanlage installieren 
und die daraus gewonnene Energie 
für die Getränkekühlung nutzen. Ein 
solcher Wechsel zu einem nachhalti-
gen Stromanbieter sei der „einfachste 
und größte Schritt“, um CO2 zu reduzie-
ren, erklärt Katharina Wolf. „Wenn der 
Strom aus ausschließlich erneuerbaren 
Energien kommt, kann man bis zu 80 
Prozent CO2 einsparen.“

Für eine entsprechende Anlage auf 
dem Dach fehle dem SO36 jedoch das 
Geld, sagt Schiller. Die letzten Förder-
programme, die der Club während der 
Pandemie erhalten habe, seien in neue 
Klos gesteckt worden. Wegen der hohen 
Lärmemission habe das SO36 im ver-
gangenen Jahr zudem in einen Anbau 
investiert, der als Schallschutz fungiert. 
Nun ist das Geld erst einmal aus.

Der Kostenfaktor ist eine Hürde auf 
dem Weg in Richtung Nachhaltigkeit. 
„Häufig muss man aber auch keine gro-
ßen Investitionen tätigen“, sagt Wolf. 
„Verhaltensänderungen machen ex-
trem viel aus.“ Etwa das Ausschalten 
der Kühlschränke an veranstaltungs-
freien Tagen oder die Erhöhung der 
Kühlschranktemperatur um ein Grad. 
„Allein dadurch werden sechs Prozent 
weniger Strom verbraucht.“ Vor Ort 
versuchten sie ja bereits zu erkennen, 
wo der Club durch Verhaltensänderun-
gen direkt Energie einsparen könnte, 
so Wolf. Matti Zickrow und Daniel 
Schiller sind sich dessen bewusst. Sie 

sehen großen Optimierungsbedarf, 
auch und vor allem im Verhalten der 
Mitarbeiter*innen.

Ein Bereich, in dem sie geschult wer-
den müssten, sei die Luftzufuhr. „Bei 
einer Lesung mit 50 Leuten braucht 
man eine andere Luftzufuhr als bei ei-
ner Veranstaltung mit 500 feiernden, 
schwitzenden Gästen“, sagt Schiller. 
Viele Mitarbeiter*innen seien damit 
jedoch nicht vertraut und verbrauch-
ten zu viel Energie durch übermä-

ßige Luftzufuhr. Energieberater Vol-
ker Stahl platziert deshalb neben der 
Bar ein Messgerät, dass die kommen-
den zwei Wochen die Luftqualität in der 
Halle messen soll.

Auf den Toiletten werden derweil 
Wassermassen und Druckverhältnisse 
überprüft. „Drei, zwei, eins …“: Krüm-
mel betätigt den Wasserhahn, darunter 
hält er eine Plastiktüte. Saracino stoppt 
die Zeit. Das Ergebnis: unter sechs Liter 
pro Minute. „Fantastisch“, sagt Krüm-
mel. Meistens käme bei Clubs ein Wert 
von zwölf Liter pro Minute raus.

Die berühmte Westberliner Kultin-
stitution ist in Sachen Nachhaltigkeit 
vergleichsweise gut aufgestellt. „Aber 
wir finden immer was“, sagt Krümmel. 
Saracinos Liste mit Einsparpotenzia-
len ist nach dem Rundgang dann auch 
lang: Der Club könnte Biomüll trennen, 
die Händetrockner („Keimschleudern“ 
und „Stromfresser“) durch eine andere 
Marke ersetzen, „die sogar eine bes-
ser Ökobilanz haben als Papier“, auch 
könnte das SO36 wasserlose Urinale 
einbauen.

Dabei hat sich in dem Club seit dem 
letzten Beratungsbesuch Krümmels 
vor 13 Jahren schon einiges getan. Die 
Lichter wurden auf LED umgestellt, an 

den Heizungen wurden regelbare Ther-
mostate angebracht. Trotzdem ist noch 
viel zu tun. Nachhaltigkeit, heißt es, ist 
nun mal ein andauernder Prozess.

Nach dem Ende der Besichtigung 
geht die Arbeit für Clubtopia erst rich-
tig los. „Wir berechnen dann die Ver-
bräuche der Geräte und stellen einen 
Energiebericht zusammen, in dem 
Strom-, Heiz- und Müllkosten detail-
liert aufgelistet werden“, erklärt Wolf. 
Anschließend stellen sie den Clubs vor, 
in welchen Bereichen sie CO2-Einspa-
rungspotenziale sehen. „Danach be-
gleiten wir die Clubs weiter und ver-
binden sie bei Bedarf mit Expert*innen 
aus unserem Netzwerk.“ Nach rund ei-
nem Jahr wird der Erfolg der Energiebe-
ratung ausgewertet. „Der Prozess dau-
ert am Ende mehrere Monate bis ein 
Jahr“, sagt Wolf.

Es ist 13 Uhr, Saracino und Krümmel 
haben jeden Winkel des Ladens inspi-
ziert. Zum krönenden Abschluss unter-
zeichnet Matti den „Code of Conduct“ 
von Clubtopia, eine freiwillige Selbst-
verpflichtung für Kulturbetriebe, um 
möglichst klimaschonend zu wirt-
schaften. Bereits unterzeichnet haben 
den bereits Clubs wie das Schwuz und 
das Yaam, im vergangenen Jahr hat 
Clubtopia den „Code of Conduct“ für 
Festivals erweitert.

„Wir organisieren auch Nachhaltig-
keitsworkshops und Netzwerkveran-
staltungen, um einen Austausch und 
Wissenstransfer in der Szene herzustel-
len“, berichtet Wolf. Denn viele Clubs 
haben die gleichen Probleme, daher 
sollten sie sich vernetzen und unter-
stützen. Seit April dieses Jahres koope-
rieren etwa das SO36 und das Yaam, 
nachdem der Club am Ostbahnhof in 
finanzielle Schieflage geraten war. Eine 
Zusammenarbeit, die die Berater*in
nen schätzen.

„Die Clubkultur ist Berlins Tafel-
silber“, sagt BUND-Referent Matthias 
Krümmel. Das werde von der Landes-
politik längst nicht in ausreichendem 
Maß gewürdigt, auch nicht hinsichtlich 
der Unterstützung von Nachhaltigkeits-
konzepten. Nicht zuletzt Wirtschaftsse-
natorin Franziska Giffey (SPD) fremdele 
bislang mit der Clubkultur. Die von der 
Clubcommission im Auftrag der Wirt-
schaftsverwaltung erarbeitete „Night-
time Strategy“ für die Nachtökono-
mie würdigt Krümmel gleichwohl als 
einen guten ersten Ansatz: „Sie muss 
aber nachschärfen in puncto Nachhal-
tigkeit.“ Wenn es um die Umsetzung 
geht, brauche es zudem nicht nur Im-
pulse aus der Wirtschaft, sondern auch 
aus der Kultur.

Krümmel sagt: „Technisch sind alle 
Lösungen längst da, die Umsetzung ist 
trocken Brot.“ Es geht um Technik und 
Energie, Wassersparen und Mülltren-
nung. Viele Clubs könnten die Lösun-
gen jedoch nicht umsetzen. Daher brau-
che es Menschen mit Sachverständnis, 
die das anleiten. Krümmels Forderung: 
Es brauche Förderprogramme für Lehr-
gänge im Bereich Nachhaltigkeit. „Die 
Clubs sollen nicht nur nachhaltig glit-
zern, es muss auch umgesetzt werden.“

Beim Verlassen des SO36 tanzen die 
Sonnenstrahlen noch immer in der Dis-
cokugel über dem Eingang. Immerhin, 
es glitzert schon mal.

„Nachhaltig 
heißt ja nicht, 
dass es nicht 
knallen soll“
Matthias Krümmel, BUND

Das Projekt Clubtopia 
berät Kulturbetriebe 
in Sachen 
Nachhaltigkeit und 
Klimafreundlichkeit. 
Ein Besuch im 
Kreuzberger SO36

Die 
Heinzelmännchen 
der Clubszene

Auch im SO36 
gilt: Keine 
Party ohne 
Discokugel
Foto: Steve 
Braun

Von Lilly Schröder

Die Berater*innen von Clubtopia in Aktion   Foto: Steve Braun
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M
it der Ringbahn 
bin ich zur Heer-
straße gefahren, 
radle zum Teufels-

see. Abgeschmolzener Toteis-
brocken … Gletscher … Eiszeit 
– solche Worte gehen mir zu 
diesem Gewässer durch den 
Kopf und kühlen bereits jetzt 
die unaussprechliche Hitze, 
die mich umwabert, wäh-
rend ich die wie flüssig flim-
mernde Teufelsseechaussee 
hinuntersause. Eiszeit! Das 
Baden im hoffentlich eiszeit-
kalten See sowie die schleck-
bare Eiszeit am Stil nach dem 
Schwimmen kann ich kaum 
erwarten. Ein Auto voller Aus-
gebadeter kommt mir entge-
gen auf meiner Fahrt. Ziem-
lich rasant unterwegs, finde 
ich, und sehe im nächsten 
Moment, dass ein Vogel, der 
die Fahrbahn vor dem Flit-
zer passieren wollte, dessen 
Stoßstange touchiert und 
unters Auto gerät. Liegen-
bleibt. Ein Grünspecht. Ach, 
der Arme, denke ich weiter-
fahrend. Gut möglich, dass es 
auch ihn zum Wasser zog an 
diesem heißen Tag, wo die Ra-
benkrähen in der Innenstadt 
schon vor Stunden mit weit 
aufgesperrten Schnäbeln um 
Kühlung rangen. Kurz darauf 
sehe ich meinem Fahrrad da-
bei zu, wie es abbremst, wen-
det und mit mir zurück Rich-
tung Vogel strebt. Tatsächlich 
liegt er leblos in der Mitte der 
Fahrbahn. 

Ich hatte mich also nicht 
getäuscht, dieser Vorfall 
war nicht halluziniert, war 
keine Fata Morgana gewe-
sen. Schon nähern sich ihm 
zwei Fahrzeuge in kurzem 
Abstand. Das erste über-
fährt ihn berührungslos mit-
tig, das zweite steuert direkt 
auf den Vogel zu, wohl ohne 
ihn zu bemerken. Aber noch 
bevor ein Vorderreifen es er-
fasst, erhebt sich das bis da-
hin reglose Tier blitzschnell 
vom glutheißen Asphalt. 
Fliegt auf und davon. Damit 
hatte ich nicht gerechnet. 
Verblüffend. Ich atme durch. 
In mir klingt die Strophe ei-
nes alten Liedes an, das die 
Geschicke eines Vogels be-
singt: „Da spreizt er sein Ge-
fiedere, guck guck, guck guck, 
und flog dahin wohl übern 
See.“ � Felix Primus

berliner szenen

Grünspecht, 
Rabenkrähe, 
Hitze

Die Frau hat ihren Betrachter*innen den 
Rücken zugewandt. Sie ist nackt, sitzt 
breitbeinig auf einem Stuhl, aufrecht, 
mit der Brust an der Rückenlehne. Sie 
zeigt ihr Hinterteil, aber weder Brust, 
noch Geschlecht, während sich im Hin-
tergrund üppige rote Tulpen in einer Bo-
denvase in die Höhe recken. Ganz bei sich 
wirkt die Frau, stark und schön, kein biss-
chen gefällig. Das Bild stammt aus dem 
Jahr 1966. Gemalt hat es Pan Yuliang, ge-
boren 1895 in China, gestorben 1977 in Pa-
ris. Pan Yuliang gilt als erste chinesische 
Malerin, die im westlichen Stil arbeitete. 
Ihre Werke, bevorzugt weibliche Aktge-
mälde und -Zeichnungen, bei denen es 
sich oft um Selbstporträts handelt und 
mit denen sie dem male gaze ihrer Zeit-
genossen ihren eigenen entgegensetzte, 
sind inzwischen in einigen Sammlungen 
vertreten, stießen zu ihrer Zeit jedoch in 
China auf Ablehnung. Wegen ihrer Sujets 
und wegen Pan Yuliangs Vergangenheit 
als Prostituierte. Zu sehen sind zwei da-
von gerade in der Gruppenausstellung 
„Twilight is a Place of Promise“ bei Es-
ther Schipper.

Versammelt sind dort Werke von 19 
Malerinnen, internationaler Herkunft, 
divers auch in Bezug auf ihr Alter. Pan 
Yuliang ist die älteste unter ihnen, die 
nigerianisch-amerikanische mittler-
weile in Berlin lebende Künstlerin Mo-
nilola Olayemi Ilupeju, geboren 1996, die 
jüngste. Ilupeju ist unter anderem mit ei-
nem sensiblen Porträt ihrer Mutter ver-
treten, abgemalt vermutlich von einer 
Fotografie. Es zeigt die Mutter als junge 
Frau, kurz nachdem sie in die USA aus-
gewandert ist. Etwas verkrampft sitzt sie 
auf einem Lehnstuhl, blickt unsicher aus 
dem Bild und in eine ungewisse Zukunft. 
Surrealer hingegen die Bilder von Bet-
tina von Arnim, über die sich geometri-
sche Landschaften erstrecken, oder auch 
jene von Huguette Caland, in denen sich 
Körper in Linien und Formen aufzulösen 
scheinen.

Fast schon musealen Umfang hat die 
Schau. Lose knüpft sie an „L’Invitation au 
voyage“ an, die ebenfalls rein weiblich 
besetzten Ausstellung der Galerie aus 
dem Frühling 2021, die damals, während 
Covid, als das Fernweh groß war, mehr 
oder weniger direkt vom Reisen erzählte. 
Gewissermaßen auch an die Überblicks-
schau zu zeitgenössischer Kunst aus Süd-
korea „Dui Jip Ki“, die bei Esther Schipper 
im vergangenen Sommer zu sehen war. 
Eine schöne Tradition scheint sich da zu 
entwickeln, mit kuratierten Ausstellun-
gen das Programm zu erweitern.

Auf andere Art und Weise abgestimmt 
auf die Jahreszeit ist die aktuelle Ausstel-
lung bei Max Goelitz. Ju Young Kim, ge-
boren 1991 in Seoul, zeigt dort ihre erste 
Einzelausstellung. Erst kürzlich hat die 
Künstlerin ihren Abschluss an der Kunst-
hochschule in München gemacht – und 
ist schon bereit abzuheben. „Aeroplas-
tics“, der Titel deutet es schon an: Die 
Künstlerin arbeitet mit Flugzeugteilen. 
Hightechversatzstücke ausgesonderter 
Flieger kombiniert sie mit Bleiglasele-
menten, wie man sie aus dem Jugend-
stil kennt, beispielsweise tauscht sie die 
Scheiben von Flugzeugfenstern mit sol-
chen aus. In die Mitte des großen Gale-
rieraums hat die Künstlerin einen Flug-
zeug-Dreisitzer platziert, reduziert nur 
auf die Aluminiumschalen. Besonders 
bequem wäre es nicht, auf diesen den At-
lantik zu überqueren, die Souvenirs sind 
dafür schon da: Auf einem Tabletttisch 
hat Ju Young Kim in Bronze gegossene 
Miesmuschelschalen arrangiert. Verbirgt 
sich in ihrer Anordnung womöglich eine 
Botschaft? An nautische und aeronauti-
sche Karten erinnern wiederum die Ele-
mente, die sie in einen Bordtrolley ein-
gesetzt hat. Was ist das Ziel der Reise? Es 
scheint eigentlich nicht darauf anzukom-
men. Was Ju Young Kim liefert, sind form-
schöne, präzise konstruierte Metaphern 
für die Übergänge, die Transferzustände 
des Lebens.� Beate Scheder

kunstraum

Reisen in der Dämmerung

Antonia Herrscher, Noemi Molitor  |  Friedrichstraße 21, 10969 Berlin  |  plan@taz.de

Der Begriff „Halo“ stammt aus dem Grie-
chischen und heißt eigentlich Scheibe. 
In verschiedensten Kontexten wird das 
Wort jedoch verwendet, um Lichtbre-
chungen zu beschreiben. Und das in 
eine Vorstellung von Klang übersetzt, 
beschreibt den Sound des Indietronica-
Duos Halo tatsächlich recht treffend. Ihr 
Album „In The Company Of No One“ hat 
eine funkelnd-flirrende und doch un-
aufdringliche Anmutung, fern der brä-
sig-muffigen Muckeligkeit, die im hiesi-
gem Indiepop oft mitschwingt. Eher ste-
hen Masha Qrella und Julia Kliemann in 
der Tradition von Bands wie Stereolab 
oder New Order. 

Kryptische Textfragmente, die we-
nig erklären, aber Assoziationsräume 
aufmachen, stehen neben krautigen In
strumentalpassagen. Auch an Arab Strap 
erinnert ihr abgehangener Groove bis-
weilen. Erstmals begegneten sich die Mu-

sikerinnen auf dem Flughafen Bandara-
naik in Sri Lanka, benannt nach der ers-
ten frei gewählten Regierungschefin der 
Welt – weswegen das postpunkige Finale 
des Albums auch deren Namen trägt. 
2010 kam es zur Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden: Qrella stand seiner-
zeit nach dem Ende ihrer Postrock-Bands 
Mina und Contriva am Anfang ihre Solo-
karriere, Klieman war noch eine Hälfte 
des Folktronica-Duos Komëit. 

Die rudimentären Songs lagen jahre-
lang in der Schublade: Warum, wissen die 
beiden heute selbst nicht mehr. Der trei-
bende Opener heißt dementsprechend 
„All The Years“. Doch nun sind sie in der 
Welt – zum Glück. Und klingen dank mo-
derner Produktion und der vielen Inst-
rumente, die die Multiinstrumentalistin 
Qrella einbringt, nicht nach Skizze oder 
Homerecording, sondern höchst rund.
� Stephanie Grimm

berlinmusik

Das Licht bricht sich rund

Ausstellungs-
ansicht: 
Twilight is a 
Place of 
Promise, 
Esther 
Schipper, 
Berlin, 2024
Courtesy the 
artist and 
Esther 
Schipper, Berlin 
/ Paris/Seoul, 
Photo © 
Andrea 
Rossetti

„Twilight is a 
Place of 
Promise“. 
Esther 
Schipper, bis 
24. August, 
Di.–Sa. 11–18 
Uhr, Potsda-
mer Str. 81 E, 
www.esther-
schipper.com
Ju Young Kim: 
„Aeroplastics“. 
Max Goelitz, 
bis 27. Juli, 
Do.–Sa. 13–18 
Uhr, Rudi-
Dutschke-Str. 
26, www.
maxgoelitz.
com

Halo: „In The 
Company  
Of No One“ 
(Edition Dur/
Fun in the 
church)

taz plan:

Der geplante Zaun um den 
Görli steht für die Vision ei-
ner völlig kontrollierbaren 
Stadt. Dagegen hilft nur eins: 
Zusammen ungehorsam wer-
den. Ein Aktions-Tag & Nacht 
zeigt Ideen auf, wie das gehen 
kann. Es gibt eine Kids- und 
eine Kiezversammlung, Aus-
stellungen, Filmscreenings, 
einen Nachtspazierung und 
vieles mehr.

Ab Donnerstag, 18. 7., 
Görlitzer Park, 16 Uhr
Die Kolumne: taz.de/tazplan

Tag und Nacht 
im Görli

Timm Kühn  
bewegung

taz plan der taz.plan erscheint in der taz  
mittwochs und freitags. mehr kulturtipps 

und alle kolumnen auf taz.de/tazplan

Esther Schipper öffnet ihre Räume für eine umfangreiche 
Malereiausstellung. Bei Max Goelitz hebt Ju Young Kim ab

Mi 17. Juli 21:15 // dt. Fassung
DIRTY DANCING
„Mein Baby gehört zu mir!“
Es ist endlich wieder soweit!

Do 18. Juli 21:00 // engl.m.dt.Ut
Zu Gast Wim Wenders:
PARIS TEXAS
Die Premiere der in 4K restaurierten
Fassung des großen Klassikers.

Fr 19. Juli 21:15 // engl.m.dt.Ut
THE FALL GUY
Der Stuntman Comedy Hit mit Ryan
Gossling und Emily Blunt.

Sa 20. Juli 21:15 // dt. Fassung
MORGEN IST AUCH NOCH
EIN TAG
Der Publikumshit aus Italien, erobert
auch hier die Kinoherzen.

So 21. Juli 21:15 // engl.m.dt.Ut
THE BIG LEBOWSKI
Der Dude lebt. Oh yes.

Mo 22. Juli 21:15 // engl.m.dt.Ut
DRIVE-AWAY DOLLS
Ein lesbisch, queeres Roadmovie von
Ethan Coen. “Schmutzig, enorm ko-
misch und nie jugendfrei.“ Deutschlandfunk Kultur

#freiluftkinofriedrichshain

präsentiert:
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berlinberlin

rKulturquartie
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Kontroverse Themen, integre
Gäst:innen, hitzige Debatten,

kühle Drinks – das alles und viel
mehr bieten Ihnen unsere taz Talks.

Entweder live in der taz Kantine oder in den
digitalen Welten: Schalten Sie einfach bequem
von zu Hause ein – die Drinks müssen Sie dann

allerdings selber mischen.

Alle aktuellen und vergangenen Talks zum Dabeisein
und Nachschauen finden Sie hier: taz.de/talks.

talk

IN BEWEGUNG
DIE FILME VON THOMAS ARSLAN
15.6.–4.8.2024 IM KINO ARSENAL

Recherchen | Reportagen | Hintergründe

… aus anderen Ländern kosten viel Geld. Korres-
pondent*innenmüssen reisen, um herauszu-
finden, was wirklich passiert. Deshalb gibt es
seit 2011 den Förderverein „Recherchefonds
Ausland e. V.“, der Mittel für die Auslandsbericht-
erstattung der taz zur Verfügung stellt. Bisher
wurden rund 100 Reisen finanziert.

recherchefonds ausland

Unterstützen Sie uns mit einer Spende.
Fördermitgliedschaft ab 60 € jährlich.

Wir hoffen auf Sie!
Für eine kritische, hintergründige
taz-Auslandsberichterstattung.

www.taz.de/auslandsrecherche
IBAN DE 43 1005 0000 6604 1070 25
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Eine Art Adventskalender für die Konzerte des 
Weltstars Taylor Swift hat sich das Hamburger 
Abendblatt ausgedacht. Ab heute bietet es ei-
nen täglichen Newsletter zu der Sängerin, die 
mehrere Hundert Millionen Fans weltweit hat. 
Der südwester ist gespannt, was darin wohl zu 
lesen sein wird. Der Blick ins Netz weckt Er-
wartungen: „So musst Du nicht aufs Klo“, tea-
sert das Internetportal watson: Auf Vorrat trin-
ken – vor allem Elektrolyte nehmen, nochmal 
püschern, um den Stehplatz vor der Bühne zu 
behalten, wird hier empfohlen. „Swifties“, also 
Hardcore-Fans, wollen angeblich sogar Win-
deln tragen oder Inkontinenzhosen. Ums Aus-
sehen geht‘s hier offenbar mal nicht – nur um 
den flotten Pop.

südwester 

Wie Weihnachten

Abo 030 - 259 02 - 590 | Anzeigen 030 - 259 02 - 314 anzeigen@taz.de | Redaktion 040 - 38 90 17 - 0 redaktion@taz-nord.de

Zwei Tage nach 
einer Lungen-
OP: Natasa L., 
gefesselt im 
Krankenhaus-
bett des UKE
Foto: Lea 
Mechsner

Von Katharina Schipkowski

Als die Anwältin Lea Mechsner am 
vorvergangenen Sonntag die On-
kologiestation im Hamburger Uni-
versitätskrankenhaus Eppendorf 
(UKE) betrat, erlebte sie eine un-
schöne Überraschung. „Man wollte 
mich zuerst gar nicht rein lassen“, be-
richtet Mechsner der taz. Zwei Jus-
tizvollzugsbeamte des Gefängnis-
ses Billwerder bewachten das Be-
handlungszimmer von Natasa L. 
Als Mechsner sich schließlich doch 
Zugang zu ihrer Mandantin ver-
schaffte, war diese mit Fußfesseln 
ans Bett gekettet. „Man behandelte 
sie wie eine Schwerverbrecherin“, 
kritisiert Mechsner. Die Anweisung 
dazu sei von der Leiterin des Frauen-
gefängnisses Billwerder gekommen, 
die sich damit über ein Gerichtsur-
teil hinwegsetzte. 

Dabei ist Natasa L. keine Schwer-
verbrecherin. Seit 2022 sitzt sie in 
der Justizvollzugsanstalt (JVA) Bill-
werder, im Frauenknast. Ihre In-
haftierung beruht auf zahlreichen 
Diebstahl- und EC-Kartenbetrugs-
delikten. L. klaute in Supermärkten, 
Bekleidungsgeschäften und Res-
taurants, entwendete Brieftaschen 
und Handtaschen. Im Bundeszent-
ralregister liegen 47 Einträge zu ih-
rer Person vor, fast alle davon sind 
Diebstähle oder EC-Karten-Betrüge, 

oft auch unter Bewährungsauflagen. 
L. ist spielsüchtig.

L.s Haftstrafe ist derzeit bis zum 
Jahr 2032 angeordnet, doch das 
wird sie wahrscheinlich nicht mehr 
erleben. Die 53-Jährige ist unheil-
bar krebskrank, sie hat Metastasen 
im Darm, in den Knochen und der 
Lunge. Sie hat Operationen, Che-
motherapie und Bestrahlung hin-
ter sich, aber mittlerweile dient die 
Behandlung nur noch der Lebenser-
haltung und Schmerzlinderung.

Wenn die Inhaftierte zur Behand-
lung ins UKE muss, fährt ein Gefan-
genentransporter sie dort hin. Zwei 
Justizvollzugsbeamte fahren mit 
ihr. An Händen oder Füßen werden 
L. zudem Stahlfesseln angelegt, die 
ihr weder in den Fluren des Kranken-
hauses noch auf der Station abge-
nommen werden. Wenn es nach der 
JVA geht, soll L. selbst in der Röhre 
zur Magnetresonanztomographie 
(MRT) gefesselt sein. Ihre Stahlfes-
seln könnten zu diesem Zweck ab-
genommen und gegen Kunststoff-
fesseln getauscht werden, empfiehlt 
die Haftanstalt in einem Schreiben.

Ist es wirklich nötig, die schwer-
kranke Frau durchgehend zu fesseln? 
„Natürlich nicht“, sagt Mechsner. „Es 
ist ein unnötiger und unverhältnis-
mäßiger Eingriff in das Persönlich-
keitsrecht meiner Mandantin.“ Die 
Fesselung stelle eine zusätzliche Be-

Gefesselt  
bis der Arzt kommt

Die Inhaftierte Natasa L. ist unheilbar 
an Krebs erkrankt. Obwohl sie nur 

wegen Diebstahls einsitzt, muss sie 
bei jedem Behandlungsschritt 

gefesselt sein. Das ist 
menschenunwürdig, findet das 

Gericht. Doch die Haftanstalt setzt 
es trotzdem durch

lastung für die ohnehin schwer be-
lastete Patientin dar, außerdem stig-
matisiere es sie gegenüber dem Kli-
nikpersonal. Der zusätzliche Stress 
könne sich negativ auf die Gesund-
heit ihrer Mandantin auswirken.

Anfang Juli musste Natasa L. ei-
nige Tage im UKE verbringen. Durch 
eine Operation an der Lunge wollten 
die Ärzte Klarheit darüber gewin-
nen, ob sich dort weitere Primär-
karzinome befänden. Im April be-
antragte Mechsner bei Gericht, dass 
die Behandlung ohne Fesseln erfol-
gen würde. „L. wird nicht fliehen“, 
argumentierte Mechsner. „Dazu ist 
sie körperlich gar nicht mehr in der 
Lage.“ Zudem wolle sie die wenige 
Zeit, die ihr noch vom Leben bliebe, 
mit ihren fünf Kindern verbringen. 
Außerdem habe sich L. in der Vergan-
genheit kooperativ gezeigt, sich ih-
rer Haft freiwillig gestellt und keine 
Fluchtversuche unternommen.

Die Leiterin des Frauengefängnis-
ses argumentierte dagegen. L. habe 
ja gar keine Chance mehr auf Hei-
lung. Daher würde sie es wohl bevor-
zugen, den Rest ihres Lebens mit ih-
ren Kindern in Freiheit zu verbrin-
gen. „Als serbische Staatsangehörige 
und Mitglied der Volksgruppe der 
Roma ist außerdem anzunehmen, 
dass sie über eine erhebliche An-
zahl an Kontakten in Serbien und 
Umgebung verfügt, um eine Flucht 
zu ermöglichen“, schreibt die JVA. L. 
besitze derzeit nicht mal einen Auf-
enthaltstitel.

Das Hamburger Landgericht 
folgte der Anwältin. „Eine Fesse-
lung in den Behandlungszimmern 
verstößt gegen die Menschenwürde“, 
stellte die Kammer fest. Die Richte-
rin ordnete an, Natasa L. dort die 
Fesseln abzunehmen. Auf dem „un-
übersichtlichen Gelände des Univer-
sitätsklinikums“ solle sie hingegen 
weiter gefesselt sein.

Doch Mechsner misstraute der 
JVA-Leitung. Sie befürchtete, diese 
würde die Anordnung des Gerichts 
so auslegen, dass Natasa L. lediglich 
im OP-Saal ungefesselt sein dürfte. 
„Bitte versichern Sie mir, dass die 
‚Behandlung‘ von Frau L. bis zu ih-
rer Entlassung aus dem Kranken-
haus andauert“, schrieb die An-
wältin der JVA. „Sehr geehrte Frau 
Mechsner, Ihre Mandantin wird 
während der gesamten im UKE 
stattfindenden Behandlung nicht 
gefesselt“, antwortete der stellver-
tretende Leiter der Einrichtung, 
Martin Höfinghoff. 

Doch die JVA hielt sich nicht an 

ihr Wort, wie Mechsner bei ihrem 
Besuch am Sonntag nach der OP 
feststellen musste. Mit „Behand-
lungszimmer“ sei nicht das Stati-
onszimmer gemeint gewesen, in-
terpretierte die JVA den Gerichts-
beschluss, wie Mechsner es bereits 
befürchtet hatte. Dass die JVA-Lei-
tung dies in der schriftlichen Kom-
munikation auch noch zu verschlei-
ern versucht habe – „Das macht mich 
unfassbar wütend!“, sagt Mechsner 
gegenüber der taz. Die Patientin sei 
auf dem Stationszimmer an ein Be-
atmungsgerät angeschlossen so-
wie mit Drainage und Schmerzme-
dikation versorgt, daher sei es sehr 
wohl ein Behandlungsraum. Und 
selbst, wenn nicht: „Zwei JVA-Be-
dienstete im Zimmer der gerade an 
der Lunge operierten Krebspatien-
tin sollten wohl ausreichen, um die 
Fluchtgefahr zu bannen.“ L. sei rigo-

ros von ihrer Familie abgeschirmt 
worden, hätte keinen Besuch emp-
fangen dürfen. Einige Tage vor ih-
rer OP hätten ihr die Justizbediens-
teten sogar gesagt, der OP-Termin sei 
abgesagt worden – damit niemand 
aus ihrer Familie auf die Idee kom-
men würde, sie zu besuchen. Erst auf 
Druck der Anwältin teilte die Anstalt 
ihr mit, der Termin würde doch statt-
finden. L. sei wütend und traurig ge-
wesen, berichtet Mechsner. „Dass die 
JVA nicht in der Lage oder willens ist, 
eine schwerkranke Frau würdig zu 
behandeln, finde ich sehr bedenk-
lich“, sagt Mechsner. Die für die JVA 
zuständige Justizbehörde schaffte es 
nicht, sich innerhalb von zwei Tagen 
auf entsprechende taz-Anfragen zu 
äußern. 

Mechsner kündigte an, Fachauf-
sichtsbeschwerde gegen die JVA-Lei-
tung einzulegen. Außerdem bean-
tragte sie bei Gericht die Feststellung 
der Rechtswidrigkeit. Ihre Mandan-
tin ist zwar mittlerweile aus dem 
UKE entlassen und zurück in der 
JVA. Doch ins UKE wird sie noch ei-
nige Male gebracht werden müssen. 

„Dass die JVA nicht 
willens ist, eine 
schwerkranke Frau 
würdig zu behandeln, 
finde ich sehr 
bedenklich“
Lea Mechsner, Anwältin
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U
nser Telefon macht Zicken und meine 
Frau Eminanim schickt mich darauf-
hin zum Telekom-Laden. Zwei Stun-
den lang versucht der pickelgesich-

tige Junge dort, mir irgendein XXL-Super-
Speed-10.000-Kram-Entertainment-Paket zu 
verkaufen, das ich vehement ablehne. Aber 
trotzdem landet es noch vor mir bei uns zu 
Hause. Und das gleich zweifach!

„Osman, du treibst dich stundenlang in 
diesem Laden rum, aber unser Telefon ist im-
mer noch tot! Stattdessen bekommen wir im-
mer wieder völlig unnötiges Zeug geliefert“, 
schimpft meine Frau.

Also trotte ich am nächsten Tag wieder zum 
Telekom-Pickel-Jugendheim. Es empfängt 
mich ein anderer Jugendlicher, fast noch ein 
Kind. Ist Kinderarbeit nicht in Deutschland 
verboten?

„Junger Mann, ich habe es ausdrücklich tau-
send Mal gesagt, dass ich dieses sogenannte 
XXL-Mega-Dingsbums nicht haben will! Aber 
zum zweiten Mal haben Sie es mir zuge-
schickt!“, rufe ich sehr laut durch den Laden, 
aber die beiden Jugendlichen der letzten Tage 
sind gar nicht da. Das scheint Firmenpolitik zu 
sein, damit man sie nicht zur Verantwortung 
ziehen kann. Oder ist das hier etwa der Tele-
kom-Kindergarten und die richtigen Mitarbei-
ter erledigen ihren Dienst woanders?

„Also mein Herr, im Computer steht, dass 
Sie unser Super-Mega-Speed-200.000-XXL-
Entertainment-Paket sehr wohl bestellt ha-
ben. Freuen Sie sich drauf, das kriegt nicht je-
der. Die Leute stehen Schlange dafür“, flötet der 
Jugendliche im Stimmbruch.

„Ich weiß, bei der Post stehen die ganzen 
Leute Schlange, um den Schrott wieder zurück-
zuschicken! Seit Tagen flehe ich euch an: Bitte, 
bitte, ich will das nicht! Ich will nur, dass mein 
Telefon funktioniert!“

„Mein Herr, unser Computer kontaktiert un-
sere Mitarbeiter sofort, damit der Kunde mög-
lichst schnell die gewünschte Ware bekommt, 
ist das nicht toll?“, quietscht er wie ein schlecht 
geöltes Türscharnier.

„Es ist aber nicht gewünscht, verdammt! Ich 
will diesen Super-Mega-Ärger-Kram nicht! Ich 
will nur, dass Sie unser Telefon reparieren!“

„Das geht aber nicht so schnell. Der Kollege, 
der für die Anschlüsse zuständig ist, kommt 
alle 14 Tage aus Bonn.“

„Ich fass es nicht! Kann die Telekom etwa in 
ganz Bremen keinen einzigen Techniker fin-
den, der mein Telefon anschließt, oder was?“

„Techniker haben wir schon, aber um die 
Anschlüsse kümmern sich ausschließlich un-
sere Subs!“

„Was sind denn jetzt Subs? Wieder so ein un-
nützes Gerät, mit dem Sie mich schikanieren?“

„Subs sind unsere Subunternehmer. Keine 
Sorge, wir werden Sie noch rechtzeitig schrift-
lich benachrichtigen, wann der Sub bei Ihnen 
vorbeischauen wird.“

Am nächsten Tag bekommen wir aber an-
statt des Subs zunächst eine dicke Rechnung 
für den ersten XXL-Speed-Entertainment-Mist, 
den wir selbstverständlich nicht haben wollten. 

Daraufhin droht meine Frau mit der Schei-
dung. Im Eifer des Gefechts wird es mir aber 
nicht deutlich, ob sie sich von mir oder von der 
Telekom scheiden lassen will.

Osman bekommt 
Super-Mega-Speed

Osman Engin
alles getürkt
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Eine Milliarde für Wasserstoff
Für Wasserstoffprojekte sollen Milliardensum-
men nach Niedersachsen fließen. Allein in dem 
Bundesland sind demnach 1,28 Milliarden Euro 
vorgesehen. Mit den Investitionen werde das Bun-
desland zum „grünen Wasserstoffland Nummer 
eins“, sagte Niedersachsens Umwelt- und Energie-
minister Christian Meyer (Grüne). Insgesamt in-
vestieren Bund und Länder 4,6 Milliarden Euro 
für 23 Projekte, wie das Wirtschaftsministerium 
in Berlin mitteilte. (dpa)

Strafbefehl für Kinder-Randale
In einem Prozess nach der Verwüstung einer 
Schule hat das Amtsgericht Osnabrück gegen die 
Angeklagte in Abwesenheit einen Strafbefehl er-
lassen. Die Geldstrafe beträgt 150 Tagessätze zu je 
zehn Euro. Die beiden Jungen waren im Juli 2020 
in eine Schule eingedrungen und hatten dort ei-
nen Sachschaden von 150.000 Euro verursacht. 
Der Mutter wird vorgeworfen, ihrer Aufsichts-
pflicht über ihre damals elf und zwölf Jahre al-
ten Kinder nicht nachgekommen zu sein. (dpa)

Handwerk zum Ausprobieren
Mit einem freiwilligen Handwerksjahr (FHJ) soll 
Interessierten die Möglichkeit gegeben werden, 
innerhalb von zwölf Monaten vier verschiedene 
Handwerksberufe kennenzulernen. Für jeweils 
drei Monate können Jugendliche und Studien-
zweifler in einen Betrieb gehen und einen Hand-
werksberuf ausprobieren, teilt die Handwerks-
kammer Lübeck mit. In dem FHJ könne nun be-
reits vor Ausbildungsstart getestet werden, ob ein 
Ausbildungsberuf zu einem passt. (dpa)

Land unterstützt Welcome Center
Mit insgesamt rund einer Million Euro fördert das 
niedersächsische Arbeits- und Sozialministerium 
sieben „Welcome Center“ für zugewanderte Fach-
kräfte im Land. Zu den Aufgaben der Beratungs-
stellen gehört es, Unternehmen bei der Fachkräf-
tegewinnung zu unterstützen. Sie sollen zudem 
Menschen aus dem Ausland ein Ankommen auf 
dem jeweiligen Arbeitsmarkt der Region erleich-
tern, wie das Ministerium am Dienstag in Han-
nover mitteilte. (epd)

nachrichten

Rücktritt als Protest: Osnabrück hat mit Anna-Magdalena Papadopoulos die Vorsitzende 
seines Migrationsbeirats verloren. Sie wirft der Stadt Missachtung und Rassismus vor

Vielfalt soll nicht 
anstrengend sein

Von Harff-Peter Schönherr

In einer Stadt, die sich „Friedens-
stadt“ nennt, die den Yilmaz-
Akyürek-Preis für Integration 
verleiht und nicht müde wird, 
die Achtsamkeit ihrer Willkom-
menskultur zu betonen, dürfte 
der Migrationsbeirat eigentlich 
nichts zu klagen haben.

Aber so ist es nicht. Ende 
Juni ist Anna-Magdalena Papa-
dopoulos, seit Herbst 2022 eh-
renamtliche Vorsitzende des 
Beirats, zurückgetreten. Aus 
Protest.

Der Beirat werde von der 
Stadtverwaltung „nicht wirk-
lich gehört, ernstgenommen 
und wertgeschätzt“, sagt Papa-
dopoulos der taz. Das Problem 
sei strukturell – und nicht neu.

Besonders massiv kritisiert 
die ehemalige Vorsitzende die 
städtische Ausländerbehörde. 
„Wie Freunde, denen man hel-
fen will, werden die Menschen 
dort oft nicht behandelt. Es gibt 
endlose Wartezeiten, man be-
kommt keine Antworten, Ar-
beitserlaubnisse gehen verlo-
ren, weil die Behörde es nicht 
schafft, sie zu verlängern.“ Un-
terbesetzung sei nicht der ein-
zige Grund. „Das fühlt sich wie 
institutioneller Rassismus an“, 
sagt Papadopoulos.

Den Ausschlag für ihren 
Rücktritt gab ein Eklat um eine 
Pressemitteilung des Beirats aus 
dem Frühjahr 2024. Sie durfte, 
sagt Papadopoulos, noch heute 
spürbar fassungslos und zor-

nig, „nicht über das Presseamt 
der Stadt veröffentlicht werden, 
wie sonst alles von uns, sondern 
nur über unsere eigenen Kanäle, 
was natürlich die Öffentlich-
keitswirksamkeit senkt“.

Die Mitteilung war laut Ti-
tel eine „Kampfansage“ gegen 
„rechtsradikale Theorien zur 
‚Remigration‘“ anlässlich des 
„Correctiv“-Berichts über ein 
Treffen Rechtsextremer Ende 
2023, die über Deportations-
pläne debattiert hatten. „Diese 
Pläne bedrohen unsere Exis-
tenz“, steht in der Mitteilung. 
„Sie bedrohen unsere Demo-
kratie und unsere Gesellschaft.“ 
Der Migrationsbeirat der Stadt 
Osnabrück stehe „solidarisch ge-
gen Rechtsextremismus, Diskri-
minierung und Hass“.

„Im Entwurf stand erst auch 
etwas über die CDU“, sagt Papa-
dopoulos, „und über ihr Ver-
ständnis von Asyl“.

Was dann geschah, habe sie 
schockiert. „Es hieß, das dürfe 
nicht über das Presseamt der 
Stadt veröffentlicht werden.“ 
Oberbürgermeisterin Katha-
rina Pötter (CDU) habe auf ein 
Gespräch gedrungen. Das habe 
Anfang Mai als Online-Mee-
ting stattgefunden, im Beisein 
von Vertreterinnen des Presse-
amts. „Der Termin wurde mir 
gewissermaßen diktiert, und ich 
musste ihn im Auto annehmen“, 
sagt Papadopoulos. „Ich habe 
gefragt, was denn das Problem 
sei, aber es gab keine Antwort. 
Es ging nur um das Formale. Es 

gebe ein ‚Neutralitätsgebot‘. Das 
Gespräch war unschön, hart, ab-
solut nicht auf Augenhöhe. Als 
Migrationsbeirat sind wir ja Teil 
der Stadt, aber das hat man da-
bei nicht gemerkt. Schlimm war 
das.“

Mehr noch: Als der Migrati-
onsbeirat die Correctiv-Recher-
chen in einer seiner Sitzun-
gen zur Sprache bringt, Papa-
dopoulos eine Stellungnahme 
vorträgt, auch vor Vertretern 

der Stadtpolitik, wird es hitzig. 
AfD-Stadtratsmitglied Alexan-
der Garder sei laut geworden, 
ausfallend, sagt Papadopoulos. 
„Das war eine verbale Attacke.“

„Das Ganze war sehr schwie-
rig für mich“, sagt Papadopou-
los der taz. „Ich bin ein Mensch, 
der gern etwas bewirkt. Das ging 
hier nicht.“ Warum alles so es-
kaliert ist, versteht sie nicht. „Ist 
das, weil wir versuchen, Bedeu-
tung für uns herzustellen? Weil 
wir politischer werden?“ Osna-
brück gebe sich stets weltoffen. 
Dass das zuweilen nicht so sei, 
wolle sie nicht verbergen.

Die Ratsgruppe GRÜNE/SPD/
Volt, die Mehrheit der Sitze im 
Stadtparlament hält, bedauert 
den Rücktritt. Sie findet zu dem 

Vorfall klare Worte: „Ich stelle 
mir die Frage, ob die Verwaltung 
Ratsbeschlüsse ernst nimmt, in 
denen Remigrations-Forderun-
gen und Ausländerfeindlichkeit 
von allen demokratischen Rats-
mitgliedern verurteilt werden, 
im Gegenzug aber offenbar die 
Arbeit des Migrationsbeirates 
behindert wird“, kritisiert SPD-
Ratsmitglied Elena Moormann.

Papadopoulos lege, so Moor-
mann, „den Finger in die 
Wunde“. Die Kommunalpolitik 
müsse sich gemeinsam mit der 
Verwaltung kritisch hinterfra-
gen. „Wenn wir einen Migrati-
onsbeirat haben wollen, was wir 
ausdrücklich tun, dann müssen 
wir ihn stärken und ihm Raum 
geben. Dafür braucht es auch 
eine entsprechende Offenheit 
und Unterstützung von Seiten 
der Verwaltungsspitze“, sagt 
Moormann. Bei der „Weiter-
entwicklung der Ausländerbe-
hörde“ müsse der Beirat stärker 
Berücksichtigung finden.

Die Stadt Osnabrück tut der-
weil so, als gäbe es gar kein Pro-
blem: „Aus Sicht der Stadtver-
waltung“, schreibt ihr Sprecher 
Arne Köhler der taz, „gab es 
keine Konflikte mit Frau Papa-
dopoulos“. Die Zusammenar-
beit mit dem Migrationsbeirat 
werde von den Mitarbeitenden 
der Verwaltung „stets als ange-
nehm und konstruktiv empfun-
den“.

Anna-Magdalena Papadopou-
los ist mittlerweile aus Osna-
brück weggezogen.

Die Stadt Osnabrück 
tut nach dem 
Rücktritt so, als gäbe 
es gar kein Problem

Nicht alles ist 
momentan so 

friedlich in 
Osnabrück: 

Die Vorsitzen-
de des 
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rats ist aus 
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zurückgetre-

ten   
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„Der Kollege, der für die 
Anschlüsse zuständig ist, 
kommt alle 14 Tage aus Bonn“

Von Marta Ahmedov

Dichter bebaut, belebter, aber 
auch grüner: So sollen die zwölf 
großen Hamburger Ein- und 
Ausfallsstraßen werden, wenn 
es nach dem Hamburger Se-
nat geht. Zumindest hat er am 
Dienstag die generationenüber-
greifende Grundlage für die Ent-
wicklung von Hamburgs Haupt-
verkehrsachsen mit dem „Mas-
terplan Magistralen 2040+“ 
beschlossen; Bausenatorin Ka-
ren Pein (SPD) und Oberbaudi-
rektor Franz-Josef Höing stellten 
diesen im Rathaus vor. Die Kritik 
an den Plänen ist jedoch schon 
jetzt groß. 

Die Stadtplanung habe die 
Magistralen in den vergangenen 
Jahrzehnten vernachlässigt und 
nur in Mosaikstücken entlang 
von ihnen gedacht, sagte Baudi-
rektor Höing bei der Vorstellung 
des Plans. Deshalb gebe es dort 
streckenweise sehr spröde Ge-
biete ohne erkennbaren Zusam-
menhang. An diesen Stellen soll 
nun eingegriffen werden: Wo 
sich heute lose ein Baumarkt, 
Einfamilienhäuser und Brach-
flächen aneinanderreihen, sol-
len zukünftig also nachverdich-
tete, begrünte und zusammen-
hängende Areale entstehen. 

Dafür wird in dem Master-
plan für jede der zwölf Magis

tralen eine eigene Erzählung 
entwickelt. Die als M5 dekla-
rierte Magistrale im Norden 
etwa soll so zu „Hamburgs grü-
ner Visitenkarte“ werden, die 
M2 im Westen dagegen zum 
„Grünen Wissensboulevard – 
zwischen neuen und gewach-
senen Stadtquartieren“. 

Laut der Baubehörde lässt 
sich noch nicht konkret abse-
hen, wie viele neue Wohnun-
gen im Rahmen des Master-
plans entstehen werden. Der 
Verband Norddeutscher Woh-
nungsunternehmen scheint al-
lerdings optimistisch: „Entlang 
der Hauptausfallstraßen gibt es 
noch reichlich Flächen, auf de-
nen hochwertige und bezahl-
bare Wohnungen geschaffen 
werden können“, erklärte Ver-
bandsdirektor Andreas Breitner.

Verkehrsfluss gewährleisten
Die größte Schwierigkeit des 
Plans dürfte darin liegen, seine 
Ziele mit der Natur seines Ge-
genstands zusammenzubrin-
gen: Die Magistralen zählen zu 
Hamburgs am meisten befahre-
nen Straßen. Das enorme Ver-
kehrsniveau steht dem Ziel von 
lebenswerten Wohnquartieren 
und mehr Grün auf den ersten 
Blick entgegen. 

„Man muss nicht erst mal ver-
kehrsberuhigen und dann erst 

anfangen, Stadtentwicklung 
zu betreiben“, sagte dazu Ober-
baudirektor Höing. Bausenato-
rin Pein ging noch weiter und 
sagte auf Nachfrage der taz: „Es 
ist nicht beabsichtigt, jetzt im 
großen Stil den Verkehr zu be-
ruhigen.“ Das sei im Moment 
gar nicht möglich. Auch ent-
halte der Plan keine klare Set-
zung, Fahrspuren zukünftig zu 
reduzieren, denn der Verkehrs-
fluss müsse gewährleistet blei-
ben.

Dieser Aspekt wird vom 
Hamburger Naturschutzbund 
hart kritisiert: „Es macht den 
Anschein, als würde der Ham-
burger Senat sich blind stellen 
für einen dringend notwen-
digen Wandel in der Stadtent-
wicklung“, erklärte er in Be-
zug auf die offene Verkehrs-
frage in den Plänen des Senats. 
„Wie groß mag die Wohnquali-
tät sein, wenn die Luft mit Ab-
gasen belastet, die Umgebung 
durch massive Versiegelung hit-
zebelastet und es dazu laut ist? 
Da kann doch irgendwann nie-
mand mehr wohnen. Stattdes-
sen müssen die Magistralen mit 
Blick auf die Zukunft klimaan-
gepasst gestaltet werden. Kon-
krete Ziele hat sich der Senat 
dafür aber nicht gesetzt.“

Auch die Opposition blickt 
weniger euphorisch als der Se-

nat auf den Masterplan. „Die 
jetzt vorgestellten Pläne ent-
halten – außer fantasiereichen 
Bezeichnungen für die Magis-
tralen – wenig Neues“, erklärte 
die Hamburger CDU-Fraktion. 
Nach Jahren der Planung sei 
kein einziger rechtskräftiger Be-
bauungsplan entstanden.

Wohnen in Lärm
Die Linkenabgeordnete Heike 
Sudmann kritisiert, dass der 
Plan auf keine schnellen Ver-
besserungen für die vielen 
Hamburger*innen hoffen lasse, 
die bereits jetzt unter dem vie-
len Autoverkehr und Lärm an 
den Magistralen leiden wür-
den. Diesbezüglich sieht Sud-
mann auch die Entwicklung von 
Wohnraum an den Magistralen 
kritisch und benennt eine „er-
kennbare Tendenz, den geför-
derten Wohnungsbau vor allem 
als Lärmriegel an den Straßen 
zu nutzen“ – soll heißen: Men-
schen mit wenig Geld leben in 
geförderten Wohnungen direkt 
an der Straße, während die ru-
higere Lage in den hinteren Rei-
hen denen vorbehalten bleibt, 
die es sich leisten können.

Auch die Stadtgesellschaft 
soll sich in die Gestaltung des 
Masterplans einbringen kön-
nen. Dafür soll im November 
eine Planwerkstatt stattfinden.

Mit dem Masterplan Magistralen will Hamburg seine zwölf Hauptverkehrsachsen lebendiger 
und grüner gestalten. Das wird mit dem Plan nicht klappen, beklagen Nabu und Opposition

Hier sollen 
blühende 
Landschaften 
entstehen: die 
Kieler Straße in 
Hamburg
Foto: Henning 
Angerer/Imago

Hamburg will die größten 
Straßen weiter bebauen

Der BGH bestätigt den Rauswurf bei Hannover 96. Dennoch wird Kind weiter Einfluss auf den Fußballklub haben
96-Boss Martin Kind ist abgesetzt
Martin Kind ist nicht mehr Ge-
schäftsführer des Fußball-Zweitli-
gisten Hannover 96. Der Bundesge-
richtshof (BGH) entschied in Karls-
ruhe, dass die Absetzung eines der 
streitbarsten Funktionäre des deut-
schen Profifußballs vor zwei Jahren 
rechtens war und nun wirksam ist.

Abgesetzt hatte den 80 Jahre al-
ten Hörakustik-Unternehmer die 
Führung des eigenen Mutterver-
eins Hannover 96 e.V. Die Vereins-
seite und Kind an der Spitze des aus-
gegliederten Profifußball-Bereichs 
liefern sich seit Jahren eine heftige 
Auseinandersetzung. Vor dem Land-

gericht Hannover und dem Oberlan-
desgericht Celle hatte sich Kind noch 
erfolgreich gegen seine Abberufung 
gewehrt. Die Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs ist dagegen nach 
Aussage eines BGH-Sprechers „nicht 
mehr mit Rechtsmitteln anfechtbar“.

Kind selbst äußerte sich nicht per-
sönlich zu dem Urteil. In einer Stel-

lungnahme der Profifußball-Gesell-
schaft heißt es aber, dass er nun in 
deren Aufsichtsrat wechseln wird. 
Dort werde er mit dem neuen Ge-
schäftsführer „konstruktiv für eine 
erfolgreiche Weiterentwicklung von 
Hannover 96 zusammenarbeiten“.

Der Streit zwischen der Vereins- 
und der Kapitalseite in Hannover 
hat mehrere Ebenen. Kern des Kon-
flikts ist der sogenannte Hannover-
96-Vertrag, der die Zusammenarbeit 
zwischen Vereins- und Kapitalseite 
regeln soll. Die im deutschen Profi-
fußball geltende 50+1-Regel schreibt 
zwar vor, dass die Muttervereine im 

Fall einer Ausgliederung des Profibe-
reichs die Stimmenmehrheit in der 
Kapitalgesellschaft behalten müs-
sen und ein Weisungsrecht gegen-
über deren Geschäftsführern besit-
zen. Im 96-Vertrag steht aber, dass 
diese Geschäftsführer nur dann er-
nannt oder abberufen werden kön-
nen, wenn beide gleichstarken Lager 
im vierköpfigen Aufsichtsrat dem 
zustimmen. Kind berief sich vor Ge-
richt immer auf diese Satzung. Die 
e.V.-Führung setzte Kind dagegen 
unter dem Vorwurf ab, in mehr als 
100 Fällen ihr Weisungsrecht miss-
achtet zu haben. (dpa)

Staatsministerin im Bundeskanzleramt, das 
ist ein Job, bei dem kaum einer direkt weiß, 
was das ist – klingt aber ganz gut, und ist es 
auch. Die Bremer SPD-Bundestagsabgeord-
nete Sarah Ryglewski will ihr Mandat und da-
mit auch den honorigen Posten zu nächster Ge-
legenheit aufgeben: Bei der Bundestagswahl 
2025 wolle sie nicht mehr kandidieren, kün-
digte sie nun an.

Eine politische Karriere könne man ihrer 
Erfahrung nach nicht planen, sagte Ryglewski 
2021 im taz-Interview. Für sie hing in der Tat 
vieles daran, zum rechten Zeitpunkt am rech-
ten Ort zu sein. 2015 rückte die SPD-Linke für 
Carsten Sieling in den Bundestag nach, weil der 
überraschend in Bremen als Bürgermeister ge-
braucht wurde. Seine Mitgliedschaft im Haus-
haltsausschuss erbte sie mit – das passte gut. 
Die Politikwissenschaftlerin hatte sich, sagt sie 
selbst, schon im Studium für Zahlen begeistern 
können und war schnell in der Materie. 2019 

holte Finanzminister Olaf Scholz sie als Par-
lamentarische Staatssekretärin ins Finanzmi-
nisterium; der Posten war freigeworden, weil 
Christine Lambrecht Justizministerin wurde. 
Als Scholz 2021 Kanzler wurde, nahm er Ry-
glewski mit – Staatssekretärin ist Ryglewski im 
Bundeskanzleramt weiterhin, auch wenn der 
Posten dort Staatsministerin genannt wird – 
das klingt besser, wenn sie den Kanzler mal 
vertreten muss.

Repräsentationsaufgaben sind aber nur ein 
kleiner Teil ihrer Aufgabe. Die Süddeutsche Zei-
tung sprach von Ryglewski mal als „Maschi-
nistin der Macht“. Weiter erläutert wird das 
nicht, aber es stimmt schon: Sie muss mit 
dafür sorgen, dass Zahnräder greifen im Ge-
setzgebungsprozess. Viele Gespräche führt Ry-
glewski mit Fraktionen, um frühzeitig zu se-
hen, wo es bei Gesetzesinitiativen zwischen 
ihnen knirscht. Eine ähnliche Rolle hat sie 
als Bund-Länder-Koordinatorin – schließlich 
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müssen Gesetze auch noch durch den Bun-
desrat. Außerdem koordiniert sie die deutsche 
Nachhaltigkeitsstrategie.

Mit 41 Jahren und nach zehn Jahren im Bun-
destag sei nun Zeit für etwas Neues, schreibt 
Ryglewski in ihrem Statement – die Fragen 
nach dem Warum sind damit nicht wirklich 
geklärt. Eventuell ist sie einfach vorausschau-
end: Obwohl sie zweimal souverän ein Direkt-
mandat geholt hat, könnte es bei der nächsten 
Wahl schwierig werden. Das Land Bremen hat 
zwei Wahlkreise, beide werden gewöhnlich von 
SPD-Leuten gewonnen. Doch durch die neue 
Wahlrechtsreform führt ein Sieg in den beiden 
Wahlkreisen nicht automatisch zu zwei Manda-
ten. Statt Ryglewski würde wohl der Bremerha-
vener SPD-Kandidat dann den Vorzug erhalten.

Einer möglichen Abwahl kommt Ryglewski 
zuvor. In ihrer Ankündigung, nicht mehr zu 
kandidieren, betont sie zigmal ihre Verbun-
denheit und ihre Erfolge für Bremen. Sieht sie 
hier ihre Zukunft? „Buten un binnen“, das Re-
gionalmagazin von Radio Bremen, spekulierte 
am Dienstag über einen möglichen neuen Pos-
ten: Es gebe Gerüchte, dass Ryglewski die Nach-
folge von Genossen Innensenator Ulli Mäurer 
übernehmen könne, der mit heute 73 Jahren 
nicht mehr lange im Amt bleiben wolle. 

Ryglewski wäre wieder mal zur rechten Zeit 
am rechten Ort � Lotta Drügemöller
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U
nser Telefon macht Zicken und meine 
Frau Eminanim schickt mich darauf-
hin zum Telekom-Laden. Zwei Stun-
den lang versucht der pickelgesich-

tige Junge dort, mir irgendein XXL-Super-
Speed-10.000-Kram-Entertainment-Paket zu 
verkaufen, das ich vehement ablehne. Aber 
trotzdem landet es noch vor mir bei uns zu 
Hause. Und das gleich zweifach!

„Osman, du treibst dich stundenlang in 
diesem Laden rum, aber unser Telefon ist im-
mer noch tot! Stattdessen bekommen wir im-
mer wieder völlig unnötiges Zeug geliefert“, 
schimpft meine Frau.

Also trotte ich am nächsten Tag wieder zum 
Telekom-Pickel-Jugendheim. Es empfängt 
mich ein anderer Jugendlicher, fast noch ein 
Kind. Ist Kinderarbeit nicht in Deutschland 
verboten?

„Junger Mann, ich habe es ausdrücklich tau-
send Mal gesagt, dass ich dieses sogenannte 
XXL-Mega-Dingsbums nicht haben will! Aber 
zum zweiten Mal haben Sie es mir zuge-
schickt!“, rufe ich sehr laut durch den Laden, 
aber die beiden Jugendlichen der letzten Tage 
sind gar nicht da. Das scheint Firmenpolitik zu 
sein, damit man sie nicht zur Verantwortung 
ziehen kann. Oder ist das hier etwa der Tele-
kom-Kindergarten und die richtigen Mitarbei-
ter erledigen ihren Dienst woanders?

„Also mein Herr, im Computer steht, dass 
Sie unser Super-Mega-Speed-200.000-XXL-
Entertainment-Paket sehr wohl bestellt ha-
ben. Freuen Sie sich drauf, das kriegt nicht je-
der. Die Leute stehen Schlange dafür“, flötet der 
Jugendliche im Stimmbruch.

„Ich weiß, bei der Post stehen die ganzen 
Leute Schlange, um den Schrott wieder zurück-
zuschicken! Seit Tagen flehe ich euch an: Bitte, 
bitte, ich will das nicht! Ich will nur, dass mein 
Telefon funktioniert!“

„Mein Herr, unser Computer kontaktiert un-
sere Mitarbeiter sofort, damit der Kunde mög-
lichst schnell die gewünschte Ware bekommt, 
ist das nicht toll?“, quietscht er wie ein schlecht 
geöltes Türscharnier.

„Es ist aber nicht gewünscht, verdammt! Ich 
will diesen Super-Mega-Ärger-Kram nicht! Ich 
will nur, dass Sie unser Telefon reparieren!“

„Das geht aber nicht so schnell. Der Kollege, 
der für die Anschlüsse zuständig ist, kommt 
alle 14 Tage aus Bonn.“

„Ich fass es nicht! Kann die Telekom etwa in 
ganz Bremen keinen einzigen Techniker fin-
den, der mein Telefon anschließt, oder was?“

„Techniker haben wir schon, aber um die 
Anschlüsse kümmern sich ausschließlich un-
sere Subs!“

„Was sind denn jetzt Subs? Wieder so ein un-
nützes Gerät, mit dem Sie mich schikanieren?“

„Subs sind unsere Subunternehmer. Keine 
Sorge, wir werden Sie noch rechtzeitig schrift-
lich benachrichtigen, wann der Sub bei Ihnen 
vorbeischauen wird.“

Am nächsten Tag bekommen wir aber an-
statt des Subs zunächst eine dicke Rechnung 
für den ersten XXL-Speed-Entertainment-Mist, 
den wir selbstverständlich nicht haben wollten. 

Daraufhin droht meine Frau mit der Schei-
dung. Im Eifer des Gefechts wird es mir aber 
nicht deutlich, ob sie sich von mir oder von der 
Telekom scheiden lassen will.

Osman bekommt 
Super-Mega-Speed

Osman Engin
alles getürkt
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Eine Milliarde für Wasserstoff
Für Wasserstoffprojekte sollen Milliardensum-
men nach Niedersachsen fließen. Allein in dem 
Bundesland sind demnach 1,28 Milliarden Euro 
vorgesehen. Mit den Investitionen werde das Bun-
desland zum „grünen Wasserstoffland Nummer 
eins“, sagte Niedersachsens Umwelt- und Energie-
minister Christian Meyer (Grüne). Insgesamt in-
vestieren Bund und Länder 4,6 Milliarden Euro 
für 23 Projekte, wie das Wirtschaftsministerium 
in Berlin mitteilte. (dpa)

Strafbefehl für Kinder-Randale
In einem Prozess nach der Verwüstung einer 
Schule hat das Amtsgericht Osnabrück gegen die 
Angeklagte in Abwesenheit einen Strafbefehl er-
lassen. Die Geldstrafe beträgt 150 Tagessätze zu je 
zehn Euro. Die beiden Jungen waren im Juli 2020 
in eine Schule eingedrungen und hatten dort ei-
nen Sachschaden von 150.000 Euro verursacht. 
Der Mutter wird vorgeworfen, ihrer Aufsichts-
pflicht über ihre damals elf und zwölf Jahre al-
ten Kinder nicht nachgekommen zu sein. (dpa)

Handwerk zum Ausprobieren
Mit einem freiwilligen Handwerksjahr (FHJ) soll 
Interessierten die Möglichkeit gegeben werden, 
innerhalb von zwölf Monaten vier verschiedene 
Handwerksberufe kennenzulernen. Für jeweils 
drei Monate können Jugendliche und Studien-
zweifler in einen Betrieb gehen und einen Hand-
werksberuf ausprobieren, teilt die Handwerks-
kammer Lübeck mit. In dem FHJ könne nun be-
reits vor Ausbildungsstart getestet werden, ob ein 
Ausbildungsberuf zu einem passt. (dpa)

Land unterstützt Welcome Center
Mit insgesamt rund einer Million Euro fördert das 
niedersächsische Arbeits- und Sozialministerium 
sieben „Welcome Center“ für zugewanderte Fach-
kräfte im Land. Zu den Aufgaben der Beratungs-
stellen gehört es, Unternehmen bei der Fachkräf-
tegewinnung zu unterstützen. Sie sollen zudem 
Menschen aus dem Ausland ein Ankommen auf 
dem jeweiligen Arbeitsmarkt der Region erleich-
tern, wie das Ministerium am Dienstag in Han-
nover mitteilte. (epd)

nachrichten

Rücktritt als Protest: Osnabrück hat mit Anna-Magdalena Papadopoulos die Vorsitzende 
seines Migrationsbeirats verloren. Sie wirft der Stadt Missachtung und Rassismus vor

Vielfalt soll nicht 
anstrengend sein

Von Harff-Peter Schönherr

In einer Stadt, die sich „Friedens-
stadt“ nennt, die den Yilmaz-
Akyürek-Preis für Integration 
verleiht und nicht müde wird, 
die Achtsamkeit ihrer Willkom-
menskultur zu betonen, dürfte 
der Migrationsbeirat eigentlich 
nichts zu klagen haben.

Aber so ist es nicht. Ende 
Juni ist Anna-Magdalena Papa-
dopoulos, seit Herbst 2022 eh-
renamtliche Vorsitzende des 
Beirats, zurückgetreten. Aus 
Protest.

Der Beirat werde von der 
Stadtverwaltung „nicht wirk-
lich gehört, ernstgenommen 
und wertgeschätzt“, sagt Papa-
dopoulos der taz. Das Problem 
sei strukturell – und nicht neu.

Besonders massiv kritisiert 
die ehemalige Vorsitzende die 
städtische Ausländerbehörde. 
„Wie Freunde, denen man hel-
fen will, werden die Menschen 
dort oft nicht behandelt. Es gibt 
endlose Wartezeiten, man be-
kommt keine Antworten, Ar-
beitserlaubnisse gehen verlo-
ren, weil die Behörde es nicht 
schafft, sie zu verlängern.“ Un-
terbesetzung sei nicht der ein-
zige Grund. „Das fühlt sich wie 
institutioneller Rassismus an“, 
sagt Papadopoulos.

Den Ausschlag für ihren 
Rücktritt gab ein Eklat um eine 
Pressemitteilung des Beirats aus 
dem Frühjahr 2024. Sie durfte, 
sagt Papadopoulos, noch heute 
spürbar fassungslos und zor-

nig, „nicht über das Presseamt 
der Stadt veröffentlicht werden, 
wie sonst alles von uns, sondern 
nur über unsere eigenen Kanäle, 
was natürlich die Öffentlich-
keitswirksamkeit senkt“.

Die Mitteilung war laut Ti-
tel eine „Kampfansage“ gegen 
„rechtsradikale Theorien zur 
‚Remigration‘“ anlässlich des 
„Correctiv“-Berichts über ein 
Treffen Rechtsextremer Ende 
2023, die über Deportations-
pläne debattiert hatten. „Diese 
Pläne bedrohen unsere Exis-
tenz“, steht in der Mitteilung. 
„Sie bedrohen unsere Demo-
kratie und unsere Gesellschaft.“ 
Der Migrationsbeirat der Stadt 
Osnabrück stehe „solidarisch ge-
gen Rechtsextremismus, Diskri-
minierung und Hass“.

„Im Entwurf stand erst auch 
etwas über die CDU“, sagt Papa-
dopoulos, „und über ihr Ver-
ständnis von Asyl“.

Was dann geschah, habe sie 
schockiert. „Es hieß, das dürfe 
nicht über das Presseamt der 
Stadt veröffentlicht werden.“ 
Oberbürgermeisterin Katha-
rina Pötter (CDU) habe auf ein 
Gespräch gedrungen. Das habe 
Anfang Mai als Online-Mee-
ting stattgefunden, im Beisein 
von Vertreterinnen des Presse-
amts. „Der Termin wurde mir 
gewissermaßen diktiert, und ich 
musste ihn im Auto annehmen“, 
sagt Papadopoulos. „Ich habe 
gefragt, was denn das Problem 
sei, aber es gab keine Antwort. 
Es ging nur um das Formale. Es 

gebe ein ‚Neutralitätsgebot‘. Das 
Gespräch war unschön, hart, ab-
solut nicht auf Augenhöhe. Als 
Migrationsbeirat sind wir ja Teil 
der Stadt, aber das hat man da-
bei nicht gemerkt. Schlimm war 
das.“

Mehr noch: Als der Migrati-
onsbeirat die Correctiv-Recher-
chen in einer seiner Sitzun-
gen zur Sprache bringt, Papa-
dopoulos eine Stellungnahme 
vorträgt, auch vor Vertretern 

der Stadtpolitik, wird es hitzig. 
AfD-Stadtratsmitglied Alexan-
der Garder sei laut geworden, 
ausfallend, sagt Papadopoulos. 
„Das war eine verbale Attacke.“

„Das Ganze war sehr schwie-
rig für mich“, sagt Papadopou-
los der taz. „Ich bin ein Mensch, 
der gern etwas bewirkt. Das ging 
hier nicht.“ Warum alles so es-
kaliert ist, versteht sie nicht. „Ist 
das, weil wir versuchen, Bedeu-
tung für uns herzustellen? Weil 
wir politischer werden?“ Osna-
brück gebe sich stets weltoffen. 
Dass das zuweilen nicht so sei, 
wolle sie nicht verbergen.

Die Ratsgruppe GRÜNE/SPD/
Volt, die Mehrheit der Sitze im 
Stadtparlament hält, bedauert 
den Rücktritt. Sie findet zu dem 

Vorfall klare Worte: „Ich stelle 
mir die Frage, ob die Verwaltung 
Ratsbeschlüsse ernst nimmt, in 
denen Remigrations-Forderun-
gen und Ausländerfeindlichkeit 
von allen demokratischen Rats-
mitgliedern verurteilt werden, 
im Gegenzug aber offenbar die 
Arbeit des Migrationsbeirates 
behindert wird“, kritisiert SPD-
Ratsmitglied Elena Moormann.

Papadopoulos lege, so Moor-
mann, „den Finger in die 
Wunde“. Die Kommunalpolitik 
müsse sich gemeinsam mit der 
Verwaltung kritisch hinterfra-
gen. „Wenn wir einen Migrati-
onsbeirat haben wollen, was wir 
ausdrücklich tun, dann müssen 
wir ihn stärken und ihm Raum 
geben. Dafür braucht es auch 
eine entsprechende Offenheit 
und Unterstützung von Seiten 
der Verwaltungsspitze“, sagt 
Moormann. Bei der „Weiter-
entwicklung der Ausländerbe-
hörde“ müsse der Beirat stärker 
Berücksichtigung finden.

Die Stadt Osnabrück tut der-
weil so, als gäbe es gar kein Pro-
blem: „Aus Sicht der Stadtver-
waltung“, schreibt ihr Sprecher 
Arne Köhler der taz, „gab es 
keine Konflikte mit Frau Papa-
dopoulos“. Die Zusammenar-
beit mit dem Migrationsbeirat 
werde von den Mitarbeitenden 
der Verwaltung „stets als ange-
nehm und konstruktiv empfun-
den“.

Anna-Magdalena Papadopou-
los ist mittlerweile aus Osna-
brück weggezogen.

Die Stadt Osnabrück 
tut nach dem 
Rücktritt so, als gäbe 
es gar kein Problem

Nicht alles ist 
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„Der Kollege, der für die 
Anschlüsse zuständig ist, 
kommt alle 14 Tage aus Bonn“

Von Marta Ahmedov

Dichter bebaut, belebter, aber 
auch grüner: So sollen die zwölf 
großen Hamburger Ein- und 
Ausfallsstraßen werden, wenn 
es nach dem Hamburger Se-
nat geht. Zumindest hat er am 
Dienstag die generationenüber-
greifende Grundlage für die Ent-
wicklung von Hamburgs Haupt-
verkehrsachsen mit dem „Mas-
terplan Magistralen 2040+“ 
beschlossen; Bausenatorin Ka-
ren Pein (SPD) und Oberbaudi-
rektor Franz-Josef Höing stellten 
diesen im Rathaus vor. Die Kritik 
an den Plänen ist jedoch schon 
jetzt groß. 

Die Stadtplanung habe die 
Magistralen in den vergangenen 
Jahrzehnten vernachlässigt und 
nur in Mosaikstücken entlang 
von ihnen gedacht, sagte Baudi-
rektor Höing bei der Vorstellung 
des Plans. Deshalb gebe es dort 
streckenweise sehr spröde Ge-
biete ohne erkennbaren Zusam-
menhang. An diesen Stellen soll 
nun eingegriffen werden: Wo 
sich heute lose ein Baumarkt, 
Einfamilienhäuser und Brach-
flächen aneinanderreihen, sol-
len zukünftig also nachverdich-
tete, begrünte und zusammen-
hängende Areale entstehen. 

Dafür wird in dem Master-
plan für jede der zwölf Magis

tralen eine eigene Erzählung 
entwickelt. Die als M5 dekla-
rierte Magistrale im Norden 
etwa soll so zu „Hamburgs grü-
ner Visitenkarte“ werden, die 
M2 im Westen dagegen zum 
„Grünen Wissensboulevard – 
zwischen neuen und gewach-
senen Stadtquartieren“. 

Laut der Baubehörde lässt 
sich noch nicht konkret abse-
hen, wie viele neue Wohnun-
gen im Rahmen des Master-
plans entstehen werden. Der 
Verband Norddeutscher Woh-
nungsunternehmen scheint al-
lerdings optimistisch: „Entlang 
der Hauptausfallstraßen gibt es 
noch reichlich Flächen, auf de-
nen hochwertige und bezahl-
bare Wohnungen geschaffen 
werden können“, erklärte Ver-
bandsdirektor Andreas Breitner.

Verkehrsfluss gewährleisten
Die größte Schwierigkeit des 
Plans dürfte darin liegen, seine 
Ziele mit der Natur seines Ge-
genstands zusammenzubrin-
gen: Die Magistralen zählen zu 
Hamburgs am meisten befahre-
nen Straßen. Das enorme Ver-
kehrsniveau steht dem Ziel von 
lebenswerten Wohnquartieren 
und mehr Grün auf den ersten 
Blick entgegen. 

„Man muss nicht erst mal ver-
kehrsberuhigen und dann erst 

anfangen, Stadtentwicklung 
zu betreiben“, sagte dazu Ober-
baudirektor Höing. Bausenato-
rin Pein ging noch weiter und 
sagte auf Nachfrage der taz: „Es 
ist nicht beabsichtigt, jetzt im 
großen Stil den Verkehr zu be-
ruhigen.“ Das sei im Moment 
gar nicht möglich. Auch ent-
halte der Plan keine klare Set-
zung, Fahrspuren zukünftig zu 
reduzieren, denn der Verkehrs-
fluss müsse gewährleistet blei-
ben.

Dieser Aspekt wird vom 
Hamburger Naturschutzbund 
hart kritisiert: „Es macht den 
Anschein, als würde der Ham-
burger Senat sich blind stellen 
für einen dringend notwen-
digen Wandel in der Stadtent-
wicklung“, erklärte er in Be-
zug auf die offene Verkehrs-
frage in den Plänen des Senats. 
„Wie groß mag die Wohnquali-
tät sein, wenn die Luft mit Ab-
gasen belastet, die Umgebung 
durch massive Versiegelung hit-
zebelastet und es dazu laut ist? 
Da kann doch irgendwann nie-
mand mehr wohnen. Stattdes-
sen müssen die Magistralen mit 
Blick auf die Zukunft klimaan-
gepasst gestaltet werden. Kon-
krete Ziele hat sich der Senat 
dafür aber nicht gesetzt.“

Auch die Opposition blickt 
weniger euphorisch als der Se-

nat auf den Masterplan. „Die 
jetzt vorgestellten Pläne ent-
halten – außer fantasiereichen 
Bezeichnungen für die Magis-
tralen – wenig Neues“, erklärte 
die Hamburger CDU-Fraktion. 
Nach Jahren der Planung sei 
kein einziger rechtskräftiger Be-
bauungsplan entstanden.

Wohnen in Lärm
Die Linkenabgeordnete Heike 
Sudmann kritisiert, dass der 
Plan auf keine schnellen Ver-
besserungen für die vielen 
Hamburger*innen hoffen lasse, 
die bereits jetzt unter dem vie-
len Autoverkehr und Lärm an 
den Magistralen leiden wür-
den. Diesbezüglich sieht Sud-
mann auch die Entwicklung von 
Wohnraum an den Magistralen 
kritisch und benennt eine „er-
kennbare Tendenz, den geför-
derten Wohnungsbau vor allem 
als Lärmriegel an den Straßen 
zu nutzen“ – soll heißen: Men-
schen mit wenig Geld leben in 
geförderten Wohnungen direkt 
an der Straße, während die ru-
higere Lage in den hinteren Rei-
hen denen vorbehalten bleibt, 
die es sich leisten können.

Auch die Stadtgesellschaft 
soll sich in die Gestaltung des 
Masterplans einbringen kön-
nen. Dafür soll im November 
eine Planwerkstatt stattfinden.

Mit dem Masterplan Magistralen will Hamburg seine zwölf Hauptverkehrsachsen lebendiger 
und grüner gestalten. Das wird mit dem Plan nicht klappen, beklagen Nabu und Opposition

Hier sollen 
blühende 
Landschaften 
entstehen: die 
Kieler Straße in 
Hamburg
Foto: Henning 
Angerer/Imago

Hamburg will die größten 
Straßen weiter bebauen

Der BGH bestätigt den Rauswurf bei Hannover 96. Dennoch wird Kind weiter Einfluss auf den Fußballklub haben
96-Boss Martin Kind ist abgesetzt
Martin Kind ist nicht mehr Ge-
schäftsführer des Fußball-Zweitli-
gisten Hannover 96. Der Bundesge-
richtshof (BGH) entschied in Karls-
ruhe, dass die Absetzung eines der 
streitbarsten Funktionäre des deut-
schen Profifußballs vor zwei Jahren 
rechtens war und nun wirksam ist.

Abgesetzt hatte den 80 Jahre al-
ten Hörakustik-Unternehmer die 
Führung des eigenen Mutterver-
eins Hannover 96 e.V. Die Vereins-
seite und Kind an der Spitze des aus-
gegliederten Profifußball-Bereichs 
liefern sich seit Jahren eine heftige 
Auseinandersetzung. Vor dem Land-

gericht Hannover und dem Oberlan-
desgericht Celle hatte sich Kind noch 
erfolgreich gegen seine Abberufung 
gewehrt. Die Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs ist dagegen nach 
Aussage eines BGH-Sprechers „nicht 
mehr mit Rechtsmitteln anfechtbar“.

Kind selbst äußerte sich nicht per-
sönlich zu dem Urteil. In einer Stel-

lungnahme der Profifußball-Gesell-
schaft heißt es aber, dass er nun in 
deren Aufsichtsrat wechseln wird. 
Dort werde er mit dem neuen Ge-
schäftsführer „konstruktiv für eine 
erfolgreiche Weiterentwicklung von 
Hannover 96 zusammenarbeiten“.

Der Streit zwischen der Vereins- 
und der Kapitalseite in Hannover 
hat mehrere Ebenen. Kern des Kon-
flikts ist der sogenannte Hannover-
96-Vertrag, der die Zusammenarbeit 
zwischen Vereins- und Kapitalseite 
regeln soll. Die im deutschen Profi-
fußball geltende 50+1-Regel schreibt 
zwar vor, dass die Muttervereine im 

Fall einer Ausgliederung des Profibe-
reichs die Stimmenmehrheit in der 
Kapitalgesellschaft behalten müs-
sen und ein Weisungsrecht gegen-
über deren Geschäftsführern besit-
zen. Im 96-Vertrag steht aber, dass 
diese Geschäftsführer nur dann er-
nannt oder abberufen werden kön-
nen, wenn beide gleichstarken Lager 
im vierköpfigen Aufsichtsrat dem 
zustimmen. Kind berief sich vor Ge-
richt immer auf diese Satzung. Die 
e.V.-Führung setzte Kind dagegen 
unter dem Vorwurf ab, in mehr als 
100 Fällen ihr Weisungsrecht miss-
achtet zu haben. (dpa)

Staatsministerin im Bundeskanzleramt, das 
ist ein Job, bei dem kaum einer direkt weiß, 
was das ist – klingt aber ganz gut, und ist es 
auch. Die Bremer SPD-Bundestagsabgeord-
nete Sarah Ryglewski will ihr Mandat und da-
mit auch den honorigen Posten zu nächster Ge-
legenheit aufgeben: Bei der Bundestagswahl 
2025 wolle sie nicht mehr kandidieren, kün-
digte sie nun an.

Eine politische Karriere könne man ihrer 
Erfahrung nach nicht planen, sagte Ryglewski 
2021 im taz-Interview. Für sie hing in der Tat 
vieles daran, zum rechten Zeitpunkt am rech-
ten Ort zu sein. 2015 rückte die SPD-Linke für 
Carsten Sieling in den Bundestag nach, weil der 
überraschend in Bremen als Bürgermeister ge-
braucht wurde. Seine Mitgliedschaft im Haus-
haltsausschuss erbte sie mit – das passte gut. 
Die Politikwissenschaftlerin hatte sich, sagt sie 
selbst, schon im Studium für Zahlen begeistern 
können und war schnell in der Materie. 2019 

holte Finanzminister Olaf Scholz sie als Par-
lamentarische Staatssekretärin ins Finanzmi-
nisterium; der Posten war freigeworden, weil 
Christine Lambrecht Justizministerin wurde. 
Als Scholz 2021 Kanzler wurde, nahm er Ry-
glewski mit – Staatssekretärin ist Ryglewski im 
Bundeskanzleramt weiterhin, auch wenn der 
Posten dort Staatsministerin genannt wird – 
das klingt besser, wenn sie den Kanzler mal 
vertreten muss.

Repräsentationsaufgaben sind aber nur ein 
kleiner Teil ihrer Aufgabe. Die Süddeutsche Zei-
tung sprach von Ryglewski mal als „Maschi-
nistin der Macht“. Weiter erläutert wird das 
nicht, aber es stimmt schon: Sie muss mit 
dafür sorgen, dass Zahnräder greifen im Ge-
setzgebungsprozess. Viele Gespräche führt Ry-
glewski mit Fraktionen, um frühzeitig zu se-
hen, wo es bei Gesetzesinitiativen zwischen 
ihnen knirscht. Eine ähnliche Rolle hat sie 
als Bund-Länder-Koordinatorin – schließlich 
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müssen Gesetze auch noch durch den Bun-
desrat. Außerdem koordiniert sie die deutsche 
Nachhaltigkeitsstrategie.

Mit 41 Jahren und nach zehn Jahren im Bun-
destag sei nun Zeit für etwas Neues, schreibt 
Ryglewski in ihrem Statement – die Fragen 
nach dem Warum sind damit nicht wirklich 
geklärt. Eventuell ist sie einfach vorausschau-
end: Obwohl sie zweimal souverän ein Direkt-
mandat geholt hat, könnte es bei der nächsten 
Wahl schwierig werden. Das Land Bremen hat 
zwei Wahlkreise, beide werden gewöhnlich von 
SPD-Leuten gewonnen. Doch durch die neue 
Wahlrechtsreform führt ein Sieg in den beiden 
Wahlkreisen nicht automatisch zu zwei Manda-
ten. Statt Ryglewski würde wohl der Bremerha-
vener SPD-Kandidat dann den Vorzug erhalten.

Einer möglichen Abwahl kommt Ryglewski 
zuvor. In ihrer Ankündigung, nicht mehr zu 
kandidieren, betont sie zigmal ihre Verbun-
denheit und ihre Erfolge für Bremen. Sieht sie 
hier ihre Zukunft? „Buten un binnen“, das Re-
gionalmagazin von Radio Bremen, spekulierte 
am Dienstag über einen möglichen neuen Pos-
ten: Es gebe Gerüchte, dass Ryglewski die Nach-
folge von Genossen Innensenator Ulli Mäurer 
übernehmen könne, der mit heute 73 Jahren 
nicht mehr lange im Amt bleiben wolle. 

Ryglewski wäre wieder mal zur rechten Zeit 
am rechten Ort � Lotta Drügemöller

https://www.youtube.com/@osmanengin1916
https://www.youtube.com/@osmanengin1916
https://www.youtube.com/@osmanengin1916
https://www.youtube.com/@osmanengin1916
https://www.youtube.com/@osmanengin1916
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Vom Versicherungssachbearbeiter zum Vollzeitkünstler: 
Tobias Vogel alias @kriegundfreitag haben seine 
Zeichnungen im Internet bekannt gemacht. Jetzt hat er mit 
einer „Strichmenschen-Demo“ gegen Nazis Spenden 
gesammelt – auch als Reaktion auf rechte Online-Sphären

„Manchmal muss 
ich lautstark 
ausatmen“

Interview Johanna Weinz

taz: Tobias Vogel, wie viele Strichmen-
schen haben Sie am vergangenen Wochen-
ende gezeichnet?

Tobias Vogel: Jetzt sind es 7.500. Es ging 
langsam los und wurde über die Tage im-
mer schneller. Bis zu den fertigen 12.896 Fi-
guren dauert es aber noch.

Wie lange brauchen Sie für  Sie eine Fi-
gur?

Im Durchschnitt sind es zehn, vielleicht 
15 Sekunden. Ein paar Strichfiguren sind et-
was detaillierter geworden, dann habe ich 
auch ein paar Tiere dazwischen gezeichnet, 
um das Bild aufzulockern. Aber die Stan-
dardfigur geht wirklich sehr schnell.

Jedes gegen Nazis demonstrierende 
Strichmenschlein entspricht einer Spende 
von fünf Euro. Aber wie kommt man auf 
so eine Idee? 

2018 habe ich schon mal etwas Ähnliches 
gemacht. Ich wurde gerade bekannter und 
wollte etwas machen, was nicht nur mei-
ner Person Aufmerksamkeit bringt. Also 
eine Charity-Aktion, aber sie sollte origi-
nell sein. Die damaligen Ausschreitungen 
in Chemnitz haben mich dazu gebracht, 
eine Strichmenschenkette zu zeichnen: Fi-
guren, die sich an den Händen halten. Das 
Geld wurde an den sächsischen Flüchtlings-
rat gespendet. An diese Idee wollte ich an-
knüpfen, nur diesmal mit einer Demo und 
zugunsten von „Kein Bock auf Nazis“. 

Wie sollte man sich in diesen Zeiten ein-
mischen?

Wenn man Teil einer privilegierten 
Gruppe ist, muss man auch manchmal 
wissen, wann man nichts zu sagen hat und 
einfach mal zuhört. Ich selbst mische mich 
nur selektiv ein, wenn ich auch wirklich et-
was zum Positiven verändern kann. Ich bin 
niemand, der permanent alles, was in der 
Welt passiert, kommentieren muss, meine 
Inhalte sind nicht besonders aktivistisch, sie 
dienen vielmehr der Unterhaltung. Ich finde 
es aber wichtig die eigene Umgebung stark 
zu machen und zu widersprechen, wenn je-
mand aus dem Freundeskreis oder der Fa-
milie rechte Parolen schwingt.

Sie arbeiten bei Ihren Zeichnungen im-
mer mit Humor. 

Das läuft bei mir stark intuitiv ab, die 
Mechanik ist mir rätselhaft: Ich wälze ver-
schiedene Gedanken hin und her, kombi-
niere verschiedene Elemente und irgend-
wann habe ich das Gefühl, etwas gefunden 
zu haben, das funktioniert. Humor hilft mir, 
mit dem Wahnsinn der Welt klarzukommen 
und lässt sich wunderbar mit Melancholie 
und Traurigkeit verbinden. Diese beiden 
Pole miteinander zu verbinden, empfinde 
ich als reizvoll.

Müssen Sie beim Zeichnen selbst viel 
lachen?

Nein, ehrlich gesagt nicht. Manchmal 
muss ich lautstark durch die Nase ausatmen. 
Aber wenn ich ins Archiv schaue, muss ich 
manchmal schon ein bisschen lachen. Das 
sind dann meistens alberne Sachen.

Lässt sich das Leben in ein paar weni-
gen Strichen zeichnen?

Man kann natürlich nur kleine Spotlights 
auf verschiedene Aspekte ausrichten. Ich 
habe ja erst Mitte 30 mit den Cartoons an-
gefangen, war aber auch schon vorher kre-
ativ und habe Gedichte geschrieben. Mich 
hat es schon immer fasziniert, wie viel Be-
deutung man in nur ganz wenig Text legen 
kann. Das versuche ich auch bei den Car-
toons. Die Betrachtenden können nicht al-
les mit dem bloßen Auge sehen, es gibt noch 
eine Ebene, die darunter liegt: Der Text ist 
zweideutig formuliert oder kann offenblei-
ben. Das Minimalistische aus den Zeich-
nungen ist keinem Masterplan entsprun-
gen, sondern aus der Not heraus entstan-
den, weil ich nicht so gut zeichnen konnte. 
Mittlerweile sind die Figuren zu meiner 
Handschrift geworden.

Wie sind Sie zum Zeichnen gekommen?
Ich bin ein extremer Phasenmensch und 

habe im Laufe meines Lebens schon ganz 
viele Dinge durchprobiert. Meistens hält das 
aber nur ein paar Wochen an. Das mit den 

Von Frauke Hamann

Mit dem Bau der Mauer im August 1961 be-
kommt die deutsch-deutsche Teilung eine neue 
Dimension: Wachtürme und Grenzschutzanla-
gen hindern die DDR-Bewohner an der Flucht 
in den Westen. DDR-Bürger können diese in-
nerdeutsche Grenze fortan nur unter Einsatz 
des eigenen Lebens überwinden. 

Das erfährt auch Axel Mitbauer. Der Leip-
ziger, Jahrgang 1950, ist in einer regimekriti-
schen Familie aufgewachsen. Die elterlichen 
Polstereibetriebe wurden enteignet – diese 
wirtschaftliche Drangsalierung löst einen 
unheilbaren Riss aus. Doch Axel Mitbauer ist 
auch ein hoch talentierter Schwimmer, er wird 
schon mit acht Jahren gezielt unterstützt und 
zum Aushängeschild staatlicher Sportförde-
rung. Mit zwölf gehört er zum DDR-National-
kader, schwimmt täglich sechs bis sieben Stun-
den, absolviert 20 Kilometer und mehr. 

Mitbauer, zwei Mal DDR-Meister über 400 
Meter Freistil, qualifiziert sich auch für die 
Olympischen Spiele 1968 in Mexiko. Dann ver-
haftet ihn die Staatssicherheit: Mitbauer hatte 
westdeutschen Schwimmern Fluchtgedanken 
offenbart, doch werden die Pläne entdeckt. Mit-
bauer erträgt wochenlange Haft, nach der Ent-
lassung wird er für sämtliche Wettkämpfe ge-
sperrt – lebenslänglich.

22 Kilometer bis Travemünde
Da belauscht der Athlet zufällig ein Gespräch:  
Von Boltenhagen aus sei die Flucht über die 
Ostsee möglich. „Du bist verrückt“, sagt seine 
Mutter, als er sie einweiht: Er will nachts die 
Ostsee bei 18 Grad Wassertemperatur durch-
schwimmen, 22 Kilometer vom westlichsten 
Ostseebad der DDR bis nach Travemünde, BRD. 
Mitbauer erzählt bis heute immer mal davon, 
wie er das reglementierte Leben satt hatte. Wie 
er die Lage in Boltenhagen erkundete – dort, 
wo der Badestrand nachts bewachte Sperrzone 
wird. Wie seine Mutter ihn mit Vaseline ein-
rieb und seine Sachen an sich nahm. Und wie 
er losschwamm am 17. August 1969 um 21 Uhr.

Die Suchscheinwerfer setzen, technisch be-
dingt, immer wieder kurz aus. „Weiter drau-
ßen war ich dann geschützt durch die Wel-
lenkämme.“ Vom Polarstern geleitet, erreicht 
er gegen 1 Uhr früh die Lübecker Bucht. Bei 
Windstärke 5 wird eine Leuchtboje im wahrs-
ten Wortsinn zu seinem Haltepunkt: Er klam-
mert sich daran. „Da sitzt einer auf der Boje“: 
Am frühen Morgen entdeckt ein Besatzungs-
mitglied der „Nordland“ den durchgefrorenen 
Mann. Das Fährschiff nimmt ihn an Bord und 
legt um 7.35 Uhr in Travemünde an.

Axel Mitbauer nennt seine Flucht „einen Sieg 
des Willens“. 55 Jahre nach diesem lebensbe-
stimmenden Ereignis kommt er wieder an die 
Trave, aber auch nach Boltenhagen, um über 
seine spektakuläre Flucht zu sprechen; ferner 
über die Zeit danach: als Leistungsschwimmer 
und Schwimmtrainer im Westen. Bei der Euro-
pameisterschaft in der 4 x 200 m Freistil Staf-
fel holt er 1970 Gold – für die Bundesrepublik. 
Zur Weltspitze kann er jedoch nicht mehr auf-
schließen, wohl wegen der erzwungenen Pause.

Grenzen können abwehren, aber zugleich 
sperren sie ein, hatt die US-amerikanische 
Politikwissenschaftlerin Wendy Brown über 
Mauern als Machtform geschrieben. Demnach 
können Grenzen „kein äußeres ‚sie‘ definieren, 
ohne ein reaktionäres ‚wir‘ zu produzieren.“ 
Jede Grenze verheißt aber auch die Möglich-
keit, sie zu überwinden. Mehr als 5.000 DDR-
Bürger versuchten nach 1961, über die Ostsee 
zu fliehen. Von ihnen wurden 4.522 entdeckt 
und festgenommen, 174 kamen bei dem Flucht-
versuch um. Axel Mitbauer gehört zu den 913 
Menschen, die damit erfolgreich waren.

das wird

„Du bist verrückt“, 
sagte seine Mutter
Er war ein Vorzeigesportler des 
sozialistischen Staates, aber der war 
ihm zu eng: 1969 schwamm Axel 
Mitbauer aus der DDR in den 
Westen. Davon erzählt er jetzt –  
am Start und am Ziel seiner Flucht

Tobias Vogel alias @kriegundfreitag,  
42, vedankt sein Pseudonym er der Auto-Kor-
rektur seines Handys: Aus „Krieg und Frieden“ 
machte sie „Krieg und Freitag“.

Cartoons war eigentlich eine kurze Phase, 
die dann so durch die Decke gegangen ist, 
dass daraus etwas Längeres entstanden ist.

Wie kam es überhaupt zu dieser „Phase“? 
Es war an einem Samstag und ich war mit 

meiner Frau unterwegs, wir sind in einem 
Buchladen gelandet, nichts Ungewöhnli-
ches. An diesem Tag bin ich vor dem Regal 
mit Anleitungen zum Zeichnen hängen ge-
blieben. Mit Mitte 30 bin ich dort zum ers-
ten Mal auf die Tatsache gestoßen, dass es 
etwas sein könnte, was einem gar nicht in 
die Wiege gelegt wurde, sondern man genau 
wie Kochen erlernen kann. Die Idee hat mich 
komplett fasziniert und ich habe eine An-
leitung gekauft. Ich konnte ja nur das zeich-
nen, was auch in dem Buch war, hatte aber 
Lust, ein bisschen persönlicher zu werden, 
wofür mir aber die Skills gefehlt haben. So 
bin ich bei den Strichmenschen gelandet.

Und dann?
Innerhalb von zwei Tagen habe ich zehn 

Cartoons gezeichnet. Meine Frau fand die 
super. Dann habe ich gedacht: Okay, ich teile 
das mit der Welt und habe mir einen Twit-
teraccount erstellt. Nachdem ich die ers-
ten Cartoons hochgeladen habe, hat mein 
Handy nicht mehr aufgehört zu vibrieren. 
Ständig kamen neue Likes und Follower 
rein. Ich hatte immer gehofft, dass ich mal 
auf eine Goldader stoße und Menschen für 
meine Ideen begeistern kann. Dass es wirk-
lich dazu gekommen ist, war surreal.

Möglich gemacht hat Ihren Erfolg also 
Twitter, heute X genannt  – halten Sie sich 
noch gerne dort auf? 

Twitter war so etwas wie mein Wohnzim-
mer im Internet. Seit Elon Musk halte ich 
mich fast gar nicht mehr dort auf, es gibt 
auch keinen Ersatz dafür. Auch Instagram 
hat sich weg vom Bild hin zu Videos verän-
dert. Dass Orte, an denen ich meine Kunst 
beworben habe und stattfinden konnte, sich 
so verändern, erlebe ich als frustrierend. Zu-
mal es mit dem Rechtsruck unangenehm ist, 
sich permanent in diesen Sphären aufzuhal-
ten. Die Aktion am Wochenende hat sehr gut 
getan dagegen anzukämpfen.

Können Sie heute von der Kunst leben?
Ja, es ist eine Mischkalkulation. Meine Bil-

der werden mittlerweile für relativ hohe Be-
träge verkauft. Die Bücher verkaufen sich 
auch nicht schlecht. Und dann habe ich noch 
eine Lesebühne in Hamburg, auf der ich mo-
natlich auftrete. Viele Menschen können 
sich nur sehr reiche oder brotlose Künstle
r:innen vorstellen. Ich habe festgestellt, dass 
es ganz viele dazwischen gibt.

Wie kommt man aus einem Versiche-
rungsjob übers Zeichnen auf eine monat-
liche Lesebühne?

Für viele Cartoon oder Comiczeichner:in
nen gehört es dazu, auch auf der Bühne auf-
zutreten, man hat ja meistens keinen so gu-
ten Verdienst. Beim Publikum kommt das 
sehr gut an, deswegen habe ich das auch 
direkt gemacht. Nach einiger Zeit kam ein 
Freund auf mich zu, der noch ein viertes 
Mitglied für die Lesebühne gesucht hat.

War das Wochenende ein Erfolg?
Es wäre verrückt, wenn ich unzufrie-

den wäre. Ich bin ergebnisoffen an die Ak-
tion herangegangen: Der Pessimist in mir 
konnte sich vorstellen, dass es auf kein Inter-
esse stößt. Ich konnte mir aber auch vorstel-
len, dass ein verrückter Millionär spenden 
würde. Schlussendlich sind rund 65.000 
Euro an „Kein Bock auf Nazis“ gespendet 
worden. Da kann man sich schon auf die 
Schulter klopfen.

Strichmenschen-Demo: bis 20. 7.,  
Hamburg, Galerie Affenfaust

Humor, um mit 
dem Wahnsinn 

der Welt 
klarzukommen: 

Detailansicht 
der Strichmen-

schen-Demo
Abb.:  

@kriegund
freitag
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Vortrag und 
Gespräch 
„Davongekrault 
– Die Flucht 
des Axel 
Mitbauer über 
die Ostsee“ mit 
Axel Mitbauer, 
René Wiese 
(Zentrum 
deutsche 
Sportgeschich-
te) und Volker 
Höffer 
(Stasi-Unterla-
gen-Archiv): 

Mi, 17. 7., 18 
Uhr, Clubhaus 
des TSV, 
Lübeck-Trave-
münde

Do, 18. 7., 19 
Uhr, Boltenha-
gen, Festsaal

„Mit einem rauschenden Fest“ ist im Hamburger Hansevier-
tel ein neuer „Gastro- und Event-Hotspot“ eröffnet worden, 
und dass der Name „Le big TamTam“ ungewöhnlich ehrlich 
hinweist auf all die unhanseatische heiße Luft, finden nur 
böse Zungen. Alle anderen sind entzückt, zum Beispiel wie 
hier das Fischbrötchen „revolutioniert“ wird. Eigentümerin 
der Mall für Besserverdauende ist die CBRE Investment Ma-
nagement, verwaltetes Vermögen: 147,6 Milliarden Dollar. 

der revolutionäre-fischbrötchen-glamour

https://tickets.centralkomitee.de/product/69285/dem-poebel-zur-freude-centralkomitee-hamburg-am-18-09-2024
https://tickets.centralkomitee.de/product/69285/dem-poebel-zur-freude-centralkomitee-hamburg-am-18-09-2024
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